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Eintragungsverfahren bei Aweigniederlaffun i 
l g und bei Sitzverlegung 
nach der zum 1. Oktober 1937 in Kraft tretenden Neuregelung 


Von Oberamtsrichter Groſchuff, Berlin 


Nachdem ſchon das Aktiengeſetz v. 30. Jan. 1937 das 
regiſterrechtliche, e chen dei me 
gen und bei Sitzverlegungen für Aktiengeſellſchaften auf eine 
völlig neue Grundlage geſtellt hat, ſind nunmehr durch das 
„Geſetz über die Eintragung von Handels⸗ 
niederlaſſungen und das Verfahren in Sohlfele; 
regiſterſachen“ v. 10. Aug. 1937 (RSBL I, 897) die ein- 
Iötägigen Vorſchriften des HGB. und des Gmbh der Neu- 
1 ai A angepaßt worden 1). Beide Geſetze treten 
ie 10 10 kt. N in Kraft, jo daß mit dieſem Zeitpunkt 
n eden geſchaffen iſt. Die fol⸗ 

gungen bezwecken, in die praktiſche Handhab 
des neuen Rechtszuſtandes einzuführ 1 85 Ki 1 5 
fach auftauchenden ee ae 


I. Zweigniederlaſſungen 


Während bis zum 30. Sept. 1937 Anmeldungen, Zeich- 
en von Uuterſchriften und Einreichungen % ea 
905 ai durch die Beteiligten bei jedem Regiſtergericht, in deſſen 
8 ezirk ſich eine Zweig niederlaſſung befindet, beſonders zu 
ewirken waren, und zwar bei „Anmeldungen“ unter Nach⸗ 
ide e en beim Gericht der Haupt⸗ 
0 er des Sitzes? i R 
Grundſaz beherrscht; tzes 2), wird das neue Recht von dem 
die Beteiligten haben nur mit dem Gericht = 
niederlaſſung oder des Sitzes zu tun, das g die 
Eintragung beim Regiſtergericht der Zweigniederlaſſung ver- 
mittelt und ſämtliche auf die Zweigniederlaſſungen bezüg⸗ 
lichen Aumeldungen in ſeinem eigenen Regiſter einträgt. 
Eine gewiſſe Vereinfachung für die Beteiligten und ihre 
Rechtsberater mag dieſes Verfahren bedeuten ). Für das Ge⸗ 
richt der Hauptniederlaſſung bzw. des Sitzes wird es dagegen 
eine erhebliche Belaſtung nach ſich ziehen, die ſich namentlich 
in Großſtädten bei großinduſtriellen Unternehmungen aus⸗ 
wirken dürfte. Der Zweck der Neuregelung geht denn offen⸗ 
ſichtlich auch weniger dahin, irgendwie das Verfahren zu 
vereinfachen, als vielmehr dahin, die Führung des Handels⸗ 
regiſters — ſoweit mehrere Niederlaſſungen beſtehen — zu 
zentraliſieren beim Gericht der Hauptniederlaſſung bzw. 
des Sitzes“), weil das von der bisherigen Rechtſprechung in 


1) Auf dieſes Geſetz it in folgendem hingewieſ ; 
Zuſatz „i. d. Neufaſſung“. 3 hingewieſen durch den 

2) Vgl. 8 13 Abf. 1 u. 2 HGB. bisheriger Faſſung. 

) Vgl, Begründung zum Altch.: DRAnz. 1937 Nr. 28 vom 
4. Febr. 1937. | 

4) Damit find die Neformvorſchläge Criſollis („Entwurf 
eines Geſetzes zur Vereinheitlichung, Bereinigung und Reinhaltung 
des Handelsregiſters“, Walter de Gruyter & Co., Berlin Leipzig 
1934) wenigſtens auf dem Teilgebiete des Rechts der Zweignieder⸗ 
laſſung verwirklicht; ſie ſind aber nicht folgerichtig durchgeführt, 
jo daß ſich beim Schriftverkehr Schwierigkeiten ergeben. 


beſchränktem Umfange anerkannte ſelbſtändige⸗ Prüfungsrecht 
des Gerichts der Zweigniederlaſſung?) der Gleichſchaltung der 
Regiſter der Zweigniederlaſſungen und der Hauptniederlaſſung 
(bzw. des Sitzes) vielfach hinderlich war. Es ſoll grundſätzlich 
nur das Gericht der Hauptniederlaſſung (bzw. des Sitzes) Tür 
die Eintragungen verantwortlich ſein. 

1. Errichtung der Zweigniederlaſſung: 

a) Anmeldung: Nach § 13 Abf. 1 Satz 1 HGB. i. d. Faſſ. 
des Gef. v. 10. Aug. 1937 iſt alſo „die Errichtung der Zweig⸗ 
niederlaſſung von einem Einzelkaufmann oder einer 
juriſtiſchen Perſon beim Gericht der Hauptniederlaſſung, 
von einer Handelsgeſellſchaft beim Gericht des Sitzes der Geſell⸗ 
ſchaft zur Eintragung in das Handelsregiſter des Gerichts der 
Zweigniederlaſſung anzumelden“. (Inhaltlich ebenſo: § 35 
Satz 1 AG.) Die Anmeldung erfolgt zwar beim Gericht der 
Hauptniederlaſſung (bzw. des Sitzes), aber unter Zweck⸗ 
angabe (Eintragung beim Gericht der Zweigniederlaſſung). 
Dem bisherigen Sprachgebrauch des Geſetzes entſprechend iſt 
der geſetzliche Wohnſitz einer Handelsg eſellſchaft (OHG., 
KommdGeſ., Gmb.., Aktiengeſellſchaft) als „Sitz“ bezeichnet“), 
während die kaufmänniſche Betätigung am Ort der „Nieder⸗ 
laſſung“ (Haupt⸗, Zweigniederlaſſung erfolgt?). „Sitz“ und 
(Haupt⸗) „Niederlaſſung“ fallen in der Regel zuſammen, 85 
AktG. beſtimmt ſogar ausdrücklich die Übereinſtimmung des 
Sitzes mit dem Ort des Betriebes der Leitung oder Ver⸗ 
waltung, ſo daß außerhalb des Ortes der Leitung oder Ver⸗ 
waltung der Ort des Betriebes rechtsnotwendig eine Zweig⸗ 
niederlaſſung iſt. Ein Einzelkaufmann hat neben ſeinem 
verſönlichen geſetzlichen Wohnſitz nur den Ort der „Nieder⸗ 
laſſung“ (Haupt⸗, Zweigniederlaſſung). Unter „juriſtiſcher 
Perſon“ iſt die „Juriſtiſche Perſon“ des 833 HGB. zu ver⸗ 
ſtehen, „deren Eintragung ... mit Rückſicht auf den Gegen⸗ 
ſtand oder auf die Art und den Umfang ihres Gewerbebetriebes 
zu erfolgen hat“ (z. B.: Rechtsfähige Vereine und Stiftungen, 
ſoweit ſie ein Handelsgewerbe betreiben; Kolonialgeſellſchaften; 
juriſtiſche Perſonen des öffentlichen Rechts; Bergwerksgeſell⸗ 
ſchaft nach Landesrecht: Art. 5 EGB.) nicht aber juriſtiſche 
Perſonen, die ſchon kraft Geſetzes „Kaufmann“ ſind (Aktien⸗ 
geſellſchaft, Komm&ef. a. A., Gmb, Genoſſenſchaften). Da 
bei dieſer „Juriſtiſchen Perſon“ des 833 HGB. ihr „Sitz“ 
ſich nicht mit dem Ort einer etwaigen kaufmänniſchen Be⸗ 
tätigung zu decken braucht, wird ſie als Kaufmann beim 
Regiſtergericht ihrer Handelsniederlaſſung (Haupt-, Zweig⸗ 
niederlaſſung) geführt. 

Die Anmeldung der Zweigniederlaſſungserrichtung er⸗ 
folgt bei der Juriſtiſchen Perſon und bei der Aktiengeſellſchaft 


5) JFG. 1, 218; Joh. 31, 375; 33, 117; 44, 137; RA. 12, 
226; JW. 1906, 198; 1908, 109; 1914, 332. 
6) 88 106 Ziff. 2, 162 Abſ. 1, 198, 320 Abſ. 3 HGB.: § 3 
Ziff. 1 Gmb. 
7) 829 HGB. 
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durch den „Vorſtand“, d. h. durch Vorſtandsmitglieder in 
vertretungsfähiger Zahl, bei der Gmb. aber durch ſämt⸗ 
liche Geſchäftsführer (833 Abſ. 3 HGB. i. d. Neu⸗ 
faſſung; 835 Abſ. 1 Satz 1 Akt G.; 88 78, 12 Abſ. 1 GmbH.). 
Werden gleichzeitig mehrere Zweigniederlaſſungen errichtet, ſo 
muß ſelbſtverſtändlich für jede Zweigniederlaſſung eine An⸗ 
meldung dem Gericht der Hauptniederlaſſung (bzw. des Sitzes) 
eingereicht werden, und zwar in Urſchrift. Inſoweit ent⸗ 
ſteht alſo durch die Neuregelung kein Vorteil. 

Ihre „Unterſchrift“ (nicht: Firma) zur Aufbewahrung 
beim Gericht der Zweigniederlaſſung zeichnen müſſen aber 
ſämtliche Vorſtandsmitglieder der Aktiengeſellſchaft und der 
Juriſtiſchen Perſon (835 Abſ. 2 Aktéf.; § 35 HGB.) und 
ſämtliche Geſchäftsführer der GmbH. ($ 8 Abſ. 3 GmbyG.). 
Bei der OHG. und KommGeſ. ſind „Firma“ und „Unter⸗ 
ſchrift“ jedes perſönlich haftenden Geſellſchafters (Liquidators), 
vom Einzelkaufmann nur die „Firma“ (nicht: Unterſchrift) 
zur Aufbewahrung beim Gericht der Zweigniederlaſſung zu 
zeichnen (88.29, 108 Abſ. 2, 153, 161 Abs. 2 HGB.; 8 13 
HGB. i. d. Neufaſſung). Prokuriſten zeichnen Firma mit Pro⸗ 
kurazuſatz und Unterſchrift für die Zweigniederlaſſung nur, 
wenn ihre Prokura nicht ausſchließlich auf eine andere Nieder⸗ 
laſſung nach 850 Abſ. 3 HGB. beſchränkt iſt (8 51 HGB.; 
§ 13 Abf. 2 HGB. i. d. Neufaſſung; § 35 Abſ. 2 AktG.) Dies 
ſtimmt mit dem bisherigen Rechtszuſtand überein. Nicht ge⸗ 
regelt iſt aber die Frage, ob eine etwa nachzuholende Zeich⸗ 
nung vom Gericht der Haupt niederlaſſung bzw. des Sitzes 
oder dem Gericht der Zweig niederlaſſung zu erzwingen 
iſt und ob die Einreichung der Zeichnung auch ſonſt un⸗ 
mittelbar an letzteres erfolgen kann. Man wird im Hin⸗ 
blick auf die erſtrebte Zentraliſierung grundſätzlich den „Um⸗ 
weg“ über das Gericht der Hauptniederlaſſung (bzw. des Sitzes) 
für das Gegebene anfehen müſſen, ohne aber dem Gericht der 
Zweigniederlaſſung den unmittelbaren Verkehr zu verſagen. 
Die Zeichnungen müſſen für jede Zweigniederlaſſung beſonders 
erfolgen. Inſofern entſteht alſo durch die Neuregelung 
wiederum keine Koſtenerſparnis. . 

b) Anlagen der Anmeldung kommen nur bei Kapital⸗ 
geſellſchaften und der „Juriſtiſchen Perſon“ des § 33 HGB. 
in Frage: bei Aktiengeſellſchaften „eine öffentlich beglaubigte 
Abſchrift der Satzung“ (§ 35 Akt G.), bei GmbH. „eine (ein- 
fache) Abſchrift des Geſellſchaftsvertrages und der 
Liſte der Geſellſchafter“, die beide erſt vom Gericht des Sitzes 
zu beglaubigen ſind (§S 12 GmbHG. i. d. Faſſ. des Art. 2 des 
Geſ. v. 10. Aug. 1937), bei Juriſtiſchen Perſonen „eine öffent⸗ 
lich beglaubigte Abſchrift der Satzung“ (8 33 Abſ. 3 HGB. 
i. d. Neufaſſung). Ein Geſellſchafterbeſchluß zur Errichtung 
einer Zweigniederlaſſung iſt nicht erforderlich. Die Anlagen 
müſſen in ſo viel Stücken, als Zweigniederlaſſungen errichtet 
werden, dem Gericht des Sitzes eingereicht werden. Sonſtige 
Anlagen (Vollmachten, Beſtallungen, Regiſterauszüge, Ge⸗ 
nehmigungsurkunden, Verſicherungen, Zeichnungsſcheine u. dgl.) 
find ebenſowenig, wie nach bisherigem Recht, beizufügen. 

e) Vermittlung des Gerichts der Hauptniederlaſſung 
ni Sitzes): Das Gericht der Hauptniederlaſſung (Sitzes) 
prüft: 

1. ob ein Antrag auf Errichtung einer Zweigniederlaſſung 
vorliegt, 

2. die Vertretungsbefugnis der Anmeldenden (Perſon, Ein- 
zel⸗ oder Kollektivvertretung, nicht „Prokuriſten“: 8 49 
HGB.), 
die Form der „Anmeldung“ (812 Abſ. 1 u. 2 HGB.), 

4. die Form der „Anlagen“ bzw. veranlaßt bei Gmbh. die 
Beglaubigung derſelben (vgl. oben zu b; natürlich auch, 
ob die Anlagen die richtigen ſind) 

und veranlaßt von Ants wegen: 

5. die Herſtellung einer beglaubigten Abſchrift ſeiner (bis 
herigen) Eintragungen, ſoweit ſie nicht ausſchließlich die 
Verhältniſſe anderer Niederlaſſungen betreffen, alſo einen 
begl. Auszug ohne gerötete Eintragungen, ohne Ver⸗ 
merke anderer Zweigniederlaſſungen und ohne die nur auf 
dieſe bezüglichen Eintragungen (3. B. § 50 Abſ. 3 HGB.) 


os 


und gibt im übrigen ohne Sachprüfung die An⸗ 
meldung nebſt Anlagen, ſofern beide formell in Ordnung ſind, 
und dem Auszug an das Gericht der Zweignieder⸗ 
laſſung weiter. Das zuſtändige Gericht brauchen alſo die 
Beteiligten nicht mehr ſelbſt zu ermitteln (8 13 Abſ. 1 Satz 2 
OGB. i. d. Neufaſſung; § 35 Abſ. 1 Satz 2 AktG.) . 

Die Bearbeitung erfolgt in den Akten der Hauptnieder⸗ 
laſſung; zur Aulegung beſonderer Sammelakten iſt kein Anlaß 
(8 24 Ziff. 1 AO.). 

Nicht geregelt iſt die Frage, wer die rechtliche Zuläſſigkeit 
einer von der Firma der Hauptniederlaſſung (bzw. des Sitzes) 
abweichenden „Firma der Zweigniederlaſſung“ 
zu prüfen hat (JFG. 8, 146; Bſp.: Zigarettenfabrik Mayer 
& Co., Zweigniederlaſſung Dresden der Monopol Zigaretten⸗ 
fabrik AG. in Se Das Gericht der Zweigniederlaſſung 
hat ſie ſcheinbar nicht zu prüfen (vgl. unten d), trägt aber 
nach 0 5 der ihm zugewieſenen Sachprüfung ein. Nimmt 
man auf Grund der beherrſchenden Stellung des Gerichts der 
Hauptniederlaſſung (bzw. des Sitzes) an, daß dieſe Prüfung 
dem letzteren obliegt und nicht durch den Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes („unverzüglich . . . weiterzugeben“) ausgeſchloſſen wird, 
ſo können ſich Unzuträglichkeiten ergeben, weil vor Weiter⸗ 
leitung an das Gericht der Zweigniederlaſſung der rechtliche 
Mangel behoben ſein muß und das Gericht der Zweignieder⸗ 
laſſung aus tatſächlichen Gründen (vgl. unten d) neue Be⸗ 
anſtandungen erheben kann. Die hierdurch drohenden Mehr⸗ 
koſten (für erneute Anmeldungen und Zeichnungen) würden 
ſich aber vermeiden laſſen, wenn die Beteiligten und ihre 
Rechtsberater ſich vor Anmeldung mit dem Gericht der 
Hauptniederlaſſung wegen der rechtlichen Zuläſſigkeit der 
Zweigniederlaſſungsfirma informatoriſch in Verbindung ſetzen. 
q; Tätigkeit des Gerichts der Zweigniederlaſſung: Das 
Zweigniederlaſſungsgericht hat diejenige tatſächliche Prü⸗ 
fung vorzunehmen, die nur an Ort und Stelle erfolgen kann; 
das iſt nach § 13 Abi. 3 Satz 1 HGB. i. d. Neufaſſung und 
835 Abſ. 3 Satz 1 AtE.: 


1. die Prüfung der Tatfrage, ob „die Zweignieder⸗ 
laſſung errichtet“ iſt: hierunter fällt die Feſt⸗ 
ſtellung, ob am Ort der Zweigniederlaſſung überhaupt 
irgendein Betrieb ſtattfindet und ob die Niederlaſſung 
eine „Zweig niederlaſſung“ im Rechtsſinne dar⸗ 
ſtellt, alſo ein ſelbſtändiger Betrieb „kaufmänniſcher“ 
Geſchäfte im Gegenſatz zu bloßen Hilfsgeichäften von 
Verkaufsniederlagen, Fabrikationsſtellen, techniſchen Büros 
u. dgl. ſtattfindet (vgl. OLG. 27, 297; 14, 332; Joh. 18, 
17). Dieſe Prüfung erfordert in der Regel Anhörung der 
örtlichen Induſtrie- und Handelskammer (8 126 FGG.) 


die Prüfung, ob 8 30 H G B. beachtet iſt, d. h. ob die 
Firma tatſächlich „frei“ iſt, weil ſie ſich „von allen an 
demſelben Orte oder in derſelben Gemeinde bereits be⸗ 
ſtehenden und eingetragenen Firmen deutlich 
unterſcheidet“. Verneinendenfalls iſt ein Unterſchei⸗ 
dungszuſatz beizufügen (8 30 Abſ. 3 HGB.). Nur in 
dieſem tatſächlichen Rahmen hat an ſich das Gericht der 
Zweigniederlaſſung die Möglichkeit, die Firma zu be⸗ 
anſtanden und eine Firmenänderung in tatſächlicher Hin⸗ 
ſicht zu prüfen (nicht auch in rechtlicher Hinſicht: vgl. 
oben e, a. E.); eine Gegenmeinung wäre nur möglich, 
wenn man unter „Zweigniederlaſſung errichtet“ i. ©. 
obiger Ziff. 1 auch die Firmenwahl einbegreift. 

Es entſteht nun hier für die Gerichte die brennende 
Frage, wer den Schriftwechſel hinſichtlich der 
Beanſtandungen, die das Gericht der Zweig⸗ 
niederlaſſung erhebt, mit den Beteiligten zu 
führen hat. Es liegt nahe, die Befugnis dem Gericht, das 
die Prüfung hat, einzuräumen, alſo dem Gericht der Zweig⸗ 
niederlaſſung. Dieſe Auffaſſung würde zwar dem Grundſaß, 
daß die Beteiligten uur mit dem Gericht der Hauptnieder⸗ 
laſſung (bzw. des Sitzes) zu tun haben ſollen?), widerſprechen 
und praktiſch auch zu Unträglichkeiten führen, weil die Gefahr 


8) Vgl. Begründung loben Anm. 3), die in dieſer Hinſicht aller⸗ 
dings nicht völlig klar iſt. 


e 
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beſteht, daß abändernde Anmeldungen nicht zum Gericht der 
Haupt niederlaſſung (bzw. des Sitzes) gelangen; auch beſteht 
die Möglichkeit, daß im Fall der Errichtung mehrerer Zweig⸗ 
niederlaſſungen die Beteirigten eine übereinſtimmende ab⸗ 
weichende Firma für ſämtliche Zweigniederlaſſungen vor⸗ 
b die Anmeldungen alſo ſämtlich abändern wollen. End⸗ 
15 ſcheint nach dem Wortlaut des 813 Abi. 3 Satz 2 HGB. 
richt derfaſſung und des 3 35 Abf. Saß 2 Att®, dem che 
17 11 Zweigniederlaſſung zwar die Anordnung der „Ein⸗ 
ee „nicht aber die anderweite Entſcheidung über die An⸗ 
Si ung durch Zurückweiſung übertragen zu ſein. Allein, der 
8 inn dieſer zit. Beſtimmungen geht offenbar lediglich nur 
ahin, das ſelbſtändige Prüfungsrecht des Gerichts der Zweig⸗ 
niederlaſſung hinſichtlich der dom Gericht der Hauptnieder⸗ 
laſſung (oder des Sitzes) eingetragenen Tatſachen auszuſchließen 
(„und dabei“). Eine andere Löſung als die, daß das 
Gericht der Zweigniederlaſſung im Rahmen 
ſeines Prüfungsrechts unbeſchränktes Ent⸗ 
ſcheidungsrecht habe, iſt nach Lage der Sache 
kaum m öglich, da bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen 
beiden Gerichten das Gericht der Hauptniederlaſſung (bzw. des 
Sitzes) nicht das Gericht der Zweigniederlaſſung „anweiſen“ 
kann, einzutragen und Beſchwerdeinſtanz das dem Gericht der 
Zweigniederlaſſung örtlich übergeordnete Land⸗ bzw. Ober⸗ 
landesgericht bleibt. Die überſendung einer urſchriftlichen 
„Anmeldung“ an das Gericht der Zweig niederlaſſung 
hat nur dann einen Sinn, wenn dieſes das uneingeſchränkte 
Eutſcheidungsrecht haben ſoll, weil andernfalls eine Abſchrift 
der dem Gericht der Hauptniederlaſſung (oder des Sitzes) ein- 
gereichten Anmeldung genügen würde“). . 


Liegen nun die Vorausſetzungen 
N ora zu 1 und 2 v 5 
55 9 der Zweigniederlaſſung die Awelgnieh knen 
85 zutragen, ohne die Vorausſetzungen die um 
( intragung beim Gericht der Hauptnichertaf- 
Re hatten, erneut nadhzuprüfen: das 
Prlfungsrecht des Gerichts ber Jug Aren ee 
8 ch erichts Zweigniederlaſſung hinſichtlich 
er inhaltlichen Zuläſſigkeit der Eintragungen beim Geri 
i n Ge 
e 5 9 ga Es hat Tea 
8 Ceſchſchaf 10 unheilbar nichtig erkannten 
einzutragen, muß aber für befugt 
Sites 1 das Gericht der Dallpmteberlaſſang 9 
Ae ie Nichtigkeit vorher aufmerkſam zu machen und 
12 0 . Die Eintragung iſt — wie bisher — 
= 2 n Regiſterauszug erſichtlichen Eintragung des Ge⸗ 
auferbem = we bisher 1 beg r, ber Juri del 
a — den „Ort“ der Zweigni 
und den evtl. Firmenzuſatz zu enthalten 1 13 rs 9 
1. d. Neufaſſung: $ 35 Abſ. 3 AktG.; 8 12 Abſ. 2 Sag 1 
Gmbh. i. d. Neufaſſung). re: 
Hinſichtlich der Veröffentlichung der Eintragu es 
rate der Zweigniederlaſſung hat es ſein Ber den bel 90 
isherigen Verfahren nach 8 15 Abſ. 3 HGB., für Aktiengeſell⸗ 
5 und GmbH. mit den aus 8 35 Abſ. 4 AktG. und 8 12 
Abf. 2 Satz 2 GmbH. i. d. Neufaſſung fi, ergebenden Be⸗ 
ſonderheiten, die ihrerſeits nur im Rahmen des neu geord⸗ 


neten Aktienrechts einige Abweichungen v isheri = 
zuſtand enthalten. u u 


Die Eintragung der Zweigniederlaſſung ift de i 
m Gericht 
der Hauptniederlaſſung von Amts Wee ie 


e) Eintragung beim Gericht der Hauptniederlaſſung: 
Diefes „vermerkt“ lediglich in feinen für die bet 
fung geführten Regiſter unter der bisherigen Num- 
mer die „Eintragung“ der Zweigniederlaſſung, d. h. die Er⸗ 
richtung derſelben, ihren Ort und den evtl. Firmenzuſatz, 
Ohne dieſen Vermerk zu veröffentlichen. Das gilt auch 
dann, wenn die Firma der Zweigniederlaſſung von der der 
Hauptniederlaſſung völlig abweicht (vgl. oben c, a. 8 


5) Nur bei dieſer Auslegung läßt ſich ein Unüberſichtlichwerde 
der Regiſterakten des Gerichts der Ae a Er des 
Fe durch Schriftwechſel aus Anlaß einer Zweigniederlaſſung ver⸗ 
hüten. Man denke daran, daß großinduſtrielle Unternehmungen 
viele Dutzende von Zweigniederlaſſungen zu unterhalten pflegen. 


Irgendeine rechtliche und tatſächliche Prüfung findet alſo nun⸗ 
mehr nicht ſtatt. Zur Anlegung beſonderer Akten ift wiederum 
kein Anlaß (8 13 Abſ. 4 HGB. i. d. Neufaſſung; 8 35 Abſ. 5 
AO.). Dieſes Verfahren entſpricht der bisherigen Übung in 
Preußen (8 44 AV. v. 7. Nov. 1899: JM Bl. 313). 


‚DIE dagegen die Zweigniederlaſſung im Bezirk des 
Regiſtergerichts der Haupftniederlaſſung (oder des Sitzes 
errichtet, fo ift für die Zweigniederlaſſung ein beſonderes 
Regiſterblatt zu verwenden 10). Dies ergibt ſich für das 
ganze Reich aus § 13 Abſ. 4 der (gleichfalls am 1. Okt. 1937 
in Kraft tretenden) Handels regiſterverfügung vom 
12. Aug. 1937 (D. 1937, 1251), die — ebenfo, wie die 
bisher in Preußen gültige AV. v. 7. Nov. 1899 (JM Bl. 313) — 
eine Rechtsverordnung von Geſetzeskraft iſt, weil fie auf Grund 
des durch Geſ. v. 10. Aug. 1937 (RGBl. I, 900) neugefaßten 
8125 SG. ergangen iſt 1). Es macht hierbei keinen Unter⸗ 
ſchied, ob die „Firma“ der Zweigniederlaſſung abweicht von 
der Firma der Hauptniederlafſung (oder des Sizes oder nicht. 
Mit der Verwendung des beſonderen Regiſterblattes entſtehen 
alſo hier auch beſondere Akten der Zweigniederlaſſung 
beim Gericht der Hauptniederlaſſung (oder des Sitzes. Im 
übrigen entſpricht das Verfahren den oben zu a- d entwickel⸗ 
ten Grundſätzen mit der Maßgabe, daß an die Stelle ber 
„Weitergabe der Anmeldung uſw. an das Gericht der Zweig⸗ 
niederlaſſung“ ſinngemäß die Verfügung der Anlegung be⸗ 
ſonderer Akten tritt. 


2. Aufhebung der Zweigniederlaſſung: Nach 
§ 13 Abſ. 5 HGB. i. d. Neufaſſung und 8 35 Abſ. 6 AktG. 
gelten die Vorſchriften für die Errichtung einer Zweignieder⸗ 
laſſung ſinngemäß auch für ihre Aufhebung. Es iſt alſo die 
formgerechte „Anmeldung“ der Aufhebung — Anlagen werden 
nicht in Frage kommen — dem Gericht der Hauptniederlaſſung 
(oder des Sitzes) einzureichen, das die Weiterleitung an das 
zutreffende Gericht der Zweigniederlaſſung verfügt; dieſes 
trägt die Aufhebung ein: zur Nachprüfung der Wahrheit der 
angemeldeten Tatſache durch Befragung der örtlichen Induſtrie⸗ 
und Handelskammer wird nur bei Verdachtsgründen Anlaß 
ſein, andere Ermittlungen kommen nicht in Betracht. Es ver⸗ 
öffentlicht die Eintragung (vgl. 8 15 Abſ. 3 HGB.) und teilt 
ihren Inhalt von Amts wegen dem Gericht der Hauptnieder⸗ 
laſſung (oder des Sitzes) mit, das ſeinerſeits im Regiſter die 
Aufhebung der Zweigniederlaſſung lediglich „vermerkt“. 


3. Beſtehende Zweigniederlaſſungen: Iſt eine 
Zweigniederlaſſung einmal ins Handelsregiſter eingetragen 
— gleichviel, ob vor oder nach dem 1. Okt. 1937 —, jo wird 
der Grundſatz der Zentraliſierung für die Dauer 
ihres Beſtehens reſtlos durchgeführt: das Gericht der 
Hauptniederlaffung (oder des Sitzes) übernimmt 
nunmehr — im Gegenſatz zu den Fällen der „Errichtung“ 
und „Aufhebung“ der Zweigniederlaſſung (vgl. oben zu 1 
und 2) — die Prüfung, Eintragung und Ver⸗ 
öffentlichung in vollem Umfange. Demgemäß ſind 
alle Anmeldungen, die die Hauptuiederlaſſung (oder Nieder⸗ 
laſſung am Sitz) oder die eingetragene Zweigniederlaſſung be⸗ 
treffen, in ſo viel Stücken, als „Niederlaſſungen“ 
beſtehen, dem Gericht der Haupt niederlaſſung (oder des 
Sitzes) einzureichen. Hat alſo ein großinduſtrielles Unter⸗ 
nehmen (z. B. eine Großbank) 60 Zweig niederlaſſungen ein⸗ 
tragen laſſen, fo find 61 Stücke einzuſenden ($ 13a HGB. 
i. d. Neufaſſung; § 36 Abſ. 1 Akt.). Die geſetzlich not⸗ 
wendigen Unterlagen, ohne die die Anmeldung den am Ort 
der Zweigniederlaſſung befindlichen Intereſſenten unverſtänd⸗ 
lich bliebe, ſind in der für die Zweigniederlaſſungen benötigten 
Stückzahl beizufügen: dies find bei Aktiengeſellſchaften 
öffentlich beglaubigte Abſchrift des „Hauptverſammlungs⸗ 
beſchluſſes“ nebſt etwaigen Abänderungsbeſchlüſſen 12), bei 
GmbH. „einfache Abſchrift des Geſellſchafterbeſchluſſes“ nebſt 
etwaigen abändernden Beſchlüſſen und im Fall der Kapital- 


10) Bisher anders nach Joh. 39, A117. 
11) Lenz: Dig. 1937, 1277; Joh. 29, 213 
12) Analogie nach § 35 Abſ. 1 H. 2 Aktch. 
304 
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erhöhung Abſchrift auch der „Liſte“ der Übernehmer “). Legi⸗ 
timationsurkunden, Genehmigungen, Verſicherungen, Über⸗ 
nahmeerklärungen und Zeichnungsſcheine kommen dagegen für 
Zweigniederlaſſungen, deren Gerichte nichts zu prüfen haben, 
nicht in Frage 10). Gleichwohl werden bei großinduſtriellen 
Unternehmungen die einzuſendenden Urkundenpakete gewichtig 
ſein; dieſe vermindern ſich lediglich dann, wenn die Anmeldung 
ausſchließlich die Verhältniſſe einzelner Nieder⸗ 
laſſungen betrifft: es find dann nämlich außer dem ſtets für 
das Gericht der Haupt niederlaſſung zu beſtimmenden Stück 
nebſt Anlagen nur ſo viel Stücke einzureichen (Anmeldungen 
in Urſchrift, evtl. Unterlagen), wie Zweigniederlaſſungen „be⸗ 
troffen“ find (§S 13a Abſ. 4 Satz 1 HGB. i. d. Neufaſſung; 
§ 36 Abſ. 4 Akt.). 
Im einzelnen geſtaltet ſich das Verfahren wie folgt: 

a) Vollſtändige Prüfung der Anmeldung nebſt Unter⸗ 
lagen durch das Gericht der Hauptniederlaſſung (oder des 
Sitzes), 

b) Prüfung der für die Zweigniederlaſſungen erforderlichen 
Stückzahl der Anmeldungen (in Urſchrift), bei juriſti⸗ 
ſchen Perſonen und Kapitalgeſellſchaften auch der Stück— 
zahl der notwendigen Unterlagen. 

Erfolgt zu a eine Beanſtandung, die eine Anderung 
der Anmeldung oder des ihr zugrunde liegenden Be⸗ 
ſchluſſes erforderlich macht, ſo ſind auch dieſe Anderungen 
in der für die Zweigniederlaſſungen notwendigen Stück⸗ 
zahl einzureichen. 

e) Eintragung im Regiſter der Haupt niederlaſſung, 
gleichviel ob die Anmeldung ſämtliche Nie⸗ 
derlaſſungen oder nur eine einzelne Zweig⸗ 
niederlaſſung betrifft (3. B. Prokura nach $ 50 
Abſ. 3 HGB.). Letzteres iſt neu. 

d) Bekanntmachung der Eintragung zu e in den nach 
38 10, 11 HGB. alljährlich beſtimmten öffentlichen Blät— 
tern 15), wie bisher. 

Dieſe Regel erleidet aber jetzt eine Aus⸗ 
nahme, wenn die Anmeldung ausſchließlich 
die Verhältniſſe „einzelner Niederlaſſun⸗ 
gen“ betrifft. „Niederlaſſung“ hat hier in $ 13a 
Abſ. 4 HGB. i. d. Neufaſſung, wie Satz 2 a. a. O. und 
die analoge Beſtimmung des § 36 Abſ. 4 AEG. erkennen 
läßt, den Sinn von „Zweig niederlaſſungen“. Sind nur 
eine oder einige Zweigniederlaſſungen betroffen, ſo erfolgt 
die Bekanntmachung nur im „Deutſchen Reichs- 
anzeiger“. Sind alle Zweigniederlaſſungen betroffen, 
ſo bewendet es bei der Regel der Veröffentlichung in allen 
Blättern aus 88 10, 11 HGB. durch das Gericht der 
Hauptniederlaſſung (bzw. des Sitzes). 

Neu iſt: in der Bekanntmachung durch den „Deut— 
ſchen Reichsanzeiger“ (nicht auch in den andern 
Blättern) iſt ſtets anzukündigen, daß die gleiche Ein- 
tragung für die Zweigniederlaſſungen bei den namentlich 
zu bezeichnenden (1) Gerichten erfolgen wird. Weicht die 
Firma der Zweigniederlaſſung — auch nur durch einen 
Zuſatz — von der Firma der Hauptniederlaſſung (oder 
des Sitzes) ab, ſo iſt auch dieſe abweichende Firma 
der Zweigniederlaſſung anzugeben ($ 13 a Abſ. 2 HGB. 
i. d. Neufaſſung; § 36 Abſ. 2 AktG.) 

e) Überſendung je eines Stückes der (urſchriftlichen) 
Anmeldung an jedes in Betracht kommende Gericht 
der Zweigniederlaſſung, unter Mitteilung der 
Nummer des „Deutſchen Reichsanzeigers“, in 
dem die Bekanntmachung nach d erfolgt iſt. » 

Beizufügen find: 
1. Nachricht von der Eintragung im Regiſter der Hanpt- 
niederlaßßung (oder des Sitzes) ſtets, 


18) Analogie nach § 12 Abi. 4 Gmb. i. d. Neufaſſung und 
859 ebd. 
14) Vgl. Anm. 12 u. 13. 

15) Das find in Berlin z. 3. neben dem „Deutſchen Reichs- 
anzeiger“ der „Völkiſche Beobachter“ und die „Börſenzeitung“. 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


2. bei Kapitalgeſellſchaften und juriſtiſchen Perſonen: 
die notwendigen Unterlagen (vgl. oben). Bei Gmbh. 
hat das Gericht des Sitzes den beizufügenden 
Geſellſchafterbeſchluß (nebſt Abänderungen) und die 
„Liſte“ der Übernehmer einer Kapitalerhöhung zuvor 
zu beglaubigen (8 13 a Abſ. 3 Satz 1 HGB. i. d. Neu⸗ 
faffung; 836 Satz 1 AktG.) 

f) Eintragung im Regiſter des in Betracht kommenden 
Gerichts der Zweigniederlaſſung: ohne jede 
Nachprüfung (neu!) (8 13a Abſ. 3 Satz 2 u. Abſ. 4 
Satz 2 HGB. i. d. Neufaſſung; 836 Abſ. 3 Satz 2 AktG.) 

g) Bekanntmachung der Eintragung zu k in den nach 
88 10, 11 HGB. beſtimmten örtlichen Blättern, 
aber nicht mehr im „Deutſchen Reichs⸗ 
anzeiger“ (neu!). Das bedeutet Koſtenerſparnis. Dafür 
iſt aber in der örtlichen Bekanntmachung anzugeben, daß 
„die Eintragung im Handelsregiſter der Hauptnieder 
laſſung (oder des Sitzes) erfolgt“ und „in der Nummer ... 
des, Deutſchen Reichsanzeigers“ bekanntgemacht iſt“ (513 a 
Abſ. 3 Satz 3 u. 4 HGB. i. d. Neufaſſung; § 36 Abſ. 3 
Satz 3 u. 4 Akt.). 

Rücknachricht durch das Gericht der Zweigniederlaſſung au das 
Gericht der Hauptniederlaſſung (oder des Sitzes) iſt nicht vor⸗ 
geſchrieben, da das letztere das Gericht der Zweigniederlaſſung 
nicht zu überwachen hat. Sie unterbleibt daher zweckmäßig, 
um unnötige Aktenbewegung, Materialkoſten und Arbeit zu 
erſparen. 

Was für die „Anmeldungen“ gilt, gilt entſprechend für 
„Einreichung von Schriftſtücken und die Zeich⸗ 
nung von Unterſchriften“ (8 13a Abſ. 5 HGB. 
i. d. Neufaſſung; § 36 Abſ. 5 Akt.). Unter „Schriftſtücke“ 
fallen z. B. bei Aktiengeſellſchaften auch Druckſchriften wie die 
„Belegblätter“ für die Veröffentlichung von Bilanzen und 
Veränderungen in der Zuſammenſetzung des Auſfſichtsrats 
(88 143 Abſ. 2, 91 AEG.) und bei GmbH. die Jahresliſten 
der Geſellſchafter nach 840 GmbHG. (Wegen Aufſichtsrat vgl. 
852 GmbH., § 91 AktG., § 18 Abſ. 2 Ech Aktch.) Dieſe ſind 
alſo ſtets in ſo viel Stücken, als „Niederlaſſungen“ (Haupt⸗ 
und Zweigniederlaſſungen) beſtehen — wie bisher —, ein- 
zuveichen, aber jetzt dem Gericht des Sitzes, das die Ver— 
teilung an die Zweigniederlaſſungsgerichte vornimmt. 

4. Zweigniederlaſſungen ausländiſcher Unter⸗ 
nehmungen: Ihre Behandlung bietet in der Praxis oft 
große Schwierigkeiten, die nur von Fall zu Fall zu löſen ſind. 
Sie erklären ſich überwiegend dadurch, daß das ausländiſche 
Recht Abweichungen für das deutſche Regiſterweſen erforder 
lich macht und die Einrichtung eines Handelsregiſters im Aus⸗ 
land (z. B. Amerika) vielfach unbekannt iſt. Die Grundzüge 
der Regelung, deren Neuerung übrigens nur gering iſt, ſind: 

a) Zunächſt iſt nachzuweiſen, daß im Ausland ein Unter⸗ 
nehmen beſteht, das nach deutſchem Recht eintragungs⸗ 
pflichtig ſein würde. In Ermanglung einer Handels⸗ 
regiſtereinrichtung geſchieht dies durch ausländiſche öffent⸗ 
liche Urkunden, von denen eine amtliche Überſetzung bei⸗ 
zufügen iſt. — Bei Kapitalgeſellſchaften iſt das Be⸗ 
ſtehen derſelben „als ſolcher“ nachzuweiſen ($ 37 Abſ. 2 
AktGh.), wobei zu beachten iſt, daß die „Bezeichnung“ als 
AG. oder GmbH. nicht entſcheidet, da die Vorſchriften 
des ausländiſchen Rechts mit denen des deutſchen Rechts 
ſich ſelten decken; entſcheidend iſt vielmehr die überein 
ſtimmung der Grundzüge in beiden Rechten: ob alſo die 
Geſellſchafter nicht perſönlich, ſondern nur (und zwar 
alle) mit Einlagen haften, das Geſellſchaftskapital in 
Aktien oder Einlagen zerlegt iſt. Die Verwaltungsrege— 
lung gibt keinen Aufſchluß. 

b) Liegen die Vorausſetzungen der Eintragungsfähigkeit 
nach a vor, fo wird die inländiſche Zweigniedertaſſung 
ſo behandelt, wie wenn ſie eine inländiſche 


16) Vgl. die Schlußworte in 8 13 HGB. u. 8 37 AktG. i. G. z. 
den Schlußworten des F 13 HGB. alter Faſſung: „Vorſchriften für 
Haupt .. oder .. am Sitz“ i. G. zu „wie wenn ſich die Haupt⸗ 
niederlaſſung im Inlande befände“. 
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Haupt niederlaſſung wäre 16), d. h.: alle Anmeld 
2 { „ 5 eldungen, 
gan, Einreichungen und Eintragungen Kan 
nel Gericht, in deſfen Bezirk die 3 weig nieder⸗ 
e Im Gegenſatz zu den Darlegungen unter 
912 1 hat alſo hier das Gericht der Zweigniederlaſſung 
techt und Pflicht zur ſelbſtändigen Prüfung, 
und zwar jetzt in vollem Umfange. 8 
Aus dieſem Grundſatz ergibt ſich bei Kapitalgeſell— 
ſchaften auch die Notwendigkelt, N fämtliche Vor⸗ 
ſltandsmitglieder (Geſchäftsführer) die Anmeldung be⸗ 
wirken (§ 13 b Abf. 1 u. 3 HGB. i. d. Neufaſſung; 88 78, 
12 Abſ. 1 GmbHS.; § 37 Abſ. 1 Satz 1 u. 5 Akt.). 
c) Da die inländische Zweigniederlaſſung aber tatſächlich 
keine Hauptniederlaſſung it, iſt der Ort der Zweig⸗ 
niederlaſſung und ihre evtl. abweichende Firma gleich- 
falls einzutragen (§ 13 b Abſ. 2 HGB. i. d. Neufaſſung; 
8 37 Abſ. 3 Aktch. ). | 
d) Beſonderheiten ergeben ſich für Aktien geſellſchaften 
aus 837 Abſ. 1 Saz 2 (Satzung) und Satz 3 (keine Ver⸗ 
ſicherung und ſonſtige Unterlagen), Abſ. 2 (Staatliche 
Genehmigung: vgl. § 292 AktG. Ju halt der An- 
meldung), Abſ. 4 (Bekanntmachung). 
Für GmbH.: vgl. in Preußen ſtaatliche G ie 
gung 9155 10 . i. Verb. m. SR Eur 
5 5 N 9 S & . e 
(865 an ) i. d. Faſſ. des Pröef. v. 22. Juni 1861 


II. Sitzverlegung 


„Zweig niederlaſſungen“ werden nicht 
5 eign Ir 8 Be 
1 ꝗ— 188 im Rechtsſinne haben: es d fich 
f 8 c u 15 N 8 i. d. Naas 955 
Abſ. . d gegebenenfalls ihre „Errichtun'g“ 1 
einem andern Gerichtsbezirk nach den oben d 
ar e en oben zu 11 und? - 
gelegten Grundſätzen beim Re Mergerig | 
laſſung oder des Sitzes en * eee 
1818 ; Enden der Hauptniederlaffung oder des Sitzes 
. ie bisher beim Gericht der bisherigen Haupt 
Free des Einzellaufmanns oder der „Juriſtiſchen 
ihre 955 e ee nein u des bisherigen 
a D SG., Jes, Gmbh ., Aktiengeſellſchaft, K = 
Oel , A. e 813% Satz 1 9008. . N Pafaſſung; 
den 1 . Die Sachprüfung iſt aber jetzt 
5 cht der künftigen Hauptniederlaſſung 
ausſchlieſlich 9055 10 e ü bertragen, und zwar 
. lich. ͤ ! 5 
m Rechtszuſtanden en eine weſentliche Verbeſſerung 
Früher war mangels bei ſchri i 
ſonderer Vorſchrift die Sach⸗ 
5 das Gericht des bisherigen Gig bei Fernen 
e Wan 15 die Sitzverlegung eine 
0 „die erſt mit ihrer Eintragung rechts⸗ 
wirkſam wurde. War die Sitzverle i 1 
A die gung eingetragen konnt 
en e daß die Wiedereintragung IN er 
90 5 weil die Firma tatſächlich erloſchen war, das Verlangen 
80 Übernahme der Eintragung ins Regiſter des neuen Sitzes 
5 5 ht formgerecht geſtellt wurde oder Schwierigkeiten entſtan⸗ 
ge am neuen Sitz die Firma nicht i. S. des § 30 HGB. 
00 = war und Firmenänderung nicht zu erreichen war. Um⸗ 
= Re es vorkommen, daß die Eintragung zwar ohne 
eres übernommen wurde, anſchließend aber Löſchungs⸗ und 


Firmenmißbrauchverfahren eingeleitet werden mußten. Das. 


Su 
RB. ftellte ferner regiſtertechniſch die Fi iſt 
e ferner ı ) die Firmen des AS 
obwohl hier die Eintragung der le des 20 ber bet 
n des e e Bedeutung hatte, den 
nen des B⸗Regiſters gleich n). Die Praxis war im übri 
1 einheitlich, zumal die Verbindung 15 eint a 


17) Vgl. OLG. 46, 248. 


künftigen Sitzes nicht aufgenommen wurde. Jetzt iſt eine ſach⸗ 
lich angemeſſene und einheitliche Regelung für das ganze Reich 
getroffen. 8 

Das Gericht der Hauptniederlaſſung oder des Sitzes teilt 
nämlich jetzt „unverzüglich von Amts wegen“ die Sitzverlegung 
dem Gericht der neuen Hauptniederlaſſung oder des 
neuen Sitzes mit unter Beifügung eines beglaubig⸗ 
ten vollſtändigen Regiſterauszugs (einſchl. 
Rötungen) und der Akten (813 Abſ. 1 Satz 2 u. 3 
OB. i. d. Neufaſſung; § 38 Abſ. 1 Satz 2 u. 3 AktG.) . In 
dieſer Hinſicht ähnelt die Regelung der für „Errichtung“ oder 
„Aufhebung“ von Zweigniederlaſſung getroffenen Neuordnung. 
Eine andere Prüfung durch das bisherige Gericht als allen- 
falls die, ob 8 

I. ein Antrag auf Sitzverlegung vorliegt, 

2. die Vertretungs befugnis der Anmeldenden zutrifft 
(Perſon, Einzel⸗ oder Köollektivvertretung, nicht: Pro⸗ 
kuriſten: § 49 HGB.), 

3. die Aumeldung form gerecht iſt (8 12 HGB.). 

wird nach Lage der Sache kaum in Frage kommen. Denn das 
Gericht der neuen Hauptniederlaſſung bzw. des neuen Sitzes 
hat ſelbſt zu prüfen: 

1. ob der Sitz ordnungsmäßig verlegt bzw. die Sitz⸗ 
verlegung „ordnungsmäßig beſchloſſen“ iſt, woraus ſich 
die volle Prüfungspflicht in tatſächlicher und rechtlicher 
Hinſicht ergibt, bei Kapitalgeſellſchaften und der Juriſti⸗ 
ſchen Perſon alſo auch hinſichtlich Form und Inhalt 
des „Beſchluſſes“; es können insbeſondere örtliche Orga⸗ 
niſationen (Induſtrie- und Handelskammer, Handwerks- 
kammer u. dgl.) ohne Schwierigkeit gehört werden; 

2. ob 830 HGB. beachtet iſt, d. h. örtlich die Firma 
„frei“ iſt. Verneinendenfalls ergibt ſich als ſelbſtverſtänd⸗ 
lich ſeine Befugnis, eine Firmenänderung im unmittel⸗ 
baren Geſchäftsverkehr zu erörtern. 

Liegen beide Vorausetzungen — evtl. nach Behebung der 
Beanſtandungen vor, ſo „hat“ es die Verlegung einzutra⸗ 
gen und hierbei die aus dem begl. Regiſterauszug des bisher 
zuſtändigen Gerichts erſichtlichen Eintragungen ohne Nach⸗ 
prüfung zu übernehmen. Mit dieſer Eintragung wird bei 
Kapitalgeſellſchaften die Sitzverlegung rechtswirkſam; bei andern 
Unternehmungen hat die Eintragung der Verlegung nur de⸗ 
klaratoriſche Bedeutung ($ 136 Abſ. 2 Satz 1 u. 2 HGB. 
i. d. Neufaſſung; 838 Abſ. 2 Satz 1—3 AktG.) Die Be⸗ 
kanntmachung erfolgt nach den allgemeinen Regeln, bei 
Aktiengeſellſchaften mit der Beſonderheit des $ 38 Abſ. 3 
AktG. 

Das neue Gericht gibt dem bisherigen Gericht Nachricht 
von der Eintragung und führt die ihm überſandten Akten 
weiter (§ 24 Abſ. 4 AD. v. 28. Nov. 1934). Das bisherige 
Gericht hat daraufhin lediglich die erforderlichen Ein⸗ 
tragungen (nach 838 Abſ. 2 a. E. AktG. : „Löſchungen“) 
„von Amts wegen vorzunehmen“. „Eintragungen“ 
(„Löſchungen“) beſtehen nicht etwa in einem bloßen „Ver⸗ 
merk“, der nicht bekanntzumachen wäre: vielmehr iſt „er⸗ 
forderlich“ eine Eintragung, aus der ſich das Schickſal der 
Firma ergibt, alſo etwa des Inhalts: „Der Sig iſt nach 

verlegt und die Firma daher hier gelöſcht ant 

Diefe „Eintragung“ („Löſchung“) iſt auch in den nach 88 10, 
11 HGB. beſtimmten öffentlichen Blättern — wie bisher — 
bekanntzumachen, da das Geſetz hier — im Gegenſatz zu § 13 
Abſ. 5 HGB. i. d. Neufaſſung — nichts Gegenteiliges be⸗ 
ſtimmt. 


18) Selbſtverſtändlich kommt ein Löſchungs verfahren nach 
8 31 Abſ. 2 HGB. oder § 2 Gel. v. 9. Okt. 1934 (Kc Bl. I 914) 
nicht in Frage, da die Firma oder Geſellſchaft nicht „erloſchen“ iſt, 
ſondern nur „verlegt“ iſt. 
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Übergang vom Hhandelsgeſetzbuch zum Aktiengeſetz 


Zugleich Beſprechung des Buches von Dietrich, „Die Satzung der Aktiengeſellſchaft““) 


Von Rechtsanwalt Dr. Heinz Meilicke, Berlin 


Das neue AktG. tritt am 1. Okt. 1937 in Kraft. Durch 
feine Beſtimmungen werden zum Teil bisher erlaſſene Satzungs— 
beſtimmungen unzuläſſig, zum Teil gibt es die Möglichkeit, 
neue Satzungsbeſtimmungen, die bisher nicht zuläſſig waren, 
zu erlaſſen. Satzungsbeſtimmungen über die Zuſammenſetzung, 
Wahl und Abberufung und die Entſendung von Aufſichtsrats⸗ 
mitgliedern treten nach 88 Ech AktG. mit Beendigung der HV. 
außer Kraft, die über die Entlaſtung des Aufſichtsrats für 
das am 1. Okt. 1937 laufende Geſchäftsjahr abgehalten wird, 
ſpäteſtens 5 Monate oder, wenn ſatzungsgemäß für die Be— 
ſchlußfaſſung über die Entlaſtung des Aufſichtsrats eine längere 
Friſt vorgeſehen iſt, 7 Monate nach Ablauf des Geſchäfts— 
jahres. 

Viele Geſellſchaften haben nun den Wunſch, ihre Satzun⸗ 
gen bereits vor dem 1. Okt. 1937 den neuen Beſtimmungen 
anzupaſſen, andere Aktiengeſellſchaften wiederum möchten von 
der durch das neue Akté̃. geſchaffenen Möglichkeit, durch bloßen 
Wechſel der Form in die GmbH. ſich zu verwandeln (von 
Böttcher⸗Meilicke, „Umwandlung, Verſchmelzung und 
Auflöſung“, 4. Aufl., „formwechſelnde Umwandlung“ ge⸗ 
nannt), Gebrauch machen und das Inkrafttreten des nenen 
AEG. bereits als Gmbh. erleben. 


I. Nach HGB. unzuläſſige, nach AktG. zuläſſige 
Satzungsänderungen können erſt ab 1. Okt. 1937 
beſchloſſen werden 


Soweit das neue AktG. Möglichkeiten zu Satzungsände— 
rungen gewährt, die das HGB. nicht kennt, z. 2: die Schaffung 
genehmigten Kapitals, die formwechſelnde Umwandlung, kön— 
nen dieſe Satzungsänderungen erſt nach dem 30. Sept. 1937 
beſchloſſen und in das Handelsregiſter eingetragen werden. 
Der Beſchluß, die Satzung in einer erſt ab 1. Okt. 1937 zu⸗ 
läſſigen Weiſe zu ändern, bedarf der für Satzungsänderungen 
im AktG. vorgeſchriebenen Formerforderniſſe. Es find alſo 
insbeſondere die Beſchränkungen des Bankenſtimmrechts und 
des Stimmrechts abhängiger Unternehmungen zu beachten 
($ 114 Abſ. 4, 6 AktG. ). 


Zwar können Satzungsänderungen mit der Maßgabe be⸗ 
ſchloſſen werden, daß ſie in einem ſpäteren Zeitpunkt in Kraft 
treten, und der Zeitpunkt des Inkrafttretens mag auch nach 
dem Eintrag in das Handelsregiſter liegen. So kann z. B. im 
März 1937 eine Satzungsänderung beſchloſſen und im April 
1937 in das Handelsregiſter eingetragen werden mit der Maß⸗ 
gabe, daß ſie erſt ab 1. Juli 1937 in Kraft tritt. Unzuläſſig 
erſcheint es aber, eine allein nach dem AktG. zuläſſige Satzungs⸗ 
änderung, z. B. die bedingte Kapitalerhöhung oder die form⸗ 
wechſelnde Umwandlung, im September 1937 zu beſchließen 
und im gleichen Monat in das Handelsregiſter mit der Maß⸗ 
gabe eintragen zu laſſen, daß die Rechtsänderung am 1. Okt. 
1937 in Kraft tritt; denn da es ſich bei der bedingten Kapital⸗ 
erhöhung und der formwechſelnden Umwandlung um eine 
durch das AktG. neugeſchaffene Möglichkeit handelt, muß der 
Beſchluß auf bedingte Kapitalerhöhung oder formwechſelnde 
Umwandlung als Tatbeſtandsteil unter der Herrſchaft des 
AktG. und nach deſſen Beſtimmungen gefaßt werden und kann 
auch erſt nach dem 1. Okt. 1937 in das Handelsregiſter ein⸗ 
getragen werden. Eine ſolche nur nach dem AktG. zugelaſſene 
Satzungsänderung kan auch nicht im September 1937 be⸗ 
ſchloſſen und nach dem 30. Sept. 1937 zum Handelsregiſter 
angemeldet werden. Vielmehr bedarf es dann einer neuen 
Beſchlußfaſſung nach dem 1. Okt. 1937 unter Berückſichtigung 
der Vorſchriften des AktG. und etwaiger inzwiſchen noch er⸗ 
laſſener Durchführungsvorſchriften zum AktG. 


1) Verlag W. Moeſer Buchhandlung, Leipzig. 


Weun infolgedeſſen die Satzungen einer Aktiengeſellſchaft 
an die Beſtimmungen des neuen AG. angepaßt werden ſollen, 
ſo können bis zum 1. Okt. 1937 nur ſolche Beſchlüſſe gefaßt 
und eingetragen werden, die auch nach dem HGB. möglich 
ſind. Dietrich hat in ſeinem Buch „Die Satzung der Aktien— 
geſellſchaft“ eine Muſterſatzung zuſammengeſtellt, die ſowohl 
den Beſtimmungen des HGB. als auch den Beſtimmungen des 
AktG. entſpricht. Bei der Benutzung dieſer Muſterſatzung 
können Satzungsänderungsbeſchlüſſe auch vor dem 1. Okt. 1937 
beſchloſſen und in das Handelsregiſter ſofort, unter Umſtänden 
mit der Maßgabe ihres Inkrafttretens am 1. Okt. 1937 ein⸗ 
getragen werden. Unrichtig wäre es aber — vielleicht dürfen 
Dietrichs Ausführungen S. 8 und 9 in dieſer Hinſicht 
etwas ergänzt werden —, nach dem HGB. unzuläſſige und 
erſt nach dem AktG. zuläſſige Satzungsänderungen bereits vor 
dem 1. Okt. 1937 zu beſchließen. 


II. Satzungsgeſtaltung nach dem AktG. 


Die Zuſammenſtellung und Kommentierung 
einer Muſterſatzung, die Dietrich in ſeinem Buch 
„Die Satzung der Aktiengeſellſchaft“ unter Voranſtellung eines 
Überblicks über die nach dem AG. notwendigen Satzungs⸗ 
änderungen in Aulehnung an ſeine früheren Ausführungen 
(JW. 1937, 649 ff., 852 ff., 976 ff. u. 1455 ff.) vorgenommen 
hat, wird nicht nur von den Leitern von Aktiengeſellſchaften, 
ſondern von allen Rechtswahrern, namentlich Notaren, Rechts⸗ 
anwälten und Wirtſchaftsprüfern, begrüßt werden. Während 
das engliſche Recht in der Companies Act 1919 den Aktien⸗ 
geſellſchaften von Geſetzes wegen eine Satzung in Geſtalt der 
jogenannten „Table A“ zur Verfügung ſtellt, die abbedungen 
werden kann, in der Regel aber als Satzungsbeſtandteil ge⸗ 
wählt wird, kennt das deutſche Recht eine ſolche Muſterſatzung 
nicht, und in der Praxis kann von einer allgemein gebräuch⸗ 
lichen Muſterſatzung nicht geſprochen werden; denn die Indi⸗ 
vidualität der deutſchen Rechtswahrer hat die mannigfaltigſten 
Spielformen hervorgebracht. Dietrichs Muſterſatzung iſt 
kurz und klar und vermeidet — bis auf vereinzelte Aus⸗ 
nahmen, z. B. § 18 Abſ. 1 Satz 3, 819 Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 3 
ſeiner Muſterſatzung — die vielfach ſich findende Neigung, den 
Geſetzestext in den Satzungen zu wiederholen. Die Satzungen 
ſollen aber kein Lehrbuch des Aktienrechts für Vorſtand und 
Aufſichtsrat fein, ſondern lediglich im Rahmen des Ge» 
ſetzes das für die einzelne Aktiengeſellſchaft Charakteriſtiſche 
(wie Gegenſtand des Unternehmens, Firma, Grundkapital uſw.) 
und die erwünſchten Sondernormen enthalten. Dietrichs 
Buch iſt m. E. der erſte zuſammenfaſſende Verſuch, für das 
neue AktG. eine zweckmäßige Satzung zu entwerfen, und es 
wäre zu wünſchen, daß die von Dietrich entworfene Satzung 
ſich zu einer Reichseinheitsſatzung entwickelt, in die 
nur noch für die einzelnen Geſellſchaften die Abweichungen 
vom Regelfalle einzufügen wären. 


Das Buch hat ſich darauf beſchränkt, die von der Muſter⸗ 
ſatzung möglichen Abweichungen in Erläuterungen kurz an⸗ 
zuführen, ohne aber auf die Unzahl der möglichen Abwand⸗ 
lungen im einzelnen näher einzugehen oder hierfür Auswahl⸗ 
beiſpiele zur Verfügung zu ſtellen. Dadurch hat das Buch an 
Überſichtlichkeit außerordentlich gewonnen und iſt nicht nur für 
den Juriſten, ſondern auch für den Praktiker der Wirtſchaft 
brauchbar. 


III. Stimmrechtsabſtufungen in den Satzungen 


Mit Rüdficht auf die geplante, in 89 Ech Aktch. feſtgelegte 
Aufhebung der Mehrſtimmrechtsaktien iſt neuerdings die Be⸗ 
ſtimmung des § 114 Abſ. 1 Satz 2 Att®., der § 252 Abſ. 1 
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Satz 1 HGB. entſpricht, in den Vordergrund getreten. Danach 
kann für den Fall, daß ein Aktionär mehrere Aktien beſttzt, 
ſatzungsgemäß das Stimmrecht durch Feſtſetzung eines Höchſt⸗ 
betrages oder von Abſtufungen beſchränkt werden. Es kann 
alſo beſtimmt werden, daß ein Aktionär, der mehr als den 
fünften Teil des Grundkapitals beſitzt, über den darüber 
Unausgehenden Teil kein Stimmrecht hat. Durch eine ſolche 
Stimmrechtsbeſchränkung können, ebenſo wie durch Schaffung 
von Vorzugsſtimmrechtsaktien, dem Eindringen eines Groß⸗ 
aktionärs in die Geſellſchaft durch Aufkauf von Aktien 
Schwierigkeiten in den Weg gelegt werden. Bisher kannten 
eine ſolche Stimmrechtsbeſchränkung nach 8 252 Abf. 1 Satz 2 
HB. nur einige Verſicherungsgeſellſchaften (z. B. Aachener 
u Münchener Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaft u. a.). Mit der 

ufhebung der Vorzugsſtimmrechtsaktien haben die Stimm⸗ 
rechtsabſtufungen wieder Intereſſe gewonnen, und es iſt die 
Frage entſtanden, inwieweit ſie im Wege der Satzungsände⸗ 
rung nach dem AktG. eingeführt werden dürfen. 


1. Nach dem HGB. wurde die Einführung von Stimm⸗ 
rechtsabſtufungen durch einen ſatzungsändernden Mehrheits⸗ 
beſchluß im Wege eines argumentum a majore ad minus 
gerechtfertigt, weil ein Vorzugsſtimmrecht durch Satzungs⸗ 
A ns nachträglich eingeführt werden konnte. Das AktG. 
nr dagegen Vorzugsſtimmrechte grundſätzlich nicht mehr. 
= elle bedarf einer Genehmigung des Reichswirt⸗ 
IK miniſters. Wird dieſe Genehmigung jedoch erteilt, ſo 
Sagen Vorzugsſtimmrechte auch durch Beſchluß mit der für 
Daune änderungen erforderlichen Mehrheit geſchaffen werden. 
Ballen läßt ſich für das AktG. die Einführung von Stimm⸗ 
N abſtufungen durch ſatzungsändernden Mehrheitsbeſchluß, 

hne daß es der Zuſtimmung aller einzelnen Aktionäre bedarf 
rechtfertigen. f 


en 115 Beſchluß bei Einführung einer Stimmrechtsabſtufung 
Pr aber mehr als eine bloße Schaffung von Vorzugs⸗ 
851 men, weil er unter Umſtänden ein bereits vorhandenes 
ne beſchränken lann. Wenn ). B. die Stimmrechte 
er Aktionäre, welche mehr als 5 Aktien beſitzen, abgeſchafft 
in 15 ſollen, ſo werden die Beſitzer von mehr als 5 Aktien 
11 5 EN beſtehenden Stimmkraft beſchränkt. Ihnen 
15 Han 2 5 beſtehendes Stimmrecht genommen. Das RG. 
I 1 9 41, 99 entſchieden, daß beim Zurücktreten von Vor⸗ 
beſchl 4 95 hinter die Stammaktien nicht nur ein Mehrheits⸗ 
0 rel; er Vorzugsaktionäre ausreichend iſt, ſondern daß jeder 
5 n zuſtimmen muß (vgl. Brodmann, „Aktienrecht“, 
Aum. 3 zu 8275 HGB.; N62.41, 99). Wird durch die Ein⸗ 
San einer Stimmrechtsabſtufung ein bereits beſtehendes 

immrecht eines Aktionärs eingeſchränkt, ſo bedarf es unter 
en ee der vorgenannten Entſcheidung der 
eee Aktionärs zur Einführung der Stimme 


In der Praxis wird ſich nicht immer leicht feſtſtellen 
laſſen, ob die Vorausſetzungen für das Eee Le 
nis eines einzelnen Aktionärs gegeben find. Soll z. B. für 
1 Aktionäre, welche mehr als nominell 100 000 RM Aktien 
eſitzen, eine Stimmrechtshöchſtgrenze auf 100000 AM feſt⸗ 
e werden, fo wird ſich nicht leicht feſtſtellen laſſen, welcher 
1 mehr als nominell 100000 N. Aktien beſitzt. In 
1 Falle wird der Regiſterrichter die Stimmrechtsabſtufung, 
ie im Wege der Satzungsänderung beſchloſſen worden iſt, 
eintragen dürfen, wenn der Vorſtand verſichert, daß keine 
100 e mit einem Aktienbeſitz von mehr als nominell 
9 Kall vorhanden ſeien. Tritt ſpäter ein Aktionär mit 
dem Nachweis auf, daß er im Zeitpunkt der Eintragung der 
Satzungsänderung mehr als nominell 100000 f Aktien be⸗ 
ſeſſen hat, ſo wird die Stimmrechtsabſtufung nachträglich als 
eine unzuläſſige Satzungsänderung gelöſcht werden müſſen. 


2. Eine Stimmrechtsabſtufung kann nur an den bürger⸗ 
lich⸗ rechtlichen Aktienbeſitz geknüpft werden. Das it 


ſchaftliche (ſteuerrechtliche) Eigentum oder das mittelbare Eigen⸗ 
tum durch Vermittlung von Kapitalgeſellſchaften — mag es ſich 
um Organgeſellſchaften oder um Konzerngeſellſchaften oder um 
ſonſtige Geſellſchaften handeln — kann nicht zur Voraus⸗ 
ſetzung einer Stimmrechtsbeſchränkung gemacht werden; denn 
dann würde keine Abſtufung des Stimmrechts i. S. von 8114 
Abſ. 1 Satz 2 Att®., ſondern ein Mehrſtimmrecht für die 
übrigen Aktien geſchaffen werden. Wenn z. B. die Satzung 
der Aachener und Münchener Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaft 
die Beſtimmung enthielt, kein Aktionar darf für mehr als 
3000 Stimmen einſchließlich ſeiner eigenen Aktien das Stimm⸗ 
recht ausüben, ſo erſcheint die Einfügung dieſer Beſtimmung 
nach dem AktG. inſoweit, als das Stimmrecht für eigene und 
fremde Aktien begrenzt wird, nicht mehr zuläſſig; 8 114 
Abſ. 1 Satz 2 AktG. geſtattet nur demjenigen, der ſelbſt meh⸗ 
rere Aktien beſitzt, eine Stimmrechtsbeſchränkung aufzuerlegen. 


Selbſtverſtändlich darf die Stimmrechtsabſtufung nicht 
durch bloße Legitimationsübertragung umgangen werden, wie 
das RG.: JW. 1935, 3303 rechtsgrundſätzlich entſchieden hat. 
Soweit aber die Stimmrechtsabſtufungen über die Anknüpfung 
an das bürgerlich⸗rechtliche Eigentum hinausgehen, werden ſie 
zunächſt als am 1. Okt. 1937 vorhandene Mehrſtimmrechte 
aufrechterhalten, ſie treten aber mit dem im 89 EG Aitch. be⸗ 
zeichneten Zeitpunkt außer Kraft. 


In der Zeit ſeit Erlaß des AktG. bis zum 30. Sept. 
1937 dürfen Stimmrechtsbeſchränkungen, ſoweit ſie über 8 114 
Abſ. 1 Satz 2 AktG. (8252 Abſ. 1 Satz 2 HGB.) hinausgehen 
und ſachlich Mehrſtimmrechte darſtellen, auch nicht mehr ge⸗ 
ſchaffen werden (§ 1 Abſ. 2 Satz 2 EG Akt.), fo daß Stimm⸗ 
rechtsabſtufungen außer durch Anknüpfung an den bürgerlich⸗ 
rechtlichen Aktienbeſitz auch bis zum 1. Okt. 1937 nicht mehr 
geſchaffen werden dürfen. 


3. Dasſelbe Ziel wie eine Stimmrechtsbeſchräukung durch 
Abſtufung des Stimmrechts bei größerem Aktienbeſitz läßt ſich 
dadurch erreichen, daß ein Aktionär nicht mehr als eine be⸗ 
ſtimmte, ſatzungsgemäß feſtgelegte Anzahl von Aktien beſitzen 
darf. Eine ſolche Beſtimmung kann aber in die Satzungen nur 
bei Zuſtimmung aller Aktionäre eingefügt werden. Es handelt 
ſich um eine Erwerbsbeſchränkung wie die Beſtimmung, daß 
der Erwerb von Aktien der Genehmigung durch die Geſellſchaft 
bedarf. Für dieſen Fall iſt anerkannt, daß die Zuſtimmung 
der Geſellſchaft zur Veräußerung oder zum Erwerb von Aktien 
nachträglich nur unter Zuſtimmung ſämtlicher Aktionäre in 
die Satzungen eingefügt werden darf. 


IV. Kann nach dem 1. Okt. 1937 das Kapital einer 
Aktiengeſellſchaft auf 100000 AM erhöht werden? 


Nach 82 Abſ. 2 Ech AktG. müſſen ſich Aktiengeſellſchaften 
mit einem Grundkapital von weniger als 100 000 % um⸗ 
wandeln oder auflöſen. Sie gelten, ſoweit ſie am 31. Dez. 
1940 noch beſtehen, mit dem Ablauf dieſes Tages als auf⸗ 
gelöſt. Es iſt nun die Frage aufgetaucht, ob die Aktiengeſell⸗ 
ſchaften mit einem geringeren Kapital als 100000 Kl, alfo 
etwa mit 5000 RM Kapital aus der Zeit der Goldmarkumſtel⸗ 
lung, auch noch nach dem 1. Okt. 1937 zur Vermeidung der 
Auflöſung ihr Kapital auf 100 000 Aal erhöhen können. Das 
it vom Reichsjuſtizminiſter mit Recht bejaht worden (ogl. 
„Frankfurter Zeitung“ [Reichsausgabe e e re eee 
[Handelsteil]). Entfeheidend iſt, ob die Geſellſchaft am 31. Dez. 
1940 ein Kapital unter 100000 %% beſitzt, während der 
1. Okt. 1937 hierbei keine Rolle ſpielt. Dabei muß bis zum 
31. Dez. 1940 auch die Durchführung der Kapitalerhöhung 
eingetreten ſein. Eine bloß bedingte Kapitalerhöhung genügt 
nicht zur Vermeidung der Auflöſungsfolge (vgl. Baum⸗ 
bach, Anm. 1 zu 8 2 Ech Akt Gh.). Selbſtverſtändlich darf mit 
der Kapitalerhöhung nicht eine weſentliche Anderung des Ge⸗ 
ſchäftsbetriebes verbunden werden. Geſchieht dies, ſo muß das 
Kapital ſogleich auf 500 000 N erhöht werden. 
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Meinungsverſchiedenheiten im Vorſtand der Aktiengeſellſchaft 
nach dem neuen Aktiengeſetz 
Von Rechtsanwalt und Notar Dr. Hugo Dietrich, Berlin 


„Der Vorſtand kann aus einer oder mehreren Perſonen 
beſtehen“ (§ 70 Abſ. 3 Satz 1 AktG.). Die Satzung muß die Art 
der Zuſammenſetzung des Vorſtandes beſtimmen (§ 16 Abſ. 3 
Ziff. 5). Doch kann ſie eine Mindeſtzahl feſtſetzen und dem 
Aufſichtsrat die nähere Feſtlegung der Zahl der Vorſtands⸗ 
mitglieder überlaſſen (vgl. Dietrich, „Die Satzung der 
Aktiengeſellſchaft nach dem neuen Aktiengeſetz“ 88 der Muſter⸗ 
ſatzung). Beſteht der Vorſtand aus mehreren Perſonen, fo find, 
wenn die Satzung nichts anderes beſtimmt, ſämtliche Vor⸗ 
ſtandsmitglieder nur gemeinſchaftlich zur Abgabe von Willens⸗ 
erklärungen und zur Zeichnung für die Geſellſchaft befugt 
(8 71 Abſ. 1 Satz 1). Doch wird im allgemeinen die Satzung 
die Vertretungsmacht dahin regeln, daß die Geſellſchaft durch 
zwei Mitglieder des Vorſtands oder durch ein Mitglied des 
Vorſtands gemeinſchaftlich mit einem Prokuriſten vertreten 
wird (vgl. Dietrich a. a. O. 89 der Muſterſatzung). Damit 
erhebt ſich bereits die Frage, was zu geſchehen hat, wenn 
zwiſchen den Vorſtandsmitgliedern Meinungsverſchiedenheiten 
über ein Geſchäft oder eine ſonſtige zur Erörterung ſtehende 
Rechtshandlung beſtehen. 

§ 70 Abſ. 2 Satz 2 gibt nun die Möglichkeit, ein Mitglied 
des Vorſtands zum Vorſitzer zu ernennen, ohne daß hierzu eine 
entſprechende Satzungsvorſchrift erforderlich iſt. Die Beſtellung 
erfolgt durch den Aufſichtsrat (875 Abſ. 2) auf Grund ſchrift⸗ 
lich feſtzuhaltenden Beſchluſſes (vgl. § 92 Abſ. 2 u. Dietrich 
a. a. O. S. 14). Dem nach dem 1. Okt. 1937 (vgl. § 7 Abſ. 1 
EGG.) ernannten Vorſtandsvorſitzer ſteht, wenn die Satzung 
nicht poſitiv etwas anderes beſtimmt, das Entſcheidungsrecht 
bei Meinungsverſchiedenheiten im Vorſtand zu. Zwar erhält 
der Vorſitzer dadurch kein Alleinzeichnungsrecht. Er bedarf 
mithin noch der durch die Satzung für die Vertretung der 
Geſellſchaft vorgeſchriebenen Unterſchrift eines weiteren Vor⸗ 
ſtandsmitgliedes. Doch muß dieſes, ſofern der von ihm an⸗ 
gerufene Aufſichtsrat ſich nicht zur Abberufung des Vorſitzers 
entſchließt — eine Anweiſung an dieſen kann auch der Auf⸗ 
ſichtsrat nicht erteilen —, gegenzeichnen oder aber fein Vor⸗ 
ſtandsamt niederlegen, ſelbſt wenn der Vorſitzer ſeine Entſchei— 
dung gegen die Meinung aller anderen Vorſtandsmitglieder 
getroffen hat (vgl. im einzelnen Dietrich a. a. O. S. 15/16 
u. 88 Anm. 1 der Muſterſatzung). Entſprechendes würde 
übrigens für den Prokuriſten und ſeine Prokura gelten. 

Angeſichts dieſer Auswirkungen der Entſcheidungsbefug⸗ 
nis des nach dem 1. Okt. 1937 ernannten Vorſitzers des Vor⸗ 
ſtandes werden gegen die Beſtellung eines ſolchen die gleichen 
Einwände beſtehen, die gegen das Alleinzeichnungsrecht eines 
Vorſtandsmitglieds geltend gemacht wurden (vgl. Dietrich: 
DJ. 1935, 1269/70) und denen Schlegelberger⸗Quaſ⸗ 
ſowski in Anm. 1 zu 8 70 mit den Worten Ausdruck geben: 
„Das ſog. „Generaldirektorprinzip' hat, wie die Vergangenheit 
gelehrt hat, oftmals durch Größenwahn und Verantwortungs⸗ 
loſigkeit eines Wirtſchaftsdiktators zu ſchweren Mißbräuchen 
und zu Zuſammenbrüchen von Geſellſchaften geführt, durch die 
in der Zeit der wirtſchaftlichen Kriſis die ganze Wirtſchaft 
in Mitleidenſchaft gezogen wurde. Von der Einführung des 
Generaldirektorenprinzips bei einem mehrgliedrigen Vorſtand 
hat das Geſetz daher bewußt abgeſehen. Durch die Schaffung 


Fur Frage des Schutzes gegen den 


bloßer „Führerpoſten“ allein entſtehen noch keine Wirtſchafts⸗ 
führer, wie ſie die Wirtſchaft dringend braucht.“ Hinzu kommt, 
daß die Frage, welches der Vorſtandsmitglieder zum Vorſitzer 
ernannt werden ſoll, den Aufſichtsrat häufig vor eine recht 
ſchwierige Aufgabe ſtellt, will er Mißhelligkeiten im Vorſtand 
vermeiden. 

Es beſteht daher in weitem Umfange der Wunſch, die 
Meinungsverſchiedenheiten im Vorſtand auf anderem Wege 
als durch Einſetzen eines Vorſitzers des Vorſtands zu klären. 
Die bisher übliche Satzungsvorſchrift, daß bei Meinungs- 
verſchiedenheiten im Vorſtand der Aufſichtsrat entſcheidet, 
wird mit dem Inkrafttreten des AEG. nichtig, weil ſie gegen 
895 Abſ. 5 Satz 1 verſtößt, nach dem Maßnahmen der Ge⸗ 
ſchäftsführung dem Aufſichtsrat nicht übertragen werden können. 
Die Einführung der von mir für zuläſſig erachteten (gleicher 
Anſicht Schlegelberger-Quaſſowski, Anm. 10 zu 
§ 70) Satzungsvorſchrift, nach der der Aufſichtsrat „durch 
eine Geſchäftsordnung die Verteilung der Geſchäfte unter die 
Vorſtandsmitglieder, ihre dienſtlichen Verhältniſſe zueinander 
ſowie die Beſtimmungen für ihre gemeinſamen Beratungen 
und Beſchlußfaſſungen“ feſtſetzt (vgl. Dietrich a. a. O. S. 20 
u. § 10 Abſ. 2 der Muſterſatzung), reicht allein noch nicht aus. 
Denn „eine ſolche Verteilung der Geſchäfte bewirkt nicht, daß 
ſich ein Vorſtandsmitglied nur noch für den ihm ſpeziell über⸗ 
tragenen Aufgabenkreis zu kümmern hat. Es bleibt vielmehr 
verpflichtet, auch die Führung der nicht zu feinem Reſſort ge- 
hörigen Geſchäfte fortlaufend zu beaufſichtigen. Eine Teilung 
der Geſchäftsführung bedeutet ſomit in Wahrheit nur eine Tei⸗ 
lung der Geſchäftsführung in eine unmittelbar verwaltende 
und in eine beaufſichtigende Tätigkeit. Die Pflicht zur un⸗ 
mittelbaren Geſchäftsführung geſtaltet ſich zu einer Pflicht der 
Überwachung der übrigen Mitglieder um (RG. 98, 98)“ (vgl. 
Schlegelberger-Quaſſowski, Anm. 10 zu § 70). 

Nach § 70 Ubi. 1 hat der Vorſtand die Geſellſchaft 
zu leiten. Das Geſetz verſteht unter dieſem Begriff, wie insbeſ. 
§ 70 Abſ. 2 zeigt, den Geſamtvorſtand (vgl. hierzu Dietrich 
d. a. O. 813 Anm. 2 der Muſterſatzung). Demgemäß beſteht 
Geſamtgeſchäftsführung auch dann, wenn in Abweichung von 
871 Abſ. 2 Satz 1 nach der Satzung bereits zwei oder ein Vor⸗ 
ſtandsmitglied zuſammen mit einem Prokuriſten zur Vertretung 
der Geſellſchaft befugt ſind. Jede Geſchäftsführungsmaßnahme 
bedarf alſo der Zuſtimmung aller Vorſtandsmitglieder (Gierke 
841113 und Schlegelberger-Quaſſowski, Anm. 12 zu 
§ 70). Doch leiten Schlegelberger-Quaſſowski in 
Aum. 12 zu 870 aus 8 28 Abſ. 1, 832 BGB. mit Recht her, daß 
die Satzung, der Aufſichtsrat oder der Vorſtand ſelbſt anordnen 
kann, daß für einen Beſchluß des Vorſtandes Stimmenmehrheit 
genügt. Darüber hinaus wird entſprechend meinen Ausführun⸗ 
gen a. a. O. S. 21, 31 und 8 10 Abſ. 1, § 16 der Muſter⸗ 
ſatzung zu erwägen ſein, für ſolche Geſchäfte, bezüglich deren 
im Vorſtand Meinungsverſchiedenheiten beſtehen, die Zuſtim⸗ 
mung des Aufſichtsrats in der Satzung vorzuſehen. Dieſer 
— nicht die Satzung ſelbſt (vgl. Dietrich a. a. O. S. 30/31, 
12/13) — kann wiederum einen aus ſeiner Mitte gebildeten 
Ausſchuß mit der Beſchlußfaſſung über die Zuſtimmung bes 
auftragen (Dietrich, ebenda). 


Mißbrauch rechtskräftiger Schuldtitel 


Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Bruns, Fakultätsaſſiſtent an der Univerſität Breslau 


Mit Recht hat ſich Bernhardt: JW. 1937, 1034 ff. 
gegen die Anwendung des VollſtrMißbrG. v. 13. Dez. 1934 
auf Fälle gewendet, in denen der Urteilsausſpruch ſelbſt es 
war, der eine nach dieſem Geſetz qualifizierbare Ungerechtig⸗ 
keit enthielt. Der letzte Grund — im einzelnen ſoll hier zu 
dieſer Frage nicht Stellung genommen werden — iſt, wie 
zumeiſt im Verfahrensrecht, ein praktiſcher: es geht nicht an, 


daß verwickelte Streitfragen ſtatt in einem Prozeß in einem 
auf ſummariſche Entſcheidung zugeſchnittenen fakultativ-münd⸗ 
lichen Veſchlußverfahren entfchieden werden. Das Vollſtrek⸗ 
kungsgericht behält es in der Hand, den Schuldner durch 
vorläufige Maßnahmen nach dem Geſetz v. 13. Dez. 1934 zu 
ſchützen; die endgültige Entſcheidung muß auf einem anderen 
Wege gefunden werden. 
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Iſt nun die auf 8 826 BGB. geſtützte Klage auf Unter⸗ 
laſſung der Vollſtreckung oder Erſatz des durch die Bei⸗ 
treibung entſtandenen Schadens der rechte Weg, um eine für 
geſundes Volksempfinden unerträgliche Ungerechtigkeit des 
Urteilsſpruches zu beſeitigen? Noch immer iſt der Streit um 
dieſe Frage ungeſchlichtet. Die Theorie beharrt überwiegend 
auf Ablehnung, und wie ſchwankend die Praxis ſich im einzel⸗ 
nen verhält, zeigt etwa das heute kaum mehr verſtändliche 
Urteil des R.: ZW. 1926, 1148 6. Die Freunde einer ſol⸗ 
chen Rechtſprechung haben das Rechtsgefühl für ſich, das ſich 
in jedem Fall gegen den Sieg der Ungerechtigkeit wehrt. Es 
kann aber nicht verkannt werden, daß die hiermit eröffnete 
Möglichkeit dem Gedanken der Rechtskraft, wie er in den 
Vorſchriften über die Wiederaufnahme des Verfahrens ſeine 
ganz beſtimmte Ausgeſtaltung erhalten hat, widerſtreitet. Die 
Einkleidung in einen Schadenserſatzanſpruch gibt zwar der 
neuen Klage ein verändertes Geſicht. Im Kern enthält aber 
auch die neue Klage eine Entſcheidung über den Anſpruch des 
rechtskräftig erledigten Prozeſſes: beſtand dieſer Anſpruch zu 
Recht, ſo iſt auch die neue Klage unbegründet, mag das 
Urteil ſelbſt durch ſittenwidrige Handlungen der obſiegenden 
Partei erwirkt worden ſein. Wie iſt die Spannung zwiſchen 
Geſetz und Rechtsgefühl zu beſeitigen? 

I. Die bis heute bekanntgewordenen Fälle, insbeſondere 
der reichsgerichtlichen Rechtſprechung, können in drei Grup⸗ 
pen zuſammengefaßt werden. 

1. Der überwiegende Teil enthält unerlaubte Hand⸗ 
lungen, zumeiſt einer Partei, die gleichzeitig Reſtitutious⸗ 
gründe darſtellen. RG. 46, 75 ff. behandelt einen glatten 
Meineid des Klägers — die Friſt für die Reſtitutionsklage 
war verpaßt. RG. 67, 151 ff. = JW. 1908, 38: ein Mein⸗ 
eid der Kindesmutter im Alimentenprozeß; dem Unterhalts⸗ 
pflichtigen, der die Friſt für die Wiederaufnahme verſäumt 
hat, wird hier nur deswegen nicht geholfen, weil nicht ſeinem 
Prozeßgegner die unerlaubte Handlung zur Laſt falle. RG. 
61, 359 ff. und 78, 389 ff. — JW. 1912, 53716 behandeln. 
die argliſtige Herbeiführung einer rechtskräftigen Entſcheidung 
1 85 die Erwirkung einer öffentlichen Zuſtellung wider 
besseres Wiſſen. Nach heutiger Auffaſſung ſtrafbarer Prozeß 
etrug (Baumbach le, A. 1 F zu § 322 3PO.; anders frei⸗ 
lich die frühere kaum mehr zu verſtehende Auffaſſung: vgl. 
2 1905, 23476). Einen Prozeßbetrug behandelt ferner das 
Erkenntnis RG. 75, 213 — ZW. 1911, 365 ſowie RO.: 
W 1926, 11486 (das übrigens in unverſtändlicher Weiſe 
Ad Partei, die ſich eine falſche Zeugenausſage in ihrer per⸗ 
1 Vernehmung zu eigen macht, ſich für ſie zum Eide 
e e die Beeidigung des Zeugen beantragt, des⸗ 
9 nicht für argliſtig hält, weil es an einem planmäßigen 
e mit dem Zeugen fehle!), ſchließlich auch 
dleſer Flle 11 55 JW. 1936, 2809 * Die Behandlung aller 
die Fälle überſchneidet ſich alſo mit den Vorſchriften über 

8 e des Verfahrens. 
a. 2. Der „ſimulierte“ Prozeß iſt kein Gedankenſpiel (ſo 
eee a. a. O.), ſondern, wenn auch ſelten, vorgekom⸗ 

er 9 5 ne 36, 249 ff.). 
„3. Fälle der zu 2 genannten Art find häufig (vgl. 
180 39, 142 ff.) nur einen Schritt weit von der 3. 9 9 
88 . Druck auf den Gegner, der die den Gegenſtand 
Abbe nee bildende Forderung nichtig erſcheinen läßt, 
1 1060 9 55 Notlage oder der Unerfahrenheit, iſt wirk⸗ 
er unt ee zwiſchen den Parteien: der 
die Vertei NG; 5 

® . 1 310210). r 
. a) Für die Gruppe 2 bedarf es einer Berufung ar 
ap 2 A 5 . 1 
8 826 BGB. nicht, ſoweit ſich der Schuldner gegen 5 Woll 
5 wehren will. Dem Scheinprozeß iſt eine Abrede für 
en Fall der Urteilsrechtskraft weſentlich, daß aus dem Titel 
nicht vollſtreckt werden ſoll. Auf dieſe Abrede kann der 
Schuldner die Vollſtreckungsgegenklage ſtützen. Handelt es 
5 aber darum, daß der Schuldner dem Gläubiger bereits 
urch Vollſtreckung Erlangtes wieder abjagen will, ſo iſt es 
nur richtig, wenn das Gericht hier dem ſeinen Schutz ver⸗ 


I, ; 
1 9 81755 nd hat (vgl. den entſprechenden Gedanken 
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b) Für Gruppe 1 ift rechtspolitiſch die Rivalität 
von Reſtitutionsklage und Klage aus $ 826 BGB. unerträg⸗ 
lich. Wenn der Weg der Klage aus § 826 BG B. unbegrenzt 
offengehalten wird, kann man in den Fällen des § 580 
Ziff. 1—4, u. U. auch 5, ſoweit dem Gegner ſittenwidriges 
Handeln zur Laſt fällt, das praktiſche Ergebnis der Re⸗ 
ſtitutionsklage erheblich einfacher erhalten. Inſoweit muß in 
einer Reform eins von beiden fallen. Die Rechtſprechung, 
die mit der Klage aus allgemeiner Argliſt gearbeitet hat, 
hat nun das Verdienſt, einem weſentlichen Mangel der Re⸗ 
ſtitutionsklage abgeholfen zu haben. Die Reſtitutionsklage ver⸗ 
fährt in ihren Friſten ſummariſch und ohne Rückſicht auf 
das Ziel der Wiederaufnahme. Es iſt aber etwas weſentlich 
anderes, ob es ſich darum handelt, daß ſittenwidrig er⸗ 
wirkten Urteilen der Rechtszwang verſagt werden oder ob 
dem Schädiger feine Beute wieder entriſſen werden foll. Die 
Vollſtreckung eines ſittenwidrig erwirkten Urteils iſt auch nach 
29 Jahren ein Unrecht, das die Rechtsordnung nicht hin⸗ 
nehmen kann. Eine andere Frage iſt es, ob nach demſelben 
Zeitraum etwa die Erbeserben des Schuldners den Erben 
des Gläubigers das durch Vollſtreckung auf ſittenwidrig er⸗ 
wirkten Titel hin Beigetriebene abnehmen können dürfen. 
Folgt man hier dem Gedanken eines auf § 826 BGB. ge⸗ 
ſtützten Angriffs auf das Urteil, ſo würde ſich die Berufung 
auf 8 826 BGB. gegenüber Vollſtreckungsmaßnahmen des 
Gläubigers trotz des äußeren Scheins letztlich als eine Ver⸗ 
teidigung darſtellen, der gegenüber die Einrede der Verjäh⸗ 
rung nicht durchgreifen könnte ($ 853 BGB.), während der 
Gläubiger dem Schuldner nach durchgeführter Vollſtreckung 
nur in der gemilderten Form des 8 852 BGB. haften würde. 
Für ſolche Fälle hat $ 586 ZPO. mit Recht eine Schranke 
errichtet, mag auch die Zeit von fünf Jahren (8 586 Abſ. 2 
3PDO.) vielleicht (mindeſtens für die Reſtitutionsklage) zu 
kurz erſcheinen und mag auch die Monatsfriſt des § 586 
Abs. 1 3PO. eine Betriebſamkeit vorausſetzen, wie fie zwar 
für Rechtsmittel zu verlangen iſt, aber nach der einmal ein⸗ 
getretenen Befriedung durch das rechtskräftige Urteil nicht 
mehr erwartet werden ſollte. Eine Befriſtung im Sinne des 
$ 586 Abſ. 2 S. 2 ZPO. von zehn Jahren für Wieder⸗ 
aufnahmeklagen nach durchgeführter Vollſtreckung (oder Be⸗ 
friedigung des Urteilsauſpruchs) würde genügen, um den rich⸗ 
tigen Gedanken der heilenden Wirkung des Zeitablaufs (nicht 
etwa: einer Majeſtät der Rechtskraft) durchzuſetzen. (Das 
gleiche gilt für klagabweiſende Urteile, ſoweit es ſich nicht 
um noch nicht durchgeführte Koſtenvollſtreckung handelt, für 
Geſtaltungsklagen und im allgemeinen auch für Feſtſtellungs⸗ 
klagen.) Eine Befriſtung der Klagerhebung iſt m. E. über⸗ 
haupt überflüſſig. Für Wiederaufnahmeklagen vor Durch⸗ 
führung der Vollſtreckung hat jede Befriſtung wegzufallen. 
Für Feſtſtellungsklagen ſei angemerkt, daß ſinngemäß gegen⸗ 
über der Rechtskraft eines Feſtſtellungsurteils, auf das ſich 
eine Leiſtungsklage ſtützt, ohne jede Befriſtung der Einwand 
zuzulaſſen it, daß dem Beklagten gegen das frühere Urteil 
ein Reſtitutionsgrund zur Seite ſtehe. (So in Unterhalts⸗ 
prozeſſen gegenüber dem Schuldausſpruch des Scheidungs⸗ 
urteils eine fefte auf 8 826 BGB. gegründete Rechtſprechung; 
vgl. Baumbach a. a. O. a. E.; neueſtens RG.: JW. 1937, 
22234 — Akad. 1937, 470.) 

Abgeſehen von dieſer weſentlichen Frage iſt die Auf⸗ 
lockerung durch die an § 826 BGB. anknüpfende Recht⸗ 
ſprechung nicht zu begrüßen. An der Vorſchrift des § 581 
RO. iſt feſtzuhalten. Es erhöht die Autorität der Gerichte, 
wenn erſt der Strafrichter ſpricht (ober aber zu ſprechen ge⸗ 
hindert iſt, Verjährung, Amneſtie), ehe der Zivilrichter ſein 
Urteil ändert. Die Reform des Strafrechts ſorgt dafür, daß 
die ſtrafwürdige Tat auch vom Strafgeſetz erfaßt wird. Die 
Wahrheitspflicht im Zivilprozeß erhöht auch die ſtrafrecht⸗ 
liche Verantwortung. Iſt der Strafrichter zu ſprechen ge⸗ 
hindert, ſo muß wie bisher der Zivilrichter die Merkmale der 
ſtrafbaren Handlung feſtſtellen; hierbei ſind ſtrenge Anforde⸗ 
rungen an den Beweis zu ſtellen. — Weiſe ſind ferner die 
Zuſtändigkeitsvorſchriften des § 584 3PO., unverzichtbar 
mindeſtens für die örtliche Zuſtändigkeit. Es dient nicht der 
Sache, wenn über die Sittenwidrigkeit der Erwirkung eines 
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im Südoſten des Reichs gefällten Erkenntniſſes im Nord⸗ 
weſten entſchieden wird. — Als Ergebnis iſt feſtzuſtellen: eine 
Überſchneidung der Reſtitutionsklage mit einer Erſatzklage iſt 
unerwünſcht. Eine Befreiung der Reſtitutionsklage von der 
allzu ſtarren Friſtenbindung des 8 586 ZPO. im oben ent⸗ 
wickelten Sinne würde hinreichen, um die Erſatzklage inſoweit 
überflüſſig erſcheinen zu laſſen. — Ein Wort noch zur Ge⸗ 
ſetzestechnik einer ſolchen Reform. Die Vorſchriften über das 
Wiederaufnahmeverfahren könnten eine Verſchiedenheit der 
Friſten feſtſetzen, je nachdem, ob der Urteilsanſpruch bereits 
befriedigt iſt oder nicht. Schwierigkeiten bereitet dann aber 
die teilweiſe Befriedigung. Ein Beiſpiel: Unmittelbar nach 
Rechtskraft des Urteils treibt der Gläubiger zwei Drittel der 
Urteilsforderung ein. Ein Jahr ſpäter wird er wegen Prozeß⸗ 
betruges verurteilt. Der Schuldner rührt ſich neun Jahre 
lang nicht. Nach zehn Jahren (vgl. o.) verſucht der Gläu- 
biger, den Reſt beizutreiben. Die Wiederaufrollung des 
Verfahrens iſt, wie wir ſahen, nur deswegen zuzulaſſen, weil 
die Vollſtreckung unter keinen Umſtänden ertragen wer⸗ 
den kann. Sollte ſie deswegen nicht auch auf die Vollſtreckung 
beſchränkt bleiben, ſollte der Schuldner nicht lediglich geltend 
machen dürfen, daß die Vollſtreckung unzuläſſig ſei? Dann 
wäre es aber ratſam, die Reſtitution inſoweit zu den Voll⸗ 
ſtreckungsbehelfen zu ſchlagen, fie der Vollſtreckungsabwehr⸗ 
klage anzugliedern. Das würde der Komplikation einer der 
Wiederaufnahme nicht natürlichen Friſtenſcheidung entgegen⸗ 
wirken. 


In einem weiteren Abſatz des §8 767 3PO. wäre alſo 
zu beſtimmen, daß die Klage auch auf einen Reſtitutions⸗ 
grund der bezeichneten Art geſtützt werden könne, wenn der 
Kläger die Wiederaufnahme des Verfahrens wegen Friſt— 
ablaufs nicht mehr betreiben könne. Die ungeſchmälerten 
Vorausſetzungen des 8 581 ZPO. bleiben auch hier zu er⸗ 
füllen, die örtliche und ſachliche Zuſtändigkeit iſt in befriedi⸗ 
gender Weiſe feſtgelegt. — Wem dieſe Löſung fremd er⸗ 
ſcheint, der mag bedenken, daß die Klage aus § 826 BGB. 
in faſt ſämtlichen Fällen Vollſtreckungsbehelf war (Klag⸗ 
antrag: Verbot der Vollſtreckung); die einſtweilige Einftel- 
lung der Vollſtreckung ließ ſich dabei nur mit dem hier reich⸗ 
lich unökonomiſchen Mittel der einſtweiligen Verfügung er⸗ 
zielen. 


e) Zur dritten Gruppe: ſelten wird ſich einmal ein Fall 
ereignen, in dem ſittenwidrige Erwirkung eines Urteils nicht 
gleichzeitig unter die Generalklauſel des 8 580 Ziff. 4 ZPO. 
in feiner heutigen Tragweite fiele. Immerhin find, wie RGZ. 
132, 273 = ZW. 1931, 310216 zeigt, Fälle dieſer Art denk— 
bar. Mit Recht hat die Praxis hier geholfen. Aber ver⸗ 
glichen mit den Reſtitutionsgründen des § 580 Ziff. 1—5 
ZPO. wird eine ſolche Prozeßverfehlung immer leichter er⸗ 
ſcheinen. Deswegen iſt es nicht gerechtfertigt, die Beſeitigung 
der Wirkungen dieſer Urteile in einem minder förmlichen 
Verfahren zuzulaſſen. Auch dieſer Verſtoß kann nur einen 
Reſtitutionsgrund bieten, wie es der Entwurf von 1931 vor⸗ 
ſieht. Für die weitere Behandlung gilt ſinngemäß das gleiche 
wie oben zu II b. 

d) Wie nun, wenn der Gläubiger das Urteil nicht durch 
argliſtiges Verhalten herbeigeführt hat, aber „ſpäter das Un- 
berechtigte feines Anſpruchs erkennt“? (Bernhardt a. a. O. 
S. 1035). Wenn das Urteil offenbare Unrichtigkeiten ent⸗ 
hält, die gem. § 319 ZPO. berichtigt werden können (Gruch⸗ 
Beitr. 63, 311), ſo iſt ein beſonderes Verfahren überflüſſig, 
gleich wie man ſonſt zu der Begründung des angeführten 
Urteils ſtehen mag. Hat ein Zeuge falſch geſchworen (RG. 
67, 151 = JW. 1908, 38), jo ſchafft das einen Reſtitutions⸗ 
grund (ſ. o. aber auch III a. E). Weiter im Schutze des 


tung, der Gläubiger fer ſich des Nichtbeſtehens der Urteils- 
forderung bewußt, ließe ſich nahezu jeder Prozeß, insbeſon⸗ 
dere jedes Verſäumnisverfahren aufrollen. Soweit ich ſehe, 
ſind weitere Fälle, als die beiden ſoeben genannten, in der 
Praxis auch nicht bekanntgeworden,. RG. 126, 242 JW. 
1930, 1592 enthält gerade einen Fall, bei dem der Gläu- 
biger ſubjektiv überzeugt war, die Urteilsforderung ſtehe ihm 
zu. Die Entſcheidung des RG. „Recht“ 1909 Nr. 3555 läßt 
ſich nicht heranziehen. Die Berichterſtattung im „Recht“ iſt 
irreführend. Die Entſcheidung iſt in der amtlichen Samm⸗ 
lung veröffentlicht (RG. 72, 124 ff. IW. 1909, 730). 
Sie betrifft die Frage der Nachprüfbarkeit angeblich ſitten 
widrig erwirkter ausländiſcher Urteile bei der Erlaſſung des 
Vollſtreckungsurteils. Die im „Recht“ a. a. O. abgedruckten 
Sätze ſind in die Sammlung nicht aufgenommen; keines- 
falls tragen ſie die Entſcheidung. 

e) Auch wenn die Erſatzklage außer auf die Behaup— 
tung, der Gläubiger wiſſe um das Nichtbeſtehen feines An⸗ 
ſpruchs auf die Behauptung gegründet werden ſoll, ein Zeuge 
habe unrichtig ausgeſagt (ohne beeidigt worden zu ſein), iſt 
ihre Gewährung m. E. ſehr bedenklich. Bernhardt be- 
merkt ſelbſt, daß es zu weit führen würde, wenn wegen un⸗ 
richtiger Zeugenausſage allein der Prozeß wieder aufgerollt 
werden könnte. Schon das von Bernhardt gebildete ſchein⸗ 
bar ſo einfache Beiſpiel zeigt die Schwierigkeiten. Sehen wir 
den Fall konkret: Nach Durchführung des Unterhaltspro⸗ 
zeſſes gibt das Jugendamt ſeine Amtsvormundſchaft ab; zum 
Vormund des unehelichen Kindes wird ein Handwerker bes 
ſtellt. Nach einigen Jahren erzählt ihm die geſchwätzige 
Kindsmutter, der Unterhaltsſchuldner ſei gar nicht der Vater 
des Kindes, ſie habe unrichtig ausgeſagt, glücklicherweiſe ſei 
ſie nicht beeidigt worden. Soll der Vormund, darf er ihr 
glauben? Soll er Nachforſchungen anſtellen? Was bietet die 
Gewähr dafür, daß er der Wahrheit näher kommt als das 
Gericht? Ich denke, der Vormund wird ſich auf das Urteil 
verlaſſen dürfen und müſſen. Das Beiſpiel zeigt aber, wie 
notwendig es iſt, gerade in Fällen, in denen eine Partei nicht 
ſelbſt über den Streitſtoff unterrichtet iſt, wichtige Zeugen, 
zu beeidigen. 

III. Die Erörterung der Rechtslage unter rechtspoli⸗ 
tiſchen Geſichtspunkten weiſt den Standpunkt, von dem aus 
die Erſatzklage heute zu ſehen iſt. Sie iſt für den heutigen 
Rechtszuſtand eine unentbehrliche, m. E. bereits gewohuheits⸗ 
rechtlich fundierte Ergänzung der Reſtitutionsklage. Bei ihrer 
Handhabung iſt aber höchſte Vorſicht geboten. Der Rechts⸗ 
frieden iſt ein hohes Gut. Man ſollte ſich keinen Illuſionen 
darüber hingeben, wie häufig Saumſeligkeit und Nachläſſig⸗ 
keit einer Partei ihr im Mahn- und Verſäumnisverfahren 
berechtigte Einwendungen abſchneiden, wie viele Urteile trotz 
der beſten Bemühungen einer hochſtehenden Rechtspflege un⸗ 
richtig ſind und wie viel mehr Urteile mindeſtens von einer 
Partei für unrichtig gehalten werden. Eine Verdächtigung des 
Prozeßgegners iſt gerade in Zweifelsfällen trotz der erziehe⸗ 
riſchen Einwirkung von Anwalt und Richter leider noch immer 
die Regel. Im Rechtsbewußtſein des Volkes muß die Über⸗ 
zeugung erhalten bleiben, daß der Spruch der letzten Inſtanz 
ein endgültiger ſei (vgl. hierzu auch neueſtens Hede mann: 
Akad Z. 1937, 472). Für die Erſatzklage iſt daher die ſtarke 
Zurückhaltung am Platze, die in den Grundſätzen des RG.: 
JW. 1934, 6134 gefordert iſt. Nur für einen Fall möchte 
ich den von Bernhardt a. a. O. vorgeſchlagenen Erweite⸗ 
rungen der bisherigen Rechtſprechung beiſtimmen: wenn das 
Urteil auf erwieſenem Meineid eines Zeugen beruht, müſſen 
ſeine Folgen auch nach Verſäumung der Wiederaufnahme⸗ 
friſten beſeitigt werden können. 
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Der Streitwert bei Unterhaltsanſprüchen 


Von Landgerichtsrat Breuer, Berlin 


I. In 89 380. iſt die Wertberechnung für Rechte auf 
wiederkehrende Nutzungen und Leiſtungen geregelt. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift iſt bei der Streitwertfeſtſetzung zum Zwecke der Ent⸗ 
ſcheidung über die Zuſtändigkeit des Prozeßgerichts oder die 
Zuläſſigkeit des Rechtsmittels anzuwenden (§ 2 3PO.). Für 
die Berechnung der Gerichts⸗ und Anwaltsgebühren gilt 89 
3 O. bei Unterhaltsanſprüchen nach 88 9, 17 GKG. uur in⸗ 
ſoweit, als nicht 8 10 ORG. eine andere Regelung trifft. 


II. Nach 8 10 Abſ. 2 Gch. wird der geſetzliche Unter⸗ 
haltsanſpruch höchſtens auf den Jahresbetrag bewertet. 


1. In der Regel geht beim geſetzlichen Unterhaltsanſpruch 
der Klageantrag dahin, den Beklagten zu verurteilen, an 
den Kläger von einem beſtimmten Tage monatlich Unterhalt 
zu zahlen. Da ein ſolcher Antrag keine zeitliche Einſchränkung 
enthält, ſondern Unterhalt auf unbeſtimmte Zeit erſtrebt, muß 
der Wert der künftigen Unterhaltsraten gemäß 8 10 Abi. 2 
Gch. auf den Jahresbetrag bewertet werden. Eine geringere 
Wertannahme läßt ſich auch dann nicht rechtfertigen, wenn der 
Beklagte ſchon beſtimmte Beträge freiwillig zahlt. Denn der 
Streitwert richtet ſich in erſter Linie nach dem Klageantrage, 
der einen vollſtreckbaren Titel nicht nur über die vom Kläger 
verlangten Mehrbeträge, ſondern auch über die vom Beklagten 
freiwillig gezahlten (gegenüber dem Klagebegehren geringeren) 
Beträge erſtrebt (LG. Berkin v. 20. März 1934, 227 T 4327/4). 


2. Anders verhält es ſich nur, wenn der Kläger ausdrück⸗ 
lich beantragt, den Beklagten zu verurteilen, neben den frei⸗ 
willig gezahlten Summen weitere Beträge an Unterhalt zu 
zahlen. Hier iſt der Streitwert nur auf den Jahresbetrag der 
geforderten Mehrbeträge anzunehmen. Denn über die freiwillig 
gezahlten Summen wird kein vollſtreckbarer Urteilsausſpruch 
erſtrebt (L G. Berlin v. 8. Mai 1936, 227 T 5266/36). 


3. Die Bewertung gemäß § 10 Abſ. 2 HRG. umfaßt nach 
der herrſchenden Meinung (vgl. u. a. Willenbücher n, 810 
RAchebd. Anm. 72) nur die Beträge, die im Zeitpunkt der 
Klagerhebung (84 3PO.) für die Zukunft gefordert werden. 
Werden mit dem Recht auf die künftigen Bezüge zugleich 
Rückſtände geltend gemacht, ſo ſind ſie, ſoweit ſie vor Klag⸗ 
erhebung fällig geworden waren, nach 85 ZPO. hinzuzurech⸗ 
nen (Willenbücher a. a. O.; OLG. Kiel: JW. 1935, 
189399), Dieſe Rechtſprechung beruht darauf, daß die Rück⸗ 
ſtände im Zeitpunkt der Klagerhebung ſofort (mitunter zu⸗ 
ſammengerechnet in einem Betrage) gefordert werden. Jedoch 
iſt ſie nicht ganz unbedenklich. Sie kann zwar damit begründet 
werden, daß (wie für eine richterliche Schätzung nach 8 3 
3 PO.) für eine geſetzliche Schätzung nach § 10 Abſ. 2 Gag. 
kein Raum iſt, wenn die aufgelaufenen Beträge bereits feſt⸗ 
ſtehen. Jedoch könnte § 10 Abſ. 2 GRG. ohne Zwang auf 
Rückſtände und ſpätere Raten angewandt werden. Unbillig wird 
die Hinzurechnung von Rückſtänden namentlich dann, wenn 
mit der Unterhaltsklage ein Armenrechtsgeſuch eingereicht wird, 
dem erſt nach Monaten ſtattgegeben wird. Dann werden die 
mzbwiſchen aufgelaufenen Beträge ſelbſtändig bei der Streitwert⸗ 
ermittlung berückſichtigt, obwohl die Parteien, vor allem der 
Kläger, auf die Dauer des Armenrechtsverfahrens keinen ent⸗ 
ſcheidenden Einfluß gehabt haben. 


Werden aber bei der Streitwertfeſtſetzung erſter Inſtan 
die bis zur Klagerhebung aufgelaufenen b 
810 Abſ. 2 ORG. errechneten Wert für die künftigen Lei- 
ſtungen hinzugerechnet, ſo müſſen für die Berufungs⸗ und gie⸗ 
viſionsinſtanz auch die von der Klagerhebung bis zur Rechts- 
mitteleinlegung aufgelaufenen Bezüge hinzugerechnet werden 
(Willenbücher a. a. O.). Allerdings ſteht die herrſchende 
Meinung auf einem anderen Standpunkt (OLG. Kaſſel: 
JW. 1931, 1389 % OLG. Frankfurt: ZW. 1932, 2909 6: 
HöchſtgRſpr. 1932, 2304; OLG. Hamm: HöchſtRRſpr. 1934, 
749; OLG. Köln: JW. 1934, 31497), 


4. a) Jedenfalls erhöht ſich aber der Streitwert nicht 
dadurch, daß der Kläger im Laufe der Inſtanz infolge der in⸗ 
zwiſchen verſtrichenen Zeit die Rückſtände aus der Zeit vor 
der Klagerhebung zuſammen mit den ſeit Klagerhebung auf⸗ 
gelaufenen Beträgen in einer Summe neben dem Unterhalt 
für die Zukunft fordert. Denn das bedeutet nur eine rech⸗ 
neriſche Klarſtellung des Klagebegehrens, nicht eine Erhöhung 
des Streitwerts i. S. des 89 Abſ. 2 GKG. Maßgebend bleibt 
nach 84 ZPO. der Zeitpunkt der Klagerhebung, und deshalb 
können nur die bis dahin aufgelaufenen Rückſtände dem nach 
810 Abi. 2 GKG. berechneten Wert des Unterhaltsanſpruchs 
hinzugerechnet werden (LG. Berlin v. 2. Febr. 1937, 227 T 
682/37). 

b) Mitunter werden im Unterhaltsrechtsſtreit die Anträge 
geändert und zum Teil anerkannt. Dann ſind gegebenenfalls 
beſondere Streitwerte für die Prozeßgebühren, die nichtſtrei⸗ 
tigen Verhandlungsgebühren, die ſtreitigen Verhandlungs⸗ und 
Beweisgebühren und die weiteren Verhandlungs⸗ und Urteils⸗ 
gebühren feſtzuſetzen (LC. Berlin v. 16. März 1937, 227 T 


1823/7). 


5. Auch der Streitwert der Klage gegen einen Dritten 
auf Befreiung von einer geſetzlichen Unterhaltspflicht beſtimmt 
fi) nach 810 Abſ. 2 GK®.; a. M. OLG. Naumburg: JW. 
1937, 165825, wonach $I ZPO. anzuwenden iſt. 


6. Ferner ift der Streitwert der Klage aus 88 722, 723 
ZPO., die Zwangsvollſtreckung aus einem ausländiſchen Unter⸗ 
haltsurteil für zuläſſig zu erklären, gemäß 8 10 Abſ. 2 GKG. 
zu bemeſſen, wobei die rückſtändigen Beträge hinzuzurechnen 
iind. Ob die Klage begründet iſt und ob ſich der Veklagte auf 
die 88 197, 218 BB. berufen kann, iſt bei der Berechnung 
des Streitwerts nicht zu prüfen (LG. Berlin v. 15. Sept. 1936, 
227 T 10345/36). Ebenſo iſt der Antrag, die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung aus einer vollſtreckbaren Urkunde eines öſterreichiſchen 
Gerichts auf Unterhalt zu bewilligen, gemäß § 10 Abſ. 2 GG. 
zu bewerten (LG. Berlin v. 8. Juni 1937, 227 T 5532/37). 


7. Es beſteht Streit darüber, wie ein Unterhaltsanſpruch 
zu bewerten iſt, der auf einen Vertrag geſtützt wird. 


Nach RG.: ZW. 1937, 14335 iſt bei einem Leibrenten⸗ 
anſpruch aus einem Vertrage, der die Unterhaltspflicht ein für 
allemal in gleichbleibender Höhe und ohne Rückſicht auf das 
Fortbeſtehen des Unterhaltsbedürfniſſes feſtlegt, nicht 8 10 
Abſ. 2 u. 3 GKG., ſondern $I ZPO. anzuwenden. Anderer⸗ 
ſeits hat OLG. Hamburg: JW. 1937, 82015 den Streitwert 
eines Prozeſſes über die Gültigkeit eines vor der Eheſcheidung 
abgeſchloſſenen Unterhaltsvertrages gemäß 8 10 Abſ. 2 GKG. 
auf den Jahresbetrag berechnet. Auch LG. Berlin v. 27. Sept. 
1935 (227 T 11273/35) wendet § 10 Abſ. 2 GKG. an, wenn 
eine Unterhaltsklage auf einen Vertrag geſtützt wird, durch den 
ein geſetzlicher Unterhaltsanſpruch anerkannt und der Höhe 
nach geregelt worden iſt; der außerdem geſtellte Antrag auf 
Feſtſtellung, daß der Vertrag gültig iſt, kann nicht beſonders 
bewertet werden. Die KoſtͤK. d. LG. Berlin it im Beſchluß 
v. 13. Dez. 1935 (JVBl. 1936, 209) noch einen Schritt weiter⸗ 
gegangen und hat ausgeſprochen, daß der auf Altenteil ge⸗ 
ſtützte Unterhaltsanſpruch unter entſprechender Anwendung des 
810 Abſ. 2 GKG. höchſtens auf den Jahresbetrag zu bewerten 
iſt (ogl. auch KG.: IW. 1934, 2346). 


III. Damit wird das Gebiet der Rentenanſprüche berührt, 
für welche die Kofi. d. LG. Berlin, ſoweit nicht 89 ZPO., 
810 Abſ. 3 GKG. beſondere Beſtimmungen treffen, eine feſte 
Rechtſprechung entwickelt hat. Handelt es ſich um Renten⸗ 
anſprüche Hochbetagter, dann kann 89 ZRD. nicht 
angewandt werden. Denn er bezieht ſich nicht auf Rechte, die 
vorausſichtlich weniger als 12½ Jahre dauern werden. Hier 
gilt 8 3 ZPO., wobei eine Anlehnung an 8 22 KoſtO. an⸗ 
gebracht iſt. Hiernach iſt z. B. für 80jährige der dort beſtimmte 
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dreifache Jahresbetrag anzunehmen (LG. Berlin v. 22. Mai 
1936, 227 T 5063/36, und v. 14. Mai 1937, 227 T 4453/37). 


IV. Nach S 10 Abſ. 4 Gͤck wird, wenn für die Dauer 
eines Rechtsſtreits, der eine Eheſache betrifft, über die Unter 
haltspflicht der Ehegatten zu entſcheiden iſt, der Wert des 
Rechts auf Entrichtung einer Geldrente auf den halbjährigen 
Betrag berechnet. 


1. Das gilt auch, wenn Unterhalt für die Dauer des Ge⸗ 
trenntlebens verlangt wird. Denn eine ſolche Einſchränkung 
iſt dahin zu verſtehen, daß der Unterhalt verlangt wird, ſo⸗ 
lange zwiſchen den getrennt lebenden Ehegatten ein Eheband 
beſteht. Das bedeutet, daß der Kläger den Unterhaltsanſpruch 
lediglich für die Dauer der Eheſache geltend macht; jedoch ſind 
die rückſtändigen Beträge hinzuzurechnen (LGG. Berlin vom 
16. März 1937, 227 T 1823/37). 


Eine einſtweilige Verfügung auf Zahlung von Unterhalt 
für die Dauer des Getrenntlebens kann aber, wenn ſich die 
Parteien noch im ſelben Monat verſöhnen, nicht höher als 
auf eine Monatsrate bewertet werden (LG. Berlin v. 20. Dez. 
1935, 227 T 14298/35). Es iſt zwar richtig, daß es nach 
8 4 3PO. auf den Zeitpunkt ankommt, in dem der Anſpruch 
erhoben worden iſt. Das bedeutet aber nur, daß der Wert des 
Anſpruchs nach der damaligen Sachlage zu ſchätzen iſt. Dieſe 
Schätzung iſt jedoch nur eine vorläufige und kann nicht auf- 
rechterhalten werden, wenn ſich ſpäter herausſtellt, daß ſich 
die einſtweilige Verfügung in Wahrheit auf einen anderen 
Zeitraum erſtreckt. Das gilt auch für die folgenden Aus⸗ 
führungen. 


2. a) Der 8 10 Abſ. 4 Gch. iſt auch auf einſtweilige 
Verfügungen, wonach der Ehemann an die Ehefrau bis 
zur Entſcheidung über die anzuſtrengende Unterhaltsklage 
Unterhalt zahlen muß, gemäß § 9 GͤKG., § 3 ED. ent⸗ 
ſprechend anzuwenden, wenn der Hauptprozeß nicht angeſtrengt 
worden iſt (LG. Berlin v. 20. Dez. 1935, 227 T 14878/35). 
Das gilt auch für das Verfahren über den Widerſpruch gegen 
die einſtweilige Verfügung, ſelbſt dann, wenn mit dem Wider⸗ 
ſpruchsantrage nur ratenweiſe Zahlung des Unterhalts und 
Anrechnung von Wohlfahrtsrenten verlangt worden iſt (LG. 
Berlin v. 7. Juli 1936, 227 T 7629/36). 


Wird jedoch der Hauptprozeß ſchon nach zwei Monaten 
entſchieden, dann iſt eine einſtweilige Verfügung auf Zahlung 
von Unterhalt bis zur Entſcheidung des Hauptprozeſſes nur 
auf zwei Monatsraten zu bewerten; denn hier iſt 8 10 Abſ. 2 
GKG. anzuwenden, weil feſtſteht, daß der Hauptprozeß kürzere 
Zeit als ein halbes Jahr gedauert hat (LG. Berlin v. 24. Nov. 
1936, 227 T 1309/36). a 


Dauert aber der Unterhaltshauptprozeß länger als ein Jahr, 
dann iſt der Streitwert einer einſtweiligen Verfügung auf Zah⸗ 
lung von Unterhalt bis zur Entſcheidung der Hauptklage gemäß 
8 10 Abi. 2 GKG. auf den Jahresbetrag anzunehmen; eine 
entſprechende Anwendung des § 10 Abſ. 4 GKG. läßt ſich bei 
diefer Sachlage nicht rechtfertigen (LGG. Berlin v. 1. Sept. 
1936, 227 T 9753/86). 


b) Wird im Verfahren der einſtweiligen Verfügung Zah⸗ 
lung von Unterhalt auf unbeſtimmte Zeit verlangt, dann iſt 
der Antrag gemäß § 10 Abſ. 2 GKG. auf den Jahresbetrag zu 
bewerten. Wird aber die einſtweilige Verfügung nur für die 
Zeit bis zur Entſcheidung des Hauptprozeſſes erſter Inſtanz 
erlaſſen und hiergegen Widerſpruch erhoben, dann iſt der 
Streitwert für das Widerſpruchsverfahren unter entſprechen⸗ 
der Anwendung des $ 10 Abſ. 4 GKG. auf den Halbjahres⸗ 
betrag feitzufeßen (LG. Berlin v. 29. Juni 1937, 227 T 
6089/37), falls nicht die erſte Entſcheidung im Hauptprozeß 
früher oder ſpäter als Sinnen Halbjahresfriſt ergeht (ſ. oben a). 

3. Der Streitwert kann gemäß $I GKG., § 3 38 O. 
unter Anlehnung an § 10 Abi. 4 GKG. auch dann auf den 
Halbjahresbetrag geſchätzt werden, wenn eine Mutter gegen 
ihren Sohn, oder Kinder gegen ihren Vater im Verfahren 
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der einſtweiligen Verfügung Zahlung von Unterhalt bis zur 
Entſcheidung der Unterhaltsklage verlangen (LG. Berlin 
v. 20. Nov. 1936, 227 T 1283/36, und v. 25. Juni 1937, 
227 T 6026/37). 

V. Ein Arreſtbefehl zur Sicherung des kapitaliſierten 
Unterhaltsanſpruchs iſt nicht etwa nach § 10 Abſ. 2 GKG. 
nur auf den Jahresbetrag zu bewerten. Vielmehr muß er, 
wie jeder andere Arreſt, gemäß §6 ZPO. auf den vollen Be⸗ 
trag der ſicherzuſtellenden Forderung bewertet werden (a. M. 
Willenbücher n, § 10 RAGebO. Anm. 53 S. 274). 


VI. Der Streitwert der Anderungsklage aus 8323 
ZPO. gegenüber einem Unterhaltsanſpruch iſt gemäß § 10 
Abf. 2 GKG. auf den ſtreitigen Jahresbetrag zu bewerten. 


1. Der volle Jahresbetrag iſt auch dann zugrunde zu 
legen, wenn der Beklagte ſchon vor Klagerhebung weniger als 
die durch Vorprozeßurteil zugeſprochenen Unterhaltsraten ge> 
fordert hat, der Klageantrag aber keine Einſchränkung enthält 
(LG. Berlin v. 16. Juli 1937, 227 T 6732/37). 

2. Richtet ſich die Anderungsklage aber gegen ein nicht 
beſtehendes Urteil, dann iſt ihr Wert gemäß 8 3 ZPO. auf 
20 Ne anzunehmen (RG. Berlin v. 24. März 1936, 227 T7 
2570/36). 

3. Verlangt der Kläger Anderung um 25 .2.HM monatlich, 
jedoch in den erſten 5 Monaten um 50 Ast, weil er nach ſeiner 
Anſicht in den vergangenen 5 Monaten je 25 AM zuviel ge⸗ 
zahlt hat, dann beträgt der Streitwert (12x 25) 4 (5x 25) 
425 Ne (LG. Berlin v. 27. April 1937, 227 T 4049/7). 

4. Richtet ſich die Auderungsklage gegen eine einſtweilige 
Verfügung, wonach der Ehemann an die Ehefrau während der 
Dauer des Eheſcheidungsprozeſſes Unterhalt zu zahlen hat, 
und wird die Ehe innerhalb zweier Monate nach Erhebung der 
Anderungsklage aus Schuld beider Teile geſchieden, dann iſt 
der Streitwert des Anderungsprozeſſes auf 2 Monatsraten an⸗ 
zunehmen (LG. Berlin v. 23. Dez. 1935, 227 T 1387/35). 


5. Ein gemäß §323 ZPO. geſtellter Antrag auf Erlaß 
einer einſtweiligen Verfügung für die Zeit bis zur Entſchei⸗ 
dung der Hauptklage iſt regelmäßig unter entſprechender An⸗ 
wendung des § 10 Abſ. 4 GK. auf den ſtreitigen Halb- 
jahresbetrag zu bewerten (LG. Berlin v. 1. Dez. 1936, 227 T 
13406/36). 

6. Wird mit der Klage aus 8323 3PO. Erhöhung ver> 
langt, fo kaun der Umſtand, daß der Beklagte Beträge frei⸗ 
willig zahlt, bei der Streitwertermittlung mindernd nicht be⸗ 
rückſichtigt werden, wenn der Kläger einen vollſtreckbaren Titel 
über dieſe und weitere Beträge erſtrebt. Werden Beträge 
beanſprucht, die bei Eintritt der Rechtshängigkeit rückſtändig 
waren, ſo ſind ſie zu dem Jahresbetrage der für die Zukunft 
geforderten Raten hinzuzurechnen (2%. Berlin v. 21. Mai 
1937, 227 T 1954/37). 


VII. Der § 10 Abſ. 2 GKG. iſt auch anzuwenden, wenn 
Aufhebung des Beſchluſſes des Kreisausſchuſſes verlangt wird, 
der den Kläger für verpflichtet erklärt, dem beklagten Für⸗ 
ſorgeverband einen Beitrag zu den Unterſtützungskoſten 
zu zahlen (OLG. Königsberg: JW. 1929, 1397; OLG. Bres⸗ 
lau: ZW. 1930, 10162; OLG. Marienwerder: ZW. 1931, 
139186; OLG. Kiel: JW. 1935, 18939). 


VIII. Der Streitwert einer Vollſtreckungsgegen-⸗ 
klage, die ſich gegen die Verurteilung zur Zahlung eines auf 
geſetzlicher Vorſchrift beruhenden Unterhalts richtet, beſtimmt 
ſich auch dann nach 8 10 Abſ. 2 GKch., wenn die Klage nicht 
allein auf 8 767 ZPO. geſtützt wird, ſondern wenn auch aus 
dem Geſichtspunkt der unerlaubten Handlung Schadenserſatz 
verlangt wird, falls derſelbe inhaltlich nichts anderes iſt als 
Befreiung von der Unterhaltspflicht (OLC. Hamm: JBl. 
1936, 323, wo ferner ausgeführt wird, daß zu dem einjährigen 
Bezug nur die Rückſtände hinzugerechnet werden ſollen, die 
ſchon im Vorprozeß Rückſtände waren; vgl. dagegen LG. Ber⸗ 
lin: JVBl. 1936, 324 und Breuer: JW. 1936, 3289 II 5). 
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Der Entſchädigungsanſpruch des Zeugen bei ſchriftlicher Beantwortung 
der Beweisfrage 


U 
Von Landgerichtsrat Dr. Fiſcher, Düſſeldorf⸗Oberkaſſel 


Wenn den Gegenſtand ſeiner Vernehmung eine Auskunft 
bildet, die ein Zeuge vorausſichtlich an Haud ſeiner Bücher 
oder anderer Aufzeichnungen zu geben hat, kann das Gericht 
den Zeugen vom Erſcheinen im Termin entbinden, wenn er 
vorher eine ſchriftliche Beantwortung der Beweisſrage unter 
eidesſtattlicher Verſicherung der Nichtigkeit einreicht (8 374 
Abf. 3 ZPO.). In anderen Fällen kann ebenſo verfahren 
werden, wenn das Gericht eine ſchriftliche Erklärung des 
Zeugen für ausreichend erachtet und die Parteien damit ein⸗ 
verſtanden find (5 377 Abſ. 4 ZPO.) Diele durch die 
Emmingerſche NotVO. v. 14. Febr. 1924 eingeführten Be⸗ 
ſtimmungen haben in der Gerichtspraxis inzwiſchen erhebliche 
Bedeutung gewonnen, beſonders auch hinſichtlich der von 
Arzten als ſachverſtändigen Zeugen erteilten Auskünfte. Dabei 
taucht dann regelmäßig auch die Entſchädigungsfrage des 
Zeugen auf. 


Soweit es ſich in Wahrheit um Gutachten von Sachver⸗ 
ſtändigen handelt, beſtehen keine beſonderen Schwierigkeiten 
(vgl. § 3 ZeugchebO.), wohl aber hinſichtlich der ſchriftlichen 
Auskünfte der Zeugen und der ihnen nach 8 414 3PO. 
gleichgeſtellten ſachverſtändigen Zeugen, denen Schrifttum 
(Jonas, Anm. II zu § 401 3PO.; Seuffert, Anm. 3 
zu 8 401 ZPO; Sydow⸗Buſch, Aum. 5 zu 8 401 
3PO.; Wegener, Aum. 13 zu 8 14 Zeugcebd.; Baum⸗ 
bach, NKoft®., Anm. B zu 8 1 ZeugGebd.) und Recht⸗ 
ſprechung (L. I Berlin 29 T 372/30, wohl un veröffentlicht; 
ErbgefObßer. Danzig: JW. 1937, 2069 61) allgemein einen 
Anſpruch auf Entſchädigung für Zeitverſäumnis verſagen. 


Nach 8 401 Abſ. 1 3PO. hat jeder Zeuge nach Maß⸗ 
gabe der Geb. u. a. Anſpruch auf Eutſchädigung für Zeit⸗ 
verſäumnis. Daß dieſer Anſpruch, wie das ErbgeſObGer. 
Danzig a. a. O. betont, nicht zivilrechtlicher Natur iſt, ſondern 
der öffentlich-rechtlichen Zeugnispflicht jedes Zeugnisfähigen 
entſpringt, dürfte wohl nicht zu bezweifeln ſein. Dieſe Er⸗ 
kenntnis führt aber nicht zu einer Beſchränkung der Ent- 
ſchädigung von Zeugen, die ihre Bekundung nur ſchriftlich 
überſandt haben; denn auch der Entſchädigungsanſpruch der 
mündlich vernommenen Zeugen iſt öffentlich-rechtlicher Natur. 


Jedem Zeugen, der ſich ſchriftlich über die Beweisfrage 
äußert, entſtehen hierdurch bare Auslagen, z. B. au Papier 
oder Porto. Hierzu beſtimmte für alle Zeugen § 14 Zeug⸗ 
GebdO., daß ihnen notwendige bare Auslagen nach billigem 
Ermeſſen erſtattet werden können. Der durch die Emmingerſche 
Novelle eingeführte 8 401 Abſ. 2 3 O. lautet dagegen: 
„ei ſchriftlicher Beantwortung der Beweisfrage (8 377 
Abf. 3, 4) hat der Zeuge Auſpruch auf Erſtattung der ihm 
durch die Beantwortung entſtandenen Auslagen.“ 


Daraus ergibt ſich, wie auch im Schrifttum allgemein. 
hervorgehoben wird, daß die Entſchädigung des Zeugen für 
16 05 Auslagen bei ſchriftlicher Außerung nicht vom billigen 
Ermeſſen abhängt, ſondern daß der Zeuge in dieſem Fall 
einen Anſpruch auf Auslagenerſatz hat. Wenn dabei 8 401 
Abſ. 2 IPOD. im Gegenſatz zu $ 14 ZeugcgebO. allgemein 
von Auslagen ſpricht, iſt die Beſchränkung auf die notwendi⸗ 
gen Auslagen doch ſelbſtverſtändlich. Der Unterſchied in der 
Ausdrucksweise erklärt ſich zwanglos dadurch, daß § 401 
0 2 3 PO. nicht durch ein eingehend redigiertes Geſetz, 
9 9 85 eine Not BO. der Nachkriegszeit eingeführt 


85 8 401 Abſ. 2 3PO. beſagt aber keineswegs, wie 
Schrifttum und Rechtſprechung ohne nähere Begründung an- 


nehmen, daß der Zeuge bei ſchriftlicher Beantwortung nur 
Anſpruch auf Auslagenerſatz habe. Die Beſtimmung läßt auch 
entgegen der herrſchenden Meinung nicht erkennen, daß die 
Gewährung dieſes Anſpruchs im Gegenſatz zum ſonſtigen 
Auslagenerſatz nach billigem Ermeſſen ein Ausgleich für 
einen Verluſt des Anſpruchs auf Eutſchädigung für Zeitver⸗ 
ſäumnis ſein ſoll. Abgeſehen davon, daß NotVO. häufig 
nicht geſtatten, aus der Stellung neuer Beſtimmungen in 
Gefüge alter Geſetze einen zwingenden Auslegungsſchluß zu 
ziehen, nötigt auch die Stellung des § 401 Abſ. 2 ZPO. gar 
nicht zu der allgemein hieraus gezogenen Folgerung. Während 
nämlich der Abſ. 1 jedem Zeugen einen Entſchädigungs⸗ 
anſpruch für Zeitverſäumnis nach Maßgabe der Gebo. ge⸗ 
währt, gibt Abſ. 2 dem Zeugen bei ſchriftlicher Auße⸗ 
rung im Falle § 377 Abſ. 3 oder 4 3PO. einen Anſpruch 
auf Erſatz ber Auslagen, die mit der ſchriftlichen Antwort 
notwendig verbunden ſind. Ein unbefangenes Leſen der Be⸗ 
ſtimmungen kann daher nur zu dem Schluß führen, daß der 
Anſpruch nach Abi. 2 zu dem in Abſ. 1 unterſchiedslos allen 
Zeugen gewährten Anſpruch hinzutritt. 


„Dies entſpricht auch, wie ſchon Baumbach a. a. O. 
betont hat, allein der Billigkeit. Verweigert man nämlich dem 
Zeugen den Anſpruch auf Erſatz für ſeinen Zeitverluſt, wenn 
er ſich ſchriſtlich äußert, ſo kann es ihm doch nicht verwehrt 
werden, auf ſeiner Vernehmung vor Gericht zu beſtehen; denn 
der Zeuge kann zur ſchriftlichen Einreichung ſeiner Ausſage 
nicht gezwungen werden. Zu der auf ſeine ſchriftliche Auße⸗ 
rung verwendeten Zeit, die meiſt nicht größer iſt als die 
Dauer der mündlichen Ausſage und ihrer Niederſchrift vor 
Gericht, tritt aber bei der Vernehmung des Zeugen noch 
die Dauer des Hin⸗ und Rückweges, oft auch der Wartezeit 
bis zum Aufruf und die Unmöglichkeit der ſofortigen Wieder⸗ 
aufnahme der Beſchäftigung nach der Rückkehr hinzu. Hier⸗ 
für beſteht aber auch nach der herrſchenden Meinung dann. 
ein Entſchädigungsanſpruch des Zeugen gemäß 8 401 Abſ. 1 
3PO. i. Verb. m. 88 2, 6 ZeugGebDO. Das Ergebnis iſt in 
dieſem Falle alſo für den Zeugen eine höhere Entſchädigung 
für Zeitverſäumnis, für die Parteien oft eine noch größere 
Koſtenlaſt durch Reiſekoſten und Aufwandsentſchädigung des 
Zeugen nach 88 7—12 Zeug®ebD. und für das Gericht ſtets 
eine unnötige Mehrbelaſtung der Terminsrolle und der Ar⸗ 
beitskraft des Richters, Urkundsbeamten und Kanzleiperſonals. 


Hiernach hat alſo jeder Zeuge, der im Rahmen des 
§ 377 3PO. eine Beweisfrage ſchriftlich beantwortet, An⸗ 
ſpruch auf Entſchädigung für die erforderliche Zeitverſäumnis 
gemäß § 2 ZeugGebD. und auf Erſatz der notwendigen 
Auslagen. Dabei rechtfertigt auch die Stellung des Arztes 
in der Volksgemeinſchaft entgegen den Ausführungen des 
ErbgeſObcher. Danzig a. a. O. keine Ausnahme. Nicht nur 
der Arzt, ſondern jeder Volksgenoſſe iſt zum Dienſt am deut⸗ 
ſchen Volke berufen. Die beſondere Stellung der Arzte im 
deutſchen Geſundheitsdienſt ſchließt Entſchädigungsanſprüche 
(abgeſehen von Notſtandsfällen, die hier nicht in Frage 
kommen) ihrem Weſen nach ebenſo nicht aus, wie z. B. die 
beſondere Stellung der Rechtswahrer im deutſchen Gerichts⸗ 
weſen nicht die Unentgeltlichkeit ihrer Tätigkeit bedingt. 


I 
Von Kammergerichtsrat Dr. Gaedeke, Berlin 


Der Verſuch Fiſchers, dem § 401 Abſ. 2 ZPO., der 
ſich über die Entſchädigung des nur ſchriftlich gehörten 
Zeugen verhält, eine Deutung dahin zu geben, daß damit der 
Entſchädigungsanſpruch gegenüber den ſonſt beſtehenden Vor⸗ 


2438 


Auffäße 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


ſchriften nicht etwa beſchränkt, ſondern im Gegenteil er- 
weitert wird, muß m. E. daran ſcheitern, daß mit ſolcher 
Regelung der Geſetzgeber erheblich über das Ziel hinaus⸗ 
geſchoſſen wäre. Ausgangspunkt einer jeden Betrachtung 
über die Entſchädigung von Zeugen iſt die — öffentlich⸗recht⸗ 
liche — Pflicht des Zeugen, zur Wahrheitsermittlung den 
ſtaatlichen Behörden zur Verfügung zu ſtehen und zu dieſem 
Zweck zur Abgabe von Erklärungen vor Gericht zu erſcheinen. 
Durchaus zutreffend ſagt deshalb Erbgeſ Ober. Danzig vom 
19. Febr. 1936 (JW. 1937, 2069), daß Entſchädigungen 
bei Inanſpruchnahme einer Perſon als Zeuge (oder Sach⸗ 
verſtändiger) nur gewährt werden inſoweit, als ſie ge⸗ 
ſetzlich ausdrücklich zugebilligt ſind. Jede Unter⸗ 
ſuchung darüber, ob nicht dieſe oder jene Art der Entſchädi⸗ 
gung eine Unbilligkeit darſtelle, iſt deshalb fruchtlos. Denn 
dieſer Geſichtspunkt hat dabei auszuſcheiden. Zu entſcheiden 
iſt vielmehr allein darüber, ob überhaupt und wie im ein⸗ 
zelnen das Geſetz die etwaige Entſchädigungsleiſtung geregelt 
hat. Dieſe Prüfung kann unmöglich in dem von Fiſcher 
— erſtmalig, denn ſeine Auslegung habe ich noch niemals 
irgendwo gefunden — gewollten Sinne ausfallen. 


Fiſcher beachtet nicht, daß bis 1924 als Zeuge und 
demgemäß als nach $ 401 (jetzt Abſ. 1) ZPO. entſchädi⸗ 
gungsberechtigter, alſo nach den Beſtimmungen der darin 
in Bezug genommenen ZeugGebD. zu entſchädigender Zeuge 
nur vor Gericht geladene — und dann auch er⸗ 
ſchienene — Zeugen angeſehen wurden (ſo auch Baumbach 
1. B zu 8 1 Gebd.). Von dieſem Zeugenbegriff ift alſo für 
die Anwendung der ZeugGebd. auszugehen. Die Juſtiz⸗ 
reform von 1924 führte nun daneben einen weiteren 
Zeugenbegriff ein: eben die ſchriftliche Zeugen- 
ausſage, in Wahrheit ja nichts anderes als eine Aus⸗ 
kunft oder ein Urkundenbeweis, der indes verfahrensrechtlich 
und damit in feiner Bewertung dem Zeugenbeweis voll- 
kommen gleichgeſtellt iſt und — wie dies ja insbeſondere die 
nunmehr neu aufgenommene Vorſchrift des § 401 Abf. 2 
3PO. zeigt — regelrechter Zeugenbeweis iſt. 

Würde das Geſetz nun über die Entſchädigung eines fo 
in Anſpruch genommenen Zeugen nichts geſagt haben, fo 
wären vielleicht keine Bedenken geweſen, auch auf ihn die 
Entſchädigungsgrundſätze des bisherigen § 401 und damit 
der GebO. anzuwenden, alſo den für die ſchriftliche Ausſage 
benötigten Zeitaufwand nach den Grundſätzen des § 2 Gebo. 
zu entſchädigen. Da jedoch das Geſetz eine poſitive Regelung 
für erforderlich gehalten und dahin gegeben hat, daß ein 
ſolcher Zeuge Anſpruch auf Aus lagenerſatz hat, iſt 


Verordnung zur Ergänzung der vorſchriften über das 
ehrengerichtliche verfahren gegen Rechtsanwälte 
Dom 31. Auguſt 1937 
(RGBl. I, 1937, 919) 

. Auf Grund des Art. VII Abſ. 2 des 2. Geſetzes zur 
Anderung der NAD. v. 13. Dez. 1935 (RG Bl. I, 1470) wird 

folgendes verordnet: 
Die Vorſchriften der RR AO. über das ehrengerichtliche 
Verfahren werden dahin ergänzt: 
si 
Als Protokollführer in der Hauptverhandlung kann auch 


N 


damit eine ausſchließliche und abſchließende Rege⸗ 
lung getroffen, die nicht geſtattet, außer dem allgemeinen 
Grundſatz des § 401 Abſ. 1 auch noch zuſätzlich den Abſ. 2 
anzuwenden, d. h. dieſe Kategorie von Zeugen, obwohl ſie 
gleichſam bevorzugt ſind, weil man ſie in für ſie bequemerer 
Weiſe in Aufpruch nimmt, gegenüber der „normalen“ Zeugen⸗ 
kategorie beſſer zu ſtellen. Dafür fehlt jede innere Be⸗ 
rechtigung, dagegen ſpricht deshalb die innere Wahrſcheinlich⸗ 
keit und entfällt damit zugleich jeder Aulaß, die geſetzliche 
Regelung dahin zu deuten. Solche Erweiterung hätte der 
Geſetzgeber ſehr viel einfacher und zugleich klarer zum Aus- 
druck bringen können, falls er ſie nur gewollt hätte. 

Und ſchließlich: 8 401 Abſ. 2 ZRO. erhält eigentlich 
nur als beſchräukte Entſchädigungspflicht einen Siun. 
Denn Auslagenerſatz neben der ſonſtigen Entſchädi⸗ 
gung wird ohnehin jedem Zeugen gewährt. Die Auslagen 
eines ſich ſchriftlich äußernden Zeugen wären alſo auch ſchon 
nach 8 14 Gebo. zu gewähren. Fiſcher irrt, wenn er 
dieſer Vorſchrift nur die Bedeutung beilegt, daß der Zeuge 
keinen Anſpruch darauf habe, ſondern die Entſchädigung 
im Belieben des Gerichts läge. Dem iſt keineswegs ſo. 
Vielmehr muß der notwendige Aufwand des Zeugen ihm 
erſtattet werden, wo ein Grund für dieſe Auslagen an⸗ 
erkannt wird (ſo auch Baumbach 1 zu § 14), eine Aus⸗ 
legung dieſer Beſtimmung übrigens, die in der Praxis noch 
niemals zweifelhaft geweſen iſt. Dazu hätte es alſo auch für 
den ſchriftlich gehörten Zeugen nicht erſt des § 401 Abſ. 2 
ZPO. bedurft. 

Ob die vom Geſetz getroffene Einſchränkung für ſchrift⸗ 
liche Zeugenausſagen billig iſt, iſt eine andere, auch von 
Baumbach (B zu § 1) mit Recht ſchon verneinte Frage. 
Ich ſtimme deshalb Fiſcher darin bei, daß angeſichts der 
erhöhten Bedeutung, die im Zeichen der Vereinfachung und 
Beſchleunigung des Verfahrens auch gerade dieſer Art der 
Zeugenvernehmung zukommt, man für den Zeugen keinen 
Anreiz ſchaffen ſollte, mangels einer Entſchädigung für die 
aufgewandte Zeit und Mühe die ſchriftliche Anhörung zu 
ſabotieren und damit praktiſch (denn einen Rechts⸗ 
anſpruch auf mündliche Vernehmung hat er nicht) doch 
eine mündliche Vernehmung mit entſprechender Entſchädi⸗ 
gung zu erzwingen. 

Zur Zeit jedenfalls wird ſich keine mit der Entſchädi⸗ 
gungsfeſtſetzung befaßte Stelle finden, die entgegen dem ein» 
deutigen Geſetz eine Entſchädigung für ſchriftliche Ausſagen 
Gar und damit ſich der Gefahr des Regreſſes ausſetzen 
wird. 


ein nicht am Sitze des Ehrengerichts wohnhafter, der Rechts⸗ 
anwaltskammer nicht angehörender Rechtsanwalt oder ein 
Anwaltsaſſeſſor zugezogen werden. 


82 


Ein anhängiges ehrengerichtliches Verfahren iſt ein⸗ 
zuſtellen, weun der Beſchuldigte feine Rechte aus der Zu⸗ 
laſſung als Rechtsanwalt aufgibt. Die Koſten ſind dem Be⸗ 
ſchuldigten aufzuerlegen, wenn nach dem Ergebnis der bis⸗ 
herigen Unterſuchung die Verhängung einer ehrengerichtlichen 
Strafe gerechtfertigt geweſen wäre; die Koſtenen ſchechung 
allein kann nicht angefochten werden. 
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| | Aus der Deutſchen Nechtsfront 


Rede des Reichsleiters Dr. Frank 
auf dem Parteikongreß 1957 


Am 9. Sept. 1937 ſprach Reichsleiter Reichsminiſter 
Dr. Frank vor dem Parteikongreß über das Recht im 
nationalſozialiſtiſchen Deutſchland. In feinen Vortrag führt 
EX NA. 28: 

„Mit dem Sieg der nationalſozialiſtiſchen Bewegung be- 
gann auch für das deutſche Rechtsleben und für die Aufgaben 
der deutſchen Juſtiz eine revolutionär neue Daſeinsforderung. 
Uns iſt daher die Aufgabe geſtellt, das nationalſozialiſtiſche 
Wollen auf dem Geſamtgebiet der Neugeſtaltung unſeres völ⸗ 
kiſchen Lebens in fundamentalen Grundgeſetzen zu verwirklichen 
und damit dieſe Ideen für alle Zeiten dem deutſchen Volke in 
dieſer ſegensreichen Bedeutung rechtlich ſicherzuſtellen. Es iſt 
ein grandioſer, in der Rechtsgeſchichte aller Völker und Zeiten 
bislang unerhörter Vorgang, daß dabei in der ſo kurzen Zeit 
von knapp vier Jahren ein das Geſamtleben der Nation völlig 
umformendes Geſetzeswerk geſchaffen wurde, das auf keinem 
Gebiet das Volksleben irgendwie ſtörend beeinflußte und 
eine Gemeinſchaftsentwicklung einleitete, die alle Energien zu⸗ 
ſammenfaßt und zum Einſatz bringt. 

Durch die großen Geſetze zur Durchſetzung der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Ideen auf dem Gebiete des Schutzes unſerer 
deutſchen Raſſe, unſeres deutſchen Bodens, unſerer deutſchen 
Arbeit, unſerer deutſchen Ehre, Kultur, Wehrkraft und auf 
dem Gebiete des Aufbaues des nationalſozialiſtiſchen Reiches 
wurde eine der gewaltigſten Revolutionen der Weltgeſchichte 
verwirklicht und ihre Ergebniſſe in rechtliche Formen gebracht. 
Das deutſche Volk beſitzt in dieſen Grundgeſetzen des Führers 
eine jo ſtolze und große Verfaſſung feines Gemeiuſchaftslebens, 
daß daueben die kümmerlichen Verſuche formaliſtiſch aus⸗ 
geklügelter papierner Verfaſſungsformen früherer demokratiſch— 
parlamentariſcher, liberaliſtiſcher Art ſich wie Zwergenarbeit 
neben dem Werk von Giganten ausnimmt. Der Führer hat 
in dieſen fundamentalen nationalſozialiſtiſchen Geſetzen dem 
deutſchen Volk den Schutz ſeiner ewigen Subſtanzgüter durch 
das Recht geſichert. 

5 In früheren Zeiten ſah man das Recht lediglich als einen 
Notbehelf an, über Zwiſtigkeiten bürgerlicher Art milde und 
nur um des lieben Friedens willen hinwegzukommen. Deshalb 
mußte eine weichliche Auffaſſung vom Recht als einem Syſtem 
des Schutzes alles Schwächlichen und Kranken aufkommen. 
Der Nationalſozialismus hat mit ſeiner ſtolzen moraliſchen 
Grundhaltung das Bekenntnis verbunden, daß ein Volk nur 
11900 feiner Schickſalsaufgabe gerecht wird, wenn es heroiſch 
190 ſeinen größten Männern gleich in Anwendung ſelbſt här⸗ 
nt Mittel die Kraft feier Gemeinſchaft ſicherſtellt. Damit 
ird auch das Recht auf eine höhere Ebene gehoben.“ 
leit Auch im abgelaufenen Jahre habe, jo erklärte Reichs⸗ 
in er Dr. Frank weiter, das nationalſozialiſtiſche Reich 
55 einer Reihe von Geſetzen die weitere Vexwirklichung 
lich Parteiprogramms auf den verſchiedenſten Gebieten recht⸗ 
10 fortgeführt. Der Wiederherſtellung der Souveränität des 
0 eiches habe das Geſetz zur Neuregelung der Verhältniſſe der 
mach bank und der deutſchen Reichsbahn und die Bekannt⸗ 
achung über die Wiederherſtellung der Hoheit des Deutſchen 
zeiches über die deutſchen Waſſerſtraßen gedient. Durch das 
eines über die Hitlerjugend, den Erlaß über die Einſetzung 
x es Chefs der Auslandsorganiſation im Auswärtigen Amt 
nd das Geſetz über die Rechtsfähigkeit des Winterhilfswerkes 
be die Stellung der Partei im Rechtsleben der Nation 
eachtlich erweitert worden. Des weiteren wies der Reichs 
leiter auf das deutſche Beamtengeſetz, das Aktiengeſetz, das 
Geſetz über Groß⸗Hamburg ſowie auf die Verordnung zur 
Durchführung des Vierjahresplanes und das Geſetz gegen 
irtſchaftsſabotage hin, in denen ebenfalls Forderungen des 
arteiprogramms ihre Erfüllung gefunden hätten. 


Dann ging Reichsleiter Dr. Frank auf die Rechtſprechung 
ein. Wörtlich führte er aus: 


„Die Wiedererſtarkung unſeres Reiches durch den Na⸗ 
tionalſozialismus fordert gebieteriſch, daß auch die Recht⸗ 
ſprechung unſerer Gerichte mehr und mehr von der Verant⸗ 
wortung für die Gemeinſchaft getragen wird; denn nur durch 
die Macht wird das Recht ſichergeſtellt, fo wie auch die Macht 
auf die Dauer nur durch das Recht geſichert werden kann. Der 
Ohnmächtige iſt immer wehrlos, auch auf dem Gebiete des 
Rechts. Nicht die Berufung auf das Recht an ſich iſt Stärke. 
Erſt, wenn dieſer Gedanke des Rechts durch die Macht garantiert 
iſt, kann der Dienſt am Recht wirkſam erfolgen. Das Recht 
eines ſchwachen Reiches muß ſchwach ſein. Das Recht des 
ſtarken nationalſozialiſtiſchen Reiches muß demnach in ſtarken, 
ehernen Verwirklichungen lebendig ſein. Mit der Autorität 
des Reiches eines Adolf Hitler kann niemand ſpielen. Dieſe 
Autorität iſt unanfechtbar und duldet keinen Angriff gegen 
ſich, ganz gleich, von welcher Seite und unter welchen Begrün⸗ 
dungen er immer erfolgen ſollte. 


Es iſt eine erfreuliche Auswirkung der durch die Geſetz⸗ 
ebung des Führers verwirklichten gewaltigen Aufgaben der 
Zurückführung der Millionen Arbeitsloſen in Arbeit und Brot, 
der Steigerung der allgemeinen Wirtſchaftslage durch die 
großen Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen, der großzügigen er⸗ 
zieheriſchen Betreuung des deutſchen Volkes auf allen Gebieten 
durch die ſtändige Überwachung uſw., daß die Kriminali⸗ 
tät im deutſchen Volk im Vergleich zu der Zeit vor der 
nationalſozialiſtiſchen Machtübernahme durchweg in erfreu⸗ 
licher Weiſe zurückgeht. Ich möchte hier nur einige Zahlen 
herausgreifen. Während im vierten Vierteljahr 1935 wegen 
Landesverrats noch 102 angeklagt waren, waren es ein Jahr 
ſpäter nur noch 58. Im letzten Vierteljahr 1935 waren wegen 
Mordes und Totſchlags noch 671 angeklagt; dieſe Zahl iſt 
binnen Jahresfriſt auf 437 gefallen. Während wegen Dieb⸗ 
ſtahls im vierten Vierteljahr 1935 noch 27500 angeklagt 
waren, iſt dieſe Zahl im letzten Vierteljahr um faſt 5000 ge⸗ 
ſunken. Während wegen Raubes und räuberiſcher Erpreſſung 
im vierten Vierteljahr 1935 noch 401 angeklagt waren, ſank 
dieſe Zahl im letzten Vierteljahr auf 220. 


Bei den übrigen Verbrechenstatbeſtänden findet man ähn⸗ 
liche Zahlenentwicklungen, ſo daß im allgemeinen ein ſtarker, 
ſpürbarer Rückgang der Kriminalität im deutſchen 
Volk eingetreten iſt, ein Ergebnis der nationalſozialiſtiſchen 
Reichsführung durch die Wiederherſtellung der Ordnung und 
eines ſicher wirkenden Machtgefüges des Reiches. Was 
könnte ein Geſetzgeber, was ein politiſcher 
Führer mehr für ſein Volk an Erfolgen auf⸗ 
weiſen als dieſe Feſtſtellung! Denn das Maß der 
Kriminalität eines Volkes iſt der Maßſtab für ſeinen ſozialen 
Aufſtieg oder Niedergang. Während ſich die Kriminalität von 
1918 bis 1933 in ſtetigem zahlenmäßigem Aufſtieg befand, 
iſt ſie ſeit 1933 bereits in einem Rückgang begriffen, der weit 
unter dem früheren Reichsdurchſchnitt liegt. Ganz allgemein 
kann man ſagen: Während im Jahre 1932 noch 566 042 rechts⸗ 
kräftig Verurteilte in Deutſchland gezählt wurden, war dieſe 
Zahl im Jahre 1934 bereits auf 385972 gefallen und iſt im 
Jahre 1936 noch weiter abgeſunken, und dies trotz ſtraffer 
organiſierter Verbrechensverfolgung. Hierauf können wir 
deutſche Nationalſozialiſten mit Stolz der Welt gegenüber 
verweiſen. 

Dieſe Entwicklung iſt eine ſichere Gewähr dafür, daß das 
deutſche Volk im weiten Umfange jeines Lebens einen groß⸗ 
artigen Geſundungsprozeß erlebt. Es koſtet Überwindung, von 
dem geſicherten Standpunkt dieſer deutſchen nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Rechtsmoral aus auf die Niederungen des Rechtslebens 
und den Tiefſtand der Rechtſprechung in manchen anderen 
Ländern zu blicken. Ich lade die Repräſentanten aller Völker, 
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denen es um ihre völkiſche Entwicklung ernſt iſt, ein, an 
der Entwicklung des deutſchen Rechtslebens die auch für ihr 
eigenes Volk geltenden Kriminalitätsgeſetze zu erforſchen und 
nach den nötigen Mitteln zur Abwehr der Verbrechensgefahren 
zu ſehen. In Deutſchland ſchützt ein ſtarkes Reich eine ſtarke 
Rechtsordnung und eine ſtarke Rechtspflege, und dieſe Rechts⸗ 
pflege iſt eines der wichtigſten Schutzinſtrumente des deutſchen 
Volkes und Reiches. Nicht im Wege von Willkür⸗ 
maßnahmen, von willkürlichen terroriſtiſchen 
Vorgängen wird im nationalſozialiſtiſchen 
Reich etwa der politiſche Verbrecher rechtlos 
liquidiert, ſondern im Wege eines rechtlich 
geordneten Verfahrens von unabhängigen Rich- 
tern unter Zubilligung aller Verteidigungs⸗ 
möglichkeiten nach Recht und Geſetz. Es gibt in 
Deutſchland keine Rechtskorruption, wie ſie in vielen ſogenann⸗ 
ten demokratiſchen Ländern beklagt wird. Wir haben keine 
Gangſter-Methoden, keine Richterbeſtechung und 
Rechtsbeugungen, wir kennen nicht die Käuflich⸗ 
keit der Richterämter und derartiges. Die Frei⸗ 
heit des deutſchen Bürgers iſt heute durch das Recht des 
Dritten Reiches mächtig geſchützt und wohl geborgen, und 
unter dieſem Schutz iſt die Lebensfreude in Deutſchland wieder 
eingekehrt. 


Es wäre angebrachter, daß eine gewiſſe Preſſe der Welt 
ſich mehr mit den Rechtszuſtänden in den demokratiſch-libe⸗ 
raliſtiſch⸗kapitaliſtiſchen Ländern beſchäftigen und deren Schä⸗ 
den, deren nachteilige Folgen für die Freiheit dieſer Völker 
feſtſtellen wollte, als daß es dieſen ewigen Unruheſtiftern und 
unfruchtbaren Kritikern immer nur gefiele, ſich mit den an⸗ 
geblich ſo beklagenswerten Rechtszuſtänden im Deutſchen Reich 
zu beſchäftigen. Das nationalſozialiſtiſche Reich Adolf Hitlers 
iſt weltanſchaulich auf der eindeutigen und unabdingbaren Idee 
unſeres nationalſozialiſtiſchen Parteiprogramms aufgebaut. 
Fremde Mächte oder Machteliquen können in Deutſchland Ein» 
fluß überhaupt nur inſoweit ausüben, als die deutſchen Reichs⸗ 
geſetze dieſen ihnen geſtattet. Kommuniſtiſcho Betätigung iſt 
Verrat am eigenen Volke. Volks⸗ und Wirtſchaftsverrat aber 
führt zur Todesſtrafe. Soweit eine Betätigung internationaler 
Organiſationen unter dem Schutze des Reiches geduldet wird, 
kann bei verbrecheriſcher Betätigung die nationalſozialiſtiſche 
Rechtſprechung keinen Unterſchied machen nach dem Rock, den 
ein Angeklagter trägt oder nicht trägt. Auch die noch ſo ge— 
ſchickte Tarnung eines gemeinen Verbrechens ſchützt nicht vor 
der geſetzlichen Strafe. Nicht das Deutſche Reich iſt verant⸗ 
wortlich zu machen für die in der internationalen Welt ſo ſehr 
oft behandelten Prieſterprozeſſe wegen ſittlicher Verfehlungen 
und derlei, ſondern die in früheren Regierungsſyſtemen ein⸗ 
geriſſene doppelte Moral, wonach ſo mancher Übeltäter unter 
dem Schutze einer konfeſſionellen Regierungspartei den Maſchen 
des Geſetzes entſchlüpfen konnte — eine Möglichkeit, die in 
unſerem Reich nicht mehr beſteht. Mit aller Ent⸗ 
ſchiedenheit bekennt ſich das nationalſozia⸗ 
liſtiſche Reich zudem Grundſatz einer abfolut 
ſauberen Rechtſprechung, und wir verwahren 
uns gegen die ſinnlos⸗gehäſſigen Vorwürfe, 
die in der Welt gegen dieſe nicht durch uns 
verſchuldeten Rechtſprechungsakte erhoben 
werden.“ 


Mit Recht wies Dr. Frank darauf hin, daß die Welt- 
cliquenpreſſe vielmehr Anlaß hätte, ſich mit der Juſtizpraxis 
der Sowjetunion zu befaſſen, deren grauſame Methoden und 
blutigen „Erfolge“ der Reichsleiter Dr. Frank mit knappen 
nüchternen Worten aufzeigte. Zum Schluß ſeiner Rede ging 
er auf die Aufgaben der deutſchen Rechtswahrer 
ein, die im NS RfB. zum deutſchen Rechtsſtand zuſammen⸗ 
gefaßt find. Während der NSRB. vornehmlich der Schulung 
und Erziehung der Rechtswahrer diene, ſei die Akademie 
für Deutſches Recht berufen, für die Klärung und Aus⸗ 
gleichung der wiſſenſchaftlichen Meinungen auf dem geſamten 


Gebiet des Rechts Sorge zu tragen. Nichts ſei gefährlicher 
für das Rechtsleben als eine durch die Zerſplitterung der Lehr⸗ 
meinungen uneinheitliche Rechtſprechung. 


„Daher wollen wir“, ſo ſchloß Reichsleiter Dr. Frauk, 
„auf dem Gebiete des Rechts auch Schluß machen mit den 
alten Spezialiſtenſchulen und Meinungsparteien; wir wollen 
auch Schluß machen mit den Sondergruppierungen von 
Juriſten gegenüber anderen Gruppen des Volkes. Wir wollen 
den Rechtswahrer mitten in die Volksgemeinſchaft hinein⸗ 
ſtellen. Das vom Führer genehmigte, im Bau befindliche 
Haus des Deutſchen Rechts in der Hauptſtadt der 
Bewegung wird die ſchon binnen kurzem einzuweihende große 
nationalſozialiſtiſche deutſche Rechtsſchule fein, in der 
die Anwärter auf deutſches führendes Rechtswahrertum für 
alle Zeiten im Geiſte der Opfer unſerer Bewegung erzogen 
werden ſollen. 


Denn ſo war es auch der Wille des großen unſterblichen 
Blutzeugen der NSDAP., unſeres Parteigenoſſen Theodor 
von der Pfordten, der vor der Feldherrnhalle 1923 in den 
Reihen dieſer erſten Vorkämpfer des Dritten Reiches fiel. Er 
ſagte einmal: ‚Über das Formalrecht hinweg müſſen 
wir zum Rechte des Volkes kommen, müſſen wir 
das Lebensrecht unſeres Volkes ſchaffen!! Dem 
heiligen Vermächtnis dieſes Heros des deutſchen Rechtslebeus 
dienen auch wir deutſchen Rechtswahrer in unverbrüchlicher 
Treue zum Führer und ſeiner Bewegung!“ 


der Sachverſtändige als wichtiges Glied der Rechtspflege 


NSK. Die Reichsfachſchaft für das Sachverſtändigen⸗ 
weſen in der Deutſchen Rechtsfront iſt die Zentralſtelle 
für alle Sachverſtäudigenangelegenheiten. Anläßlich der am 
28. und 29. Aug. 1937 im Haufe der Deutſchen Rechts- 
front durchgeführten Gaufachſchaftsleitertagung wurde der 
Werdegang der Reichsfachſchaft aufgezeigt, aus dem ſich die 
Berufung des Sachverſtändigen zum Rechts⸗ 
wahrer deutlich ergibt. Die Reichsfachſchaft iſt daher gerade 
auch die Sammelſtelle für alle unabhängigen deutſchen Sach- 
verſtändigen in ihrer Eigenſchaft als Rechtswahrer. Ihre 
Aufgaben ſind Neuordnung des Sachverſtändigenweſens und 
in dieſem Rahmen die Mitarbeit an der Erneuerung des 
deutſchen Rechts und ſchließlich die rechtspolitiſche Schulung 
der einzelnen Sachverſtändigen für die Erforderniſſe der 
Praxis. 

So liegt die weltanſchauliche und rechtspolitiſche Aus- 
richtung der Sachverſtändigen bei der Partei, d. h. beim 
Reichsrechtsamt der NSDAP. und dem NS. -Rechtswahrer⸗ 
bund, der innerhalb des ganzen Reichsgebietes einen Nach- 
weisdienſt für Sachverſtändige ins Leben gerufen hat, der 
gerade von den Gerichtsbehörden in ſtändig wachſendem Um⸗ 
fang in Anſpruch genommen wird. Daher wacht die Reichs- 
fachſchaft darüber, daß ihre Mitglieder über das notwendige 
Maß an rechtspolitiſchem Wiſſen, rechtspolitiſcher Erfahrung 
und rechtswahreriſcher Schulung verfügen; ſie ſtellt in erſter 
Linie die rechtspolitiſche und prozeſſuale Verwendungsfähig— 
keit ihrer Angehörigen feſt. 


Wie der Reichsorganiſationswalter des NS. Rechts- 
wahrerbundes und Leiter des Amts für Rechtswahrer im 
Reichsrechtsamt der NSDAP., Prof. Dr. Noack, feſtſtellte, 
iſt der Sachverſtändige in letzter Auswirkung ſeiner Tätigkeit 
ein wichtiges Organ der Rechtspflege, weil ſich 
der Richter die Anſicht des Sachverſtändigen zu eigen macht 
und auf ihr ſeinen Urteilsſpruch aufbaut. Alſo auch dann, 
wenn der Sachverſtändige ein Urteil innerhalb engſter Fach⸗ 
oder Wirtſchaftskreiſe abgibt, iſt ſeine Tätigkeit immer die 
eines Rechtswahrers, denn er hilft Rechtsſtreitigkeiten zu ver⸗ 
meiden, ſie rechtzeitig zu beſeitigen oder zu klären. 
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Aktiengeſeß v. 30. Ja n. 1937. Hrsg. von Dr. Dr. Franz 
Schlegelberger, Staatsſekr., Leo Quaſſowski, 
Min dirigent, Guſtav Herbig, AR., Ernft Geßler, 
GR., Wolfgang Hefermehl, GeruAſſ., ſämtl. im 
RIM. Berlin 1937. Verlag: Franz Vahlen. VII, 1165 S. 
Preis geb. 48 K.. 


Mit großer Spannung erwarteten Wirtſchaft, Rechtslehre 
und -praxis den amtlichen Kommentar zum neuen AktG. Blie⸗ 
ben doch trotz des in Aufbau, Inhalt und Sprache fo Haren 
Gejegestertes eine Fülle von Einzelfragen, zu denen der mit 
ihnen Befaßte wohl verſuchte, ſich ſeine Anſicht zu bilden, 
jedoch ohne infolge Fehlens der bei früheren Geſetzeswerken 
vorhandenen Motive und Protokolle über die Geſetzesberatun⸗ 
gen ſicher zu ſein, daß die von ihm gefundene Beantwortung 
der Zweifelsfragen dem Willen des Geſetzgebers entſprach. In 
weitem Umfange iſt daher die Regelung dieſer Fragen bis zum 
Erſcheinen des amtlichen Kommentars zurückgeſtellt worden, um 
Fehlentſcheidungen zu vermeiden. Die Wirtfchaft und Praxis 
ſehen ſich nicht gern zweifelhaften Rechtsfragen gegenüber, ſie 
wünſchen eine feſte Richtſchnur, Klarheit und Sicherheit, und 
damit die Baſis, von der aus ſie ihre Entſchlüſſe faſſen können. 
Deshalb — und das darf ich auch an dieſer Stelle ſagen — 
habe ich es ſtets ſo ſehr begrüßt, wenn ich bei meinen Ver⸗ 
öffentlichungen zum neuen At®. Gelegenheit hatte, die Stel⸗ 
lungnahme der Referenten zu erfahren. Wurde doch damit die 
Zahl der Streitfragen verringert und der Weg für eine mög⸗ 
lichſt einheitliche Auslegung des für unſere Wirtſchaft ſo wich⸗ 
tigen und grundlegenden AktG. geebnet. 

Gerade in dieſer Richtung übertrifft der amtliche Kom⸗ 
mentar alle Erwartungen, Er geht nicht an den Fragen, die 
das Geſetz notwendig offen laſſen mußte, vorbei, vielmehr 
nimmt er zu ihnen in klarer Sprache unter eingehender Begrün⸗ 
dung Stellung. Dabei wird „der Stoff rückſichtslos von Wucherun⸗ 
gen und von dem Ballaſt überholter Rechtſprechung befreit“. 

Nach einem kurzen Vorwort und dem Juhaltsverzeichnis 
wird zunächſt der Text des AktG. und feines Einf. gebracht. 
Alsdann folgen die Erläuterungen zu jeder der geſetzlichen Be- 
ſtimmungen. Die Anmerkungen ſind ſehr ausführlich und be⸗ 
rückſichtigen nicht nur das bisherige Recht, ſondern auch das 
inzwiſchen zum neuen AEG. ergangene Schrifttum. Es iſt eine 
Freube, an zahlreichen Stichproben feſtſtellen zu können, daß 
wohl zu jeder auftauchenden aktienrechtlichen Frage der amt- 
liche Kommentar ſeine ſorgfältig erwogene Anſicht bringt, mit der 
lich nunmehr Praxis und Wiſſenſchaft auseinanderzuſetzen haben 
werden. Alter Normenbeſtand (ſiehe Vorwort) wird „mit den Ge⸗ 
ſetzesbefehlen einer neuen Zeit zu einer unlösbaren Einheit“ ver⸗ 
bunden. „Die beſtehenden Wahrheiten werden mit den das Geſetz 
kragenden neuen Gedanken zu wiſſenſchaftlicher und praktiſcher 
Harmonie“ verſchmolzen. 

Ein ausgezeichnetes, 28 Seiten umfaſſendes Sachregiſter, 
ferner die den wichtigſten Beſtimmungen jeweils vorgeſetzte 
Linzelinhaltsüberſicht und die ſehr klare Text⸗ und Druckanord⸗ 
ung ermöglichen ein ſchnelles Finden des Behandelten. An⸗ 
1 ließend an den Kommentar gelangt die ſchon von Qu aſ⸗ 
ew bi: „Altch.“ (vgl. meine Beſprechung in JW. 1937, 870) 
der bekannte Gegenüberſtellung der Vorſchriften des Akt. und 
es bisherigen Aktienrechts zum Abdruck. 

a Das Standardwerk des deutſchen Aktienrechts liegt vor 
9 88 Bei ſeiner Schaffung werden die Verf., um mit dem Vor⸗ 
2 rt zu jpregen, „manche glückhafte Stunde gehabt haben“. 
en am deutſchen Aktienrecht, au ſeiner Geſtaltung und Ent⸗ 
ſei ung Intereſſierten wird es ein unentbehrlicher Führer 
n und auch ihm bei feiner Arbeit glückhafte Stunden be⸗ 
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Dr. Heinrich Lehmann, o. Prof., Mitglied der Akademie 
für Deutſches Recht. Reform der Kreditſicherun 
an Fahrnis und Forderungen. Denkſchrift (nebſt Ge⸗ 
ſetzesvorſchlag). (Arbeiksberichte der Akademie für Deutſches 
Recht.) Stuttgart und Berlin 1937. Verlag W. Kohlhammer. 
84 S. Preis broſch. 4 . 


In dem vorl. Arbeitsbericht der Akademie für Deutſches 
Recht hat der Verf. in Form einer Denkſchrift das Ergebnis der 
Beratungen des Akademieausſchuſſes für Perſonen⸗, Vereins⸗ und 
Schuldrecht über die Fragen der Sicherungsübereignung und des 
Eigentumsvorbehalts der breiten Offentlichkeit vorgelegt. Bei der 
großen Bedeutung, die dieſen beiden Rechtsgebilden im heutigen 
Wirtſchaftsleben zukommt, wird die Schrift allſeits auf größtes 
Intereſſe ſtoßen, zumal ſich der Ausſchuß nicht darauf beſchränkt 
hat, zu den in letzter Zeit reichlich erörterten Problemen Stel⸗ 
lung zu nehmen, ſondern darüber hinaus einen vollſtändigen Ge⸗ 
ſetzesvorſchlag ausgearbeitet, die einzelnen Beſtimmungen erläutert 
und begründet ſowie den Vorſchlag ſogar noch mit einer allge⸗ 
meinen Einleitung verſehen hat. Man merkt es der Denkſchrift 
überall an, daß ſie nicht am grünen Tiſch fertiggeſtellt wurde, ſon⸗ 
dern ſich auf den „wertvollen Rat beſtunterrichteter Männer aus 
Wirtſchaftskreiſen“ und auf die Bearbeitung des geſamten „Ma⸗ 
terials der wirtſchaftlichen Praxis und des wiſſenſchaftlichen 
Schrifttums“ gründet. 

Die Mißſtände der derzeitigen Rechtslage, und zwar ſowohl 
bei der Sicherungsübereignung als auch beim Eigentumsvorbehalt, 
ſieht die Denkſchrift in der Heimlichkeit der Sicherung und in dem 
Auseinanderfallen von wirtſchaftlichem Zweck und rechtlicher Aus⸗ 
geſtaltung. In eingehenden Ausführungen, denen allerdings z. T. 


vielleicht der Vorwurf gemacht werden kann, daß ſie wirtſchaftliche 


Tatſachen gar zu leicht als unumſtößlich und notwendig hinnehmen, 
lehnt die Denkſchrift ſowohl die Beſeitigung von Sicherungsüber⸗ 
eignung und Eigentumsvorbehalt als auch die grundſätzliche Bei⸗ 
behaltung der derzeitigen Rechtslage unter Ausmerzung von Män⸗ 
geln ab und bekennt ſich zu einer volligen Neuordnung. Mit Rück⸗ 
ſicht auf die Unſicherheit des Zeitpunkts für eine Reform des bitr⸗ 
gerlichen Rechts glaubt die Denkſchrift weiter dieſe Neuordnung 
durch ein beſonderes Geſetz ſchaffen zu müſſen. Grundgedanke die⸗ 
ſes Geſetzes müſſe ein billiger Ausgleich der widerſtrebenden In⸗ 
tereſſen von Gläubigern, Schuldnern, konkurrierenden Gläubigern 
und Volksgemeinſchaft ſein. Als einziges durchgreifendes Mittel 
für die Erkennbarmachung der Sicherung ſieht die Denkſchrift eine 
begrenzte Regiſtrierungspflicht (nur für Sicherungsübereignungen 
von Sachgeſamtheiten und Abtretung ſämtlicher Außenſtände durch 
einen Gewerbetreibenden) in Verbindung mit der Schriftform des 
Sicherungsvertrages und der Führung eines Sicherungsbuches 
durch den Schuldner an. Um ein Auseinanderfallen von wirtſchaft⸗ 
lichem Zweck und Rechtsform zu verhindern, ſollen die Sicherungs⸗ 
übereignung, der verlängerte Eigentumsvorbehalt und die Förde⸗ 
rungsabtretung nurmehr die Rechte eines Pfandgläubigers ge⸗ 
währen, während der gewöhnliche Eigentumsvorbehalt nach wie 
vor Eigentumsrechte geben ſoll. Hier wäre es wohl folgerichtiger 
geweſen, dem Eigentumsvorbehalt ſchon dann lediglich Pfandrechts⸗ 
wirkungen beizulegen, wenn dem Vorbehaltskäufer Verfügungen, 
die dem vorbehaltenen Eigentum zuwiderlaufen, geſtattet ſind. 
Zu den einzelnen Beſtimmungen des in der Denkſchrift ge⸗ 
machten Geſetzesvorſchlages und ihrer Begründung Stellung zu 
nehmen, würde im Rahmen einer Buchbeſprechung zu weit führen. 
Erwähnt ſei aber, daß man in den Ausführungen der Denkſchrift 
eine ſchärfere Stellungnahme gegen die Auswüchſe des verlängerten 
Eigentumsvorbehalts vermißt. Die Denkſchrift beſchränkt ſich dar⸗ 
auf, den ſog. Kontokorrent⸗ und Konzernvorbehalt zu verbieten. 
Damit bleibt die neuere Entwicklung in Rſpr. und Schrifttum (bal. 
NE: JW. 1937, 1961, ſowie Schantz, „Verlängerter Eigen⸗ 
tumsporbehalt — wie lange noch?“), die zu einer immer weiter⸗ 
gehenden Einſchränkung des verlängerten Eigentumsvorbehalts 
führt, gänzlich unberückſichtigt. 
Die Denkſchrift hat mit der Vorlage eines eingehend be⸗ 
gründeten Geſetzesvorſchlages die Erörterungen über die Neu- 
geſtaltung des Kreditſicherungsweſens in neue Bahnen gelenkt und 
damit allein ſchon einen weſentlichen Beitrag zur Weiterentwick⸗ 
lung dieſes Rechtsgebietes geleiſtet. Angeſichts der überragenden 
Bedeutung von Sicherungsübereignung und Eigentumsvorbehalt 
kann wohl eine eingehende und ausführliche Beſprechung der Vor⸗ 
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ſchläge der Denkſchrift in breiteſter Offentlichkeit erwartet werden, 
die alsdann das Material liefert, auf Grund deſſen die Neugeſtal⸗ 
tung Geſetz werden kann. 

RA. Dr. Carl Hans Barz, Frankfurt a. M. 


Dr. Hans Würdinger, ord. Prof. der Rechte in Breslau, 
OSG R., Mitglied der Akademie für Deutſches Recht: Geſell⸗ 
ſchaften, 1. Teil: Recht der Perſonalgeſell⸗ 
ſchaften. (Grundzüge der Rechts⸗ und Wirtſchaftswiſſenſchaft. 
Reihe A Rechtswiſſenſchaft.) Hamburg 1937. Hanſeatiſche Ver⸗ 
lagsanſtalt AG. 178 S. Preis broſch. 6,80 , geb. 7,80 Hell. 


Die Gegenwart erheiſcht für den juriſtiſchen Nachwuchs neue 
Lehrbücher, die ſich der in der neuen rechtswiſſenſchaftlichen Stu⸗ 
dienordnung für die Univerfitäten vorgeſchriebenen Stoffeintetlung 
anpaſſen. In dieſer Richtung liegt das vorſtehend angezeigte Werk, 
das das Geſellſchaftsrecht behandelt. Infolge der Herausloſung die⸗ 
ſes Teilgebietes aus dem BGB. und feinen Nebengeſetzen, insbeſ. 
dem HGB., war es möglich, mehr als bisher das Recht der Per⸗ 
ſonenverbände unter dem einheitlichen Geſichtspunkt der Zweck⸗ 
gemeinſchaften zu erfaſſen und ſeine Weſensbeſonderheit 
gegenüber andern Schuldverhältniſſen herauszuarbeiten. Der vor⸗ 
liegende Band 1 umfaßt die nichtrechtsfähigen Perſonal⸗ 
geſellſchaften und behandelt nach einem Abriß der „Allgemei⸗ 
nen Lehren“, die die Grundfragen und Struktur der Perſonal⸗ 
geſellſchaften, des nicht rechtsfähigen Vereins und des partiari⸗ 
ſchen Rechtsverhältniſſes betreffen, die Geſ. bürg. Rechts, 
die OHG., Komm Geſ. und Stille Geſellſchaft. Ein 
weiterer Band, der die rechtsfähigen Perſonenverbände und Kapi⸗ 
talgeſellſchaften umfaſſen ſoll, iſt in Ausſicht genommen. 

Der Zweck des Werkes geht dahin, für die Vorleſung einen 
Grundriß zu ſchaffen, wodurch ſich der oft — beſonders in den 
„Allgemeinen Lehren“ — hervortretende abrißartige Charakter er⸗ 
klärt. Es erſetzt alfo nicht die Vorleſung, ſondern leitet ihre Bahn 
und ergänzt ſie. Dieſe Ergänzung offenbart ſich namentlich in den 
knappen Streiflichtern auf neueres Schrifttum und Rechtſprechung, 
die ſo zahlreich ſind, daß ſie auch dem geſchulten Praktiker An⸗ 


regung bieten. Zufolge der gedrängten Form der Darſtellung, der 


neuartigen Einteilung des Stoffes und feines vollwichtigen Ge⸗ 
halts ift die Lektüre nicht immer leicht, fie fordert vielmehr ein⸗ 
dringendes Studium, das dann aber lohnt. Da, wo auf die ver⸗ 
dorgene Vorſtellungswelt des Geſetzgebers eingegangen wird (z. B. 
u. a. S. 132, Auflöſungsgründe), erweitert ſich die manchmal ab⸗ 
ſtrakte Darſtellung zu lebendiger Anſchaulichkeit. 

Uber die bloße Wiedergabe des geltenden Rechts hinaus wird 
die Erkenntnis vertieft durch methodiſche Entwicklung des Geſell⸗ 
ſchaftsrechts aus der rechtspolitiſchen Grundlage und dem Zweck 
des Geſetzes und da, wo es das geltende Recht ermöglicht, aus den 
geſamtwirtſchaftlichen und ſozialen Aufgaben des Unternehmens 
die rechtsdogmatiſche Folgerung gezogen. 

Den Studierenden und Praktiker unterrichten anſchaulich die 
Erläuterungen von Beiſpielen für Kapitalkon⸗ 
ten und Bilanzen (S. 118, 144). Aufſchlußreich auch für den 
Praktiker find insbe). die das jeweilige „Geſellſchaftsvermögen“ be⸗ 
handelnden Abſchnitte (S. 57, 83, 114). Darüber, in wieweit bei 
einer kapitaliſtiſch organiſierten Kommceſ. veräußerliche „Ge⸗ 
ſchäftsanteile“ (im Unterſchiede von KG.: IW. 1934, 2699) mög⸗ 
lich ſein können, wird auf S. 157 Aufſchluß gegeben. 

OAR. Groſchuff, Berlin. 


Soergel: Bürgerliches Geſetzbuch nebſt Einfüh- 
rungsgeſetz. Unter Verwertung der geſamten Recht⸗ 
ſprechung und Rechtslehre. Bearb. von SenPräſ. Dr. Ehard, 
München, OLGR. Dr. Gerold, Dresden, NER. Dr. Gün⸗ 
ther, Leipzig, SenPräſ. Hafner, Düſſeldorf, SenPräſ. 
Hahne, Köln, LGdir. Dr. Illing, Leipzig, SenPräſ. 
Dr. Scherling, Hamm. Hrsg. von Hofrat Dr. 93. Th. 
Soergel. 6. teilw. vollft. neubearb. u. ſtark vermehrte Aufl. 
Bd. 1: Allg. Teil und Recht der Schuldverhält⸗ 
niſſe. Allg. Teil 881 mit 432. (XVIII, 750 S.) Bd. II: 
Recht der Schuldverhältniſſe Beſonderer Teil 
88 433 mit 853. (XVI, 808 S.) Bd. III: Sachenrecht, 
Familien⸗ und Erbrecht, 88 854 mit 2385, Einfüh⸗ 
rungsgeſetz. (XVI, 1100 S.) Stuttgart⸗Berlin 1937. Ver⸗ 
lag W. Kohlhammer Preis Halbleder 90 NK. 

Nach dem Willen des Herausgebers ſollte der „Soergel“ 

— wie in einem Vorwort zu einer früheren Auflage geſagt 

iſt — durch vollſtändige Berückſichtigung des usus kori und der 

opinio doctorum dem Forſcher wie dem Richter und Anwalt er⸗ 
ſchöpfenden Aufſchluß geben über den jeweiligen Stand der 

Wiſſenſchaft des im BGB. behandelten Rechtes, dem Lehrenden 

ermöglichen, den Lernenden an der Hand der beigefügten Vei⸗ 


ſpiele in die Vielgeſtaltigkeit der vorgetragenen Lehren einzu⸗ 
führen, den Lernenden über das Handwerksmäßige ſeines Be⸗ 
rufes hinaus die Feinheiten der Rechtsauslegung und das ſitt⸗ 
liche Moment der Rechtsanwendung kennen lehren. Dennoch 
nahm der „Soergel“ unter den großen bedeutenden Kommen⸗ 
taren zum BGB. immer eine gewiſſe Sonderſtellung ein. Denn 
bei ihm ſtand weniger die opinio doctorum als der usus fori 
im Vordergrund, wobei nicht nur die Rſpr. des Roh, wie z. B. 
in dem RhigKomm. Berückſichtigung fand. 

Die Anderung der Rechtsauffaſſung ſeit dem national⸗ 
ſozialiſtiſchen Umbruch ſtellte Herausgeber und Bearbeiter vor 
neue Aufgaben. Es galt, Überholtes herauszuſchneiden und 
überhaupt eine ſtrenge Durchſicht des früheren umfangreichen 
Materials vorzunehmen. Daneben war im Sinne der bisherigen 
Grundſätze des bisherigen Kommentars eine möglichſt lückenloſe 
Anführung des neueren Schrifttums und der Rechtſprechung 
zu geben. 

Die Verf. haben dieſe Aufgabe in hervorragender Weiſe 
gelöſt. Die Verf, haben insbeſ. in dieſer Auflage ſchon immer 
bei jedem größeren Abſchnitt, oft ſogar bei einzelnen grund- 
legenden Paragraphen uu. Gocbhemerrungen auf die Zuſammen— 
hänge und tragenden Leitgedanken in vortrefflicher Kürze und 
Klarheit hingewieſen und auf die neuen Rechtsgedanken, die 
der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung entſpringen und ihren 
Einfluß auf die bisherige Rechtslehre und Rechtſprechung unter 
ausgiebiger Auführung des neueſten Schrifttums aufmerkſam 
gemacht. Bei der Anlage des Kommentars, die im allgemeinen 
darauf verzichtet, eine eigene Meinung wiederzugeben, ſind dieſe 
Vorbemerkungen im Zuſammenhang mit der angeführten nahe⸗ 
zu vollſtändigen Literatur von unſchätzbarem Wert bei Be⸗ 
nutzung des Kommentars. Der Benutzer iſt ſo in der Lage, 
ſich ſeine eigene Meinung ſelbſt zu bilden und deshalb und 
mit Recht haben die Verf. noch mauche Entſcheidung und 
manche Rechtsauffaſſung angeführt, der man heute vielleicht 
nicht mehr folgen kann, deren Gedankengänge aber dennoch 
zur Erkennung der Entwicklung und der Zuſammenhänge 
nützlich ſind. 

Deun man darf ein altes Gebäude nicht eher niederreißen, 
bevor das nene in der Eutſtehung begriffene fertig iſt. In der 
Auswahl des wirklich Veralteten haben die Verf. aber eine 
glückliche Hand gehabt. 

Die neueſte Rechtſprechung und Rechtslehre haben dagegen 
die Verf. ſo vollſtändig und hervorragend berückſichtigt, daß 
man ihnen wohl kein beſſeres Lob ſagen kann als dieſes: Ich 
habe viele Wochen bei praktiſcher Auwaltstätigkeit und wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Arbeit den neuen „Soergel“ auf Herz und Nieren 
geprüft und bei ihm Rat geſucht. Er hat mich nie im Stich 
gelaſſen in der Darbietung einer Fülle von Material ſelbſt bei 
entlegenen Rechtsfragen. Natürlich iſt die nützliche Verwendung 
des Erläuterungsbuches bei feiner Anlage nicht ſo leicht ge— 
macht wie bei anderen großen Standardwerken des BOB. Denn 
die Verf. geben ein objektives Referat über die Rechtſprechung. 
Sie leiſten der eigenen Bequemlichkeit und der Abneigung zum 
ſelbſtändigen Weiterdenken keinen Vorſchub! Oft werden die 
angeführten Entſcheidungen an der Quelle ſtudiert werden 
müſſen, denn ein noch ſo ſorgfältig aus einer Eutſcheidung her— 
ausgezogener Rechtsſatz kann niemals ben Inhalt vollſtändig 
wiedergeben. Nur das Studium der Entſcheidung ſelbſt kaun 
zeigen, ob der Rechtsſatz nur für einen beſonderen Einzelfall 
zu gelten hat oder eine Verallgemeinerung verdient. Einzelne 
Paragraphen des Kommentars ſind geradezu Muſterbeiſpiel für 
die hervorragende Orientierung, die den Benutzern des Werkes 
vermittelt wird. Hier mag als ein Beiſpiel für viele die vor⸗ 
bildliche Unterrichtung über den Staud der Rechtſprechung in 
der Erläuterung zu 8 1313 BGB. beſonders angeführt wer⸗ 
den, weil gerade hier ein umfangreiches Material ebenſo über⸗ 
ſichtlich wie umfaſſend und ſorgfältig verarbeitet wurde. 

Der neue „Soergel“ iſt daher insbeſondere für den Praktiker 
eine unerſchöpfliche und wirklich unentbehrliche Fundgrube, ein 
Spiegel der neuen Rechtspraxis, wie er beſſer nicht gedacht wer⸗ 
den kann. Herausgeber und Verf. können daher des Dankes 
derjenigen Rechtswahrer, die in der Lage ſind, den Kommentar 
zu benutzen, gewiß ſein. 

Die Geſetzgebung, ſoweit ſie irgendwie den Wortlaut und 
damit die Auslegung des BGB. berührt, iſt bis 1. Jan. 1937, 
die Zeitſchriftenaufſätze und die geſamte in den Entſcheidungs⸗ 
ſammluungen und Zeitſchriften veröffentlichte Rſpr. des RG. und 
der übrigen Gerichte ſind bis 1. Okt. 1936 berückſichtigt. Sollte 
es möglich ſein, in einem beſonderen Bande zu den drei Bänden 
des Kommentars ſpäterhin ein Sachverzeichnis herauszugeben? 
Es wäre damit eine umfaſſendere Orieutierung des Benutzers 
gewährleiſtet. MA. Dr. von Bohlen, Berlin. 
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Min R. Dr. Martin Jonas im RI M., Berlin: Das 
Gerichtskoſtengeſetz nebſt den ergänzenden 
Vorſchrifte n. 3. Aufl. neubearb. u. erweitert unter Mit 
wirkung von AG R. Erich Hornig im RIM. (Stilkes 
Rechtsbibliothek Nr. 16). Berlin 1937. Verlag Georg Stilke. 
548 S. Preis geb. 15 AM. 

Das Gebiet des GKG. liegt wohl dem mit der Aufſtellung 
der Gerichtskoſtenrechnung befaßten UrkB. und dem über Er- 
innerungen entſcheidenden Richter näher, als gerade dem An⸗ 
walt, fo daß eine Beſprechung eines Kommentars zum GK. 
vielleicht fruchtbringender durch dieſe eigentlichen Sachverſtän⸗ 
digen auf dieſem Gebiete erfolgen könnte. Selbſtverſtändlich darf 
das GKG. auch dem Anwalt nicht fremd fein, denn ſchließlich 
muß er ſeine Partei auch in dieſer Hinſicht ſachgemäß beraten 
können. Immerhin konzentrieren ſich feine Intereſſen natur⸗ 
gemäß mehr auf einzelne beſondere Beſtimmungen, wie etwa 
die 88 74, 84, 29, 30, 36 GKG. Der Auwalt wird daher ſich 
vornehmlich dieſer Gebiete annehmen, was vom Anwaltsſtand⸗ 
punkt, eben im Intereſſe reibungsloſer Prozeßabwicklung, aber 
zugleich auch möglichſter Koſtenerſparnis für die Partei beſon⸗ 
ders bedeutſam erſcheint. 

Die jetzt vorliegende Neuauflage des Jonas ſchen Ge⸗ 
richtskoſtenkommentars iſt um ſo mehr zu begrüßen, als fraglos 
die Anſicht des bekannten ZPO.⸗Kommentators über die eng mit 
den 3PO.⸗Beſtimmungen verbundenen Gerichtskoſtenbeſtimmnun⸗ 
gen für die Praxis von beſonderem Wert iſt. Dabei erſcheint 
es mir als ein Vorzug des Werkes, daß es — von den Koſten⸗ 
vorſchriften des ArbGG. abgeſehen — ſich auf die Erläuterung 
des GKG. beſchränkt, fo insbeſondere das Arm Anw. nur noch 
im Text wiedergibt. Eine nur kurze Kommentierung dieſes Ge⸗ 
ſetzes, wie bisher, wäre wohl ohnehin zwecklos geweſen. Eine 
eingehende Erläuterung hätte vielleicht den eigentlichen Zweck 
des Werks beeinträchtigt, iſt aber auch entbehrlich, nachdem 
heute der eingehende Kommentar von Gaedeke zur Ver⸗ 
fügung ſteht, auf den denn auch Jonas ausdrücklich verweiſt. 


Unentbehrlicher Beſtandteil jedes Gerichtskoſtenkommen⸗ 
tars ſind heute die Koſtenverfügung (Durchführungsverfügung 
zu den Koſtengeſetzen v. 13. März 1937) wie auch die Juſtiz⸗ 
beitrO. v. 11. März 1937. Beide ſind vollſtändig abgedruckt. 


Eine Neuerung, die das Buch wertvoll geſtaltet, iſt der 
Sonderabſchnitt betreffend die Vorſchriften der ZPO. über die 
Erhebung der Prozeßgebühr in den Rechtsmittelinſtanzen 
(S. 411 ff.) mit einer eingehenden Inhaltsüberſicht, in Wahrheit 
alſo ein Ausſchnitt aus dem ZPO. Kommentar, der aber durch⸗ 
aus in den Rahmen der gerichtskoſten rechtlichen Erörterung 
paßt. Recht anſchaulich und für die Praxis von Wert iſt auch 
der Abſchnitt vor § 74 über den Einfluß des Armeurechts auf 
Fälligteit und Koſtenhaftung (S. 327). Dabei vermiſſe ich aller⸗ 
dings bei der Erörterung des Teilarmenrechts Ausführungen 
über das Natenarmenrecht, gegen das mit Recht immer wieder 
angekämpft wird und deſſen Ablehnung durch einen ſolchen 
Kommentar nicht nur erforderlich, ſondern für die Praxis auch 
ſehr wichtig geweſen wäre. Wir Nuwälte ſehen ja am unmittel⸗ 
barſten die Unmöglichkeit ſolcher „Ratenarmenrechtsanordnung“, 
unter der auch wir perſönlich zu leiden haben. 

Unterſtrichen zu werden verdient, daß nunmehr auch Jo- 

mas rückhaltlos die Beiordnung in erſter Inſtanz ohne wei— 
teres auch für die Zwangsvollſtreckung gelten läßt, worum 
bekanntlich in der Rechtſprechung überflüſſiger- und unver⸗ 
ſtändlicherweiſe ein heißer Kampf geführt werden muß. 
Die Erläuterung zu jeder einzelnen Geſetzesbeſtimmung 
find in klarer, überſichtlicher Anordnung gehalten, vermeiden 
auch inhaltlich ein Verlieren allzuſehr in Einzelheiten, ſondern 
aud bemüht, in möglichſter Kürze und Klarheit die tragenden 
deſichtspunkte herauszuarbeiten. Dabei iſt die Rechtſprechung 
es OLG. und des RG. bis in die jüngſte Zeit berückſichtigt. 
Wenn ich nunmehr noch auf einige Erläuterungen im 
zinzeluen eingehe, jo habe ich nur einige Punkte herausgegrif— 
ſen, die mir beſonderes Intereſſe zu verdienen ſcheinen. 
2 Bedenklich iſt m. E. zu 8 14 Abſ. 2 (S. 122), daß dieſe 
Veſtimmung ohne weiteres auch bei teilweiſer Klage- bzw. Be- 
züfungsrücknahme anwendbar fein ſoll, eine Auſicht, die be⸗ 
kauntlich beſtritten iſt (was Jonas aber nicht zum Ausdruck 
bringt!) und die die Partei mit höheren Gebühren belaſtet, 
als wenn man der gegenteiligen Anſicht folgt. 

Beſonderer Beachtung der Gerichte möchte ich die Anſicht 
don Jonas zu $18 (S. 131) empfehlen, daß einem An- 
‚age auf beſchlußmäßige Wertfeſtſetzung keineswegs nur zu ent- 

rechen iſt, wenn eine vom Wert abhängige Gerichtsgebühr 
zur Hehung kommt, daß alſo der Antrag nicht abzulehnen it, 
enn die Partei Gebührenfreiheit genießt oder wenn nur An! 
waltsgebühren in Frage ſtehen. Mit vollem Recht ſagt Jonas, 


daß weder der Wortlaut des Geſetzes noch etwa das praktiſche 
Bedürfnis Anlaß geben, die Wertfeſtſetzung in ſolchem Falle 
erſt dem Gebührenprozeß zu überlaſſen. Hoffentlich iſt damit 
der entſcheidende Anlaß dafür gegeben, daß die bisher faſt 
allgemein vertretene gegenteilige, man kann ſagen, ziemlich 
wide 7 Auffaſſung recht bald aus der Praxis ber- 
ſchwindet. 

Nicht unerwähnt mögen einige Verdeutſchungsverſuche blei⸗ 
ben, wenn allerdings auch mehr als abſchreckende Beiſpiele. Auf 
S. 135 ſpricht er von einem Verbot der „Verböſerung“, wahr⸗ 
ſcheinlich meint er die rekormatio in peius. Auf derſelben Seite 
iſt von einer „Erwachſenheitsſumme“ die Rede. Dem Zuſam⸗ 
menhang nach ſcheint die Beſchwerdeſumme gemeint zu ſein. 
Die Benutzer eines Kommentars ſollten aber nicht durch Ver⸗ 
oder Umdeutſchungsverſuche, die keinesfalls als ſprachliche 
Verbeſſerung bezeichnet werden können, vor Rätſel geſtellt 
werden. 

über die Frage der zeitlichen Beſchränkung der 
Abänderbarkeit einer Wertfeſtſetzung von Amts wegen, über 
die ſich ſchon etwas zu ſagen verlohnt, finde ich nichts. Inter⸗ 
eſſaut dagegen iſt S. 137 der Verſuch, die Nichtbefriſtung der 
Beſchwerde dadurch etwas auszugleichen, daß bei erſt recht 
ſpät erhobenen Beſchwerden eine Beſchwer zu verneinen iſt. 

Zu § 20 (Beweisgebühr) iſt bemerkenswert, daß der Verf. 
der herrſchenden Meinung beitritt, daß in Eheſachen die Be⸗ 
fragung der Parteien durch das Gericht im Zweifel keine dem 
Beweiſe dienende Vernehmung iſt. Allerdings muß ich ſagen, 
daß die Ausführungen über die Bedeutung des 8 619 mir recht 
wenig klar erſcheinen. Offenbar will Verf. eine Vernehmung 
nach § 619 3PO. als Vernehmung, d. h. als beweismäßigen 
Akt anfehen. Denn er hält — m. E. allerdings zu unrecht — 
die Unterſcheidung zwiſchen 8 619 und 5 445 für ſchief. — Zu 
823 (Wegfall der Beweisgebühr bei Vergleichsſchluß) verdient 
Beachtung, daß Verf. die Auffaſſung vertritt, Klagerücknahme 
und außergerichtlicher Vergleich ſchlöſſen ſich nicht gegenſeitig 
aus, 823 ſei alſo auch dann anwendbar, wenn in der Mit⸗ 
teilung au das Gericht von Klagerücknahme geſprochen wird. 
Damit wird manche Formulierungsſchwierigkeit für den Anwalt 
und manche unberechtigte Benachteiligung für die Partei be⸗ 
ſeitigt, wenn eben, manchmal rein zufällig, ſtatt dieſer jene 
Formulierung gewählt wird. Nach bisher wohl noch überwie⸗ 
gend geltender Auffaſſung ſoll dies für die koſten rechtliche Be⸗ 
urteilung maßgebend ſein. Folgerichtig läßt Jonas zu 8 29 
(Ermäßigung der Prozeßgebuͤhr bei Klagerücknahme) gleichfalls 
genügen jede in Verfolg eines außergerichtlichen Vergleichs dem 
Gericht gegenüber abgegebene Erklärung, gleichviel ob ſie als 
einfache Rücknahmeerklärung oder motiviert mit dem geſchloſ⸗ 
ſenen Vergleich oder ob ſie in der Form einer Anzeige über 
den abgeſchloſſenen Vergleich abgegeben wird. In jedem Falle 
nimmt er Klagerücknahme an mit der Folge der Ermäßigung 
aus $ 29, zweifellos eine ideale Löſung, die hoffentlich auch 
von den Gerichten mit bisher gegenteiliger Anſicht (vor allem 
KG.) akzeptiert wird. Damit würde ein Stein berechtigten An⸗ 
ſtoßes verſchwinden und endlich die Abhängigkeit der Anwen⸗ 
dung des § 29 von mitunter reinen Formulierungszufällig⸗ 
keiten beſeitigt ſein. Wenn ich Jonas recht verſtehe, bedarf 
es nicht einmal der Erklärung, die Klage zurückzunehmen. Viel⸗ 
mehr enthält die Tatſache des Vergleichsſchluſſes (auch ohne 
ausdrücklich vereinbarte Klagerücknahme) die Verpflichtung für 
den Kläger, das Verfahren nicht weiter zu betreiben, d. h. die 
Klage zurückzunehmen. Im übrigen genügt nach Jonas jede 
formloſe Klagerücknahme, ſofern nur der Wille des Klägers 
erſichtlich iſt, das Klagebegehren nicht mehr aufrechtzuerhalten. 

So tritt überall das Beſtreben möglichſt elaſtiſcher Auf⸗ 
lockerung der Geſetzesbeſtimmungen und der Befreiung von den 
einengenden Feſſeln des Wortlautes oder ſtarrer Begriffe her⸗ 
vor, um ſo weitgehend dem Sinn der Vorſchriften gerecht zu 
werden. g 

Für den prozeßbevollmächtigten Anwalt iſt die Einſtel⸗ 
lung von Jonas zu 8 74 von Wert, daß die Erklärung des 
Anwalts, eine Verzögerung der Terminsanberaumung werde 
dem Kläger ſchwer erſetzbaren Schaden bringen, die Tatſachen 
anführen muß, daß dagegen das Gericht dieſe tatſächlichen 
Angaben als richtig hinnehmen muß und, wenn es ſie für 
ausreichend erachtet, von der Ausnahmevorſchrift Gebrauch 
machen muß. Dazu ſcheint nach meiner Beobachtung bei den 
Gerichten wenig, ja ſogar zu wenig Neigung zu beſtehen. 

Die von mir gegebene Auswahl genügt, um die Reich⸗ 
haltigkeit des verarbeiteten Materials und damit den Wert 
des Werks für die Praxis erkennen zu laſſen. Das Buch wird 
deshalb, zumal auch in ſeiner handlichen Form und anſprechen⸗ 
dem Außeren, ſich raſch großer Beliebtheit erfreuen. 

RA. Kubiſch, Lübben (Spreewald). 
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[Jurlſtiſche Wochenſchrift 


Notar Dr. Seybold, Sulzbach⸗Roſenberg, und AchR. Hor⸗ 
nig im RIM. Berlin: Reichsnotarordnung vom 
13. Febr. 1937. Berlin 1937. Verlag: Franz Vahlen. 
346 S. Preis geb. 7,50 AM. 

Mit dem Inkrafttreten der RNotar O. v. 13. Febr. 1937 
hat auch im Deutſchen Notariatsweſen der Geiſt der neuen Zeit, 
der ſchon ſeit 1933 mehr und mehr ſich ausbreitete, Geſtalt 
gewonnen. Sie iſt das Ergebnis umfangreicher geſchichtlicher 
und praktiſcher Studien. An die Stelle von zuletzt noch 16 ver⸗ 
ſchiedenen deutſchen Ländernotaren iſt der deutſche Reichsnotar 
getreten, als Träger neuer, einheitlicher Staudesaufgaben, 
einer eigenen Standesehre und einer eigenen ſtandesrechtlichen 
Verfaſſung. 

Auf Veranlaſſung des Präſidenten der Reichsuotarkammer, 
der ſelbſt in einem kurzen, aber inhaltsvollen geſchichtlichen 
überblick die Fäden aufzeigt, mit denen die Neugeſtaltung des 
deutſchen Notariats mit der Vergangenheit verknüpft iſt, haben 
ſich die beiden Verf. der ſchwierigen, aber notwendigen Auf⸗ 
gabe unterzogen, die RNotardO. und alle ihre Nebenbeſtimmun⸗ 
gen zuſammenzufaſſen und zu erläutern. Sie waren hierzu be⸗ 
ſonders geeignet, da ſie beide an hervorragender Stelle bei 
der Geſetzwerdung des neuen Rechts mitgewirkt haben und ſo in 
der Lage find, nicht nur aus den fertigen Geſetzestexten, ſon⸗ 
dern auch aus deren mehrjähriger Entwicklung heraus ihre Er⸗ 
läuterungen zu ſchöpfen. 

Dem geſchichtlichen überblick folgen zunächſt die Texte der 
RNotar O. und der VO. zur Ausführung und Ergänzung der 
RNotar O.; in den Anhang werden verwieſen die ſämtlichen 
auf das Notariatsrecht bezüglichen Erlaſſe des RIM, ſoweit 
fie bis Mitte Auguſt erſchienen waren. Das Haupt⸗ und Glanz⸗ 
ſtück des Werkes bildet die ARotard. ſelbſt. Sie iſt mit ein⸗ 
gehenden Erläuterungen verſehen, in welche jeweils die im An⸗ 
hang wiedergegebenen Beſtimmungen, ſoweit es möglich war, 
eingearbeitet wurden. In durchaus zuverläſſiger Weiſe bietet 
ſo die Erläuterung zu jedem einzelnen Paragraphen der 
RNotar O. ein abgerundetes Bild der darin behandelten Fragen 
mit all ihren Nebenbeſtimmungen. Dadurch wurde es not⸗ 
wendig, der Erläuterung zu jedem Paragraphen ein kurzes 
Inhalts verzeichnis vorauszuſchicken. Dieſe Maßnahme, welche 
ſich in den letzten Jahren überhaupt mehr und mehr ein⸗ 
bürgerte, wird gewiß auch bei dieſem Werk von jedem Be⸗ 
nützer auf das Wärmſte begrüßt werden, denn ſie erleichtert 
es außerordentlich, ſich in den einzelnen Erläuterungen zurecht 
zufinden. 

Bewundernswert iſt es, daß die Verf. ſchon ſo kurz nach 
Erſcheinen der zu erläuternden Beſtimmungen es verſtanden 
haben, die Erläuterungen an vielen Stellen weit über den 
Rahmen der üblichen Erläuterungen einer Handausgabe hin⸗ 
auszuführen und zu kleinen wiſſenſchaftlichen Abhandlungen 
auszugeſtalten. 

Sie leiſteten dadurch eine hervorragende Vorarbeit für 
die wiſſenſchaftliche Durchdringung des ganzen Stoffgebiets, 
ohne daß dadurch die wichtigſte Aufgabe einer Handausgabe, 
auf alle Fragen des Praktikers ſchnell, ſicher und richtig 
urge zu erteilen, auch nur im Geringſten beeinträchtigt 
würde. 

Wenn der Kritiker auch nicht allen, in dem Werk ver⸗ 
tretenen Anſichten zuzuſtimmen vermag, ſo iſt dies nicht ver⸗ 
wunderlich in Anbetracht des neuen Rechtsſtoffes, und auch 
kein Nachteil, da das eigene Denken des Benüßers durch die 
Erläuterungen nicht ausgeſchloſſen werden ſoll. Es muß aber 
feſtgeſtellt werden, daß es ſich dabei durchweg nur um Klei⸗ 
nigkeiten handeln kann, deren geringe Bedeutung es überflüſſig 
macht, hier darauf einzugehen. 

Es iſt daher nicht übertrieben, wenn man das Buch als 
eine erſte, gedrängte Darſtellung des geſamten Rechts eines 
lebendig wirkenden Berufsſtandes bezeichnet, die in vielen 
Beziehungen rechtsſchöpferiſch und anregend auch für die Zu⸗ 
kunft wirken wird. 

Außerlich iſt das Buch ſehr gefällig ausgeſtattet, ſein Ein⸗ 
band iſt geſchmackvoll, der Druck deutlich und durch reiche Unterglie- 
derung und Verwendung verſchiedeuer Druckſtärken lebhaft und 
überſichtlich geſtaltet. Ein ſehr reichhaltiges Sachregiſter ge⸗ 
ſtattet es, jede gewünſchte Stelle ſchnell aufzufinden. 

So kann man das Werk nur als durchaus gelungen be⸗ 
zeichnen und ihm mit beſtem Gewiſſen vorausſagen, daß es 
ſchon in allerkürzeſter Zeit jedem Notar, jedem Mitarbeiter 
eines Notars, allen Dienſtaufſichtsſtellen und ihren Mitarbei⸗ 
tern, darüber hinaus aber auch Banken und anderen größeren 
Wirtſchaftskörpern, die mit dem Notariat häufig in Berührung 
kommen, den Dienſtſtellen der Wirtſchaft und des Reichsnähr⸗ 
ſtandes, völlig unentbehrlich ſein wird. 

Notar Schieck, München. 


Helmuth Schieck, Notar in München; Reichsnotar⸗ 
ordnung v. 13. Febr. 1937. Textausgabe mit Einleitung, 
Anmerkungen und Sachregiſter unter Beifügung aller wich⸗ 
tigen Nebenbeſtimmungen. München, Berlin u. Leipzig 1937. 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). VIII, 278 S. Preis 
geb. 4,50 K. K. 


Der rührige Verlag hat ſich ein beſonderes Verdienſt er⸗ 
worben, indem er für die Bearbeitung der NNotard. in der 
Reihe feiner blauen Textausgaben einen Notar gewonnen hat, 
der infolge ſeiner langjährigen Mitarbeit an dem Zuſtande⸗ 
kommen dieſes Geſetzes mit deſſen Beſtimmungen und ihrem 
Zwecke aufs genaueſte vertraut iſt und deſſen umfangreiche 
ſchriftſtelleriſche Tätigkeit auf dem Gebiete des Notariatsweſens 
die Gewähr dafür bot, daß er auch dieſes Büchlein bei aller 
gebotenen Kürze der Anmerkungen zu einem vortrefflichen 
Ratgeber für den Handgebrauch der Dienſtbehörden und der 
Notarkanzleien geſtalten werde. Die Anmerkungen geben in 
ihrer knappen, präziſen Faſſung einen ausgezeichneten, ſtets 
ſicheren überblick und zuverläſſige Auskunft, zumal ſie bei allen 
wichtigen Vorſchriften weit über das für eine Textausgabe 
übliche Maß hinausgehen. Sie erſtrecken ſich nicht nur auf 
die RNotar O. ſelbſt, ente ebenſo auch auf die Ausf VO,, die 
DienftO., die Allg Vfg. über die Angelegenheiten der Notare, 
und unter insgeſamt 26 Nummern des Inhaltsverzeichniſſes 
ſind lückenlos alle für das deutſche Notariatsweſen maßgeb⸗ 
lichen geſetzlichen Beſtimmungen abgedruckt; neben den einſchlä⸗ 
gigen Vorſchriften aus BGB., Geb O., Ec Vf., GG., ZPO., 
KS., StGB., SPD. RAbgO., VerglO., AktG. finden wir die 
aus R Bürger., Verfaſſung, GnadErl., Wechſ StG. und manches 
andere. Dadurch wird die Ausgabe praktiſch zu einem Handbuch 
für alle, die ſich mit dieſem Rechtsgebiet zu befaſſen haben. 
Eine umfangreiche Einleitung zeigt die geſchichtliche Entwicklnug 
des Notariats, erläutert die Grundgedanken der RNotar O. und 
macht die Entwicklung des neuen Rechts aus der Vergangenheit 
deutlich, dadurch zugleich den Weg in die Zukunft weiſend; 
ein eingehendes Sachregiſter erhöht die Brauchbarkeit des aus⸗ 
gezeichneten Buches, das größte Verbreitung verdient. 


Notar Wolpers, Lennep. 


Dipl.-Kfm. Max Schön wandt, Wirtſchaftsprüfer: Neues 
und altes Aktienrecht. Berlin 1937. Verlag: Der 
Betriebswirt, Franke & Co. K. G. XVI u. 196 S. Preis kart. 
4,80 K., geb. 6,20 AM. 


Engelſing⸗Glißmann: Preisbildung und Preis; 
überwachung. Syſtematiſche Sammlung aller Preis- 
vorſchriſten mit erläuternden Anmerkungen. Fortſetzung der 
von Dr. H. Engelſing begründeten Sammlung, heraus⸗ 
gegeben von A. Gliß mann, Landgerichtsrat in Berlin. 
4. Erg.⸗Liefg. (55 Erg. Blätter) nach dem Stand vom Auguſt 
1937. Berlin. Jetzt Verlag Frauz Vahlen. Preis der Erg. 
Liefg. 3,20 N.. Grundwerk einſchl. 1. bis 4. Erg.⸗Liefg. 
9 Nel, Leineneinbanddecke 2 K.K. 


Praxis der Kartellrechtſprechung. Ein ſyſtemati⸗ 
ſches, ſchlagwortmäßiges und chronologiſches Regiſter ſämt⸗ 
licher Kartellgerichtsentſcheidungen und gutachten. Bearbeitet 
von Dr. H. Müllenfiefen und RA. R. Riſſe. Her⸗ 
ausgegeben von der Reichsgruppe Induſtrie. 80 S. Preis 
4,50 AM. 

Wirtſchaftsaufbau. Die Gliederung der gewerblichen 
Wirtſchaft. Junere Verwaltung. Mitgliedſchaft und Beitrags⸗ 
weſen. Die Aufgaben der Organiſation. Von Dr. G. 
Schwartz, Mitgl. d. Akad. f. Deutſches Recht. Ehren 
gerichtsordnung der gewerblichen Wirtſchaft 
von Aſſeſſor L. Kattenſtroth (Sonderdruck aus dem 
Wirtſchafts⸗Karteihandbuch „Wirtſchaftsrecht, Wettbewerbs-, 
Markt- und Wirtſchaftsordnung“). 27 S. Preis 1,80 AM. 


Gruppenaufgaben bei der Wirtſchaftlichleitsförderung, 
Marktordnung und Kartellaufſicht. Die Erlaſſe des Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſters vom Juli, November 1936 und März 
1937. Von Dr. H. Müllenſiefen mit einer Einführung: 
Planvoller Einſatz der Induſtrieorganiſa⸗ 
tion zur Leiſtungsſteigerung im Vierjahres⸗ 
plan von Dr. K. Gut h. 92 S. Preis 4,50 AM. 

Sämtl. Stuttgart 1937. Verlag für Wirtſchaft und Verkehr, 
Forkel & Co. 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur auszugsweiſe und mit genauer Quellenangabe geſtattet 
[* Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts. — + Anmerkung] 


1. RG. — 81 Blutſchutz c.; 8 157 StGB. Eine vor Erlaß 
des Blutſchutzcz. zwiſchen einer Jüdin und einem deutſchblüti⸗ 
gen Staatsangehörigen geſchloſſene Verlobung iſt durch das 
Blutſchutzcd. nichtig geworden. 


Die auf Verletzung des 8 157 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. ge 
ſtützte Rev. der StA. muß Erfolg haben. Das Schw. hat 
der Angekl. die Wohltat dieſer Geſetzesvorſchrift zugebilligt, 
weil es zu ihren Gunſten angenommen hat, daß zur Zeit 
ihrer bewußt falſchen eidlichen Zeugenausſage, nämlich am 
27. Okt. 1936, zwiſchen ihr als Jüdin und dem deutſch⸗ 
blütigen Staatsangehörigen G. ein Verlöbnis beſtanden oder 
ſie jedenfalls an das Beſtehen eines ſolchen geglaubt habe; 
deshalb habe ſie die falſche Ausſage zugunſten einer Perſon 
erſtattet, rückſichtlich welcher fie die Ausſage ablehnen durfte, 
ohne über ihr Recht dazu belehrt worden zu ſein. Dieſe Auf⸗ 
faſſung iſt rechtsirrig. Denn auch wenn früher ein ſolches 
Verlöbnis beſtanden hat, ſo iſt es doch durch das Inkraft⸗ 
treten des Geſ. zum Schutze des deutſchen Blutes und der 
deutſchen Ehre, nämlich am 17. Sept. 1935, von ſelbſt ge⸗ 
löſt worden, da 8 1 dieſes Gef. Eheſchließungen zwiſchen 
Juden und Staatsangehörigen deutſchen oder artverwandten 
Blutes ſchlechthin mit der Folge der Nichtigkeit bei Zuwider⸗ 
handlungen verbietet und ein Verlöbnis, das wegen eines 
ſolchen unbedingten Ehehinderniſſes nicht erfüllt werden kann, 
der Rechtswirkſamkeit entbehrt (RGSt. 71, 70/71 = IM. 
1937, 99610 m. Anm.). Hieran ändert es auch nichts, daß G. 
zur jüdiſchen Religion hat übertreten und beide nach Paläſtina 
haben auswandern wollen; denn eine danach etwa im Aus⸗ 
land — ohne Umgehung des Geſetzes (8 1 Abſ. 1 Satz 2 
d. a. O.) — geſchloſſene Ehe kann das Verlöbnis für das 
deutſche Reichsgebiet nicht rechtsgültig machen. Auch 
kann ſich die Angekl. nicht darauf berufen, es ſei bei Aus⸗ 
wanderung und Übertritt G.s zur jüdiſchen Religion mit 
Wahrſcheinlichkeit mit einer Befreiung nach § 16 Abf. 1 der 
IUin VD. zur Ausführung des Geſetzes zu rechnen geweſen. 
i enn die Nichtigkeit des Eheverſprechens würde nur dann 
wi rl wenn der Führer und Reichskanzler ſchon vorher 
de nahmsweiſe Befreiung erteilt hätte. Zur Begründung fei 

die Ausführungen des oben bezeichneten Urteils ver⸗ 
wieſen. 
Vo Endlich kann die Angel. auch der irrige Glaube an das 
ben eines gültigen Verlöbniſſes nicht entlaſten, 
Step. kommt in Fällen des § 157 Abſ. 1 Nr. 2 (8 52 Abſ. 2 
des Nenn, auf das tatfächliche (obieftive) Vorhandenſein 
gilt fngehörigenverhältniſſes an (RG St. 14, 7/8). Dasſelbe 
8 für das Angehörit enverhältnis in Fällen der Begünſti⸗ 
Schwe 257 Abſ. 2 Ste B.; R6St. 61, 270/271). Das 
e hat deshalb die Angekl. auch mit Recht zugleich 

8 e nach 8257 Abſ. 1 SGB. verurteilt. 

as angefochtene Urteil iſt daher im © ; 

Mose. 60, 106/109) aufgußehen. en 

In der neuen Verhandlung wird das Schw. zu prü⸗ 
Im N 15858 ob etwa § 157 Abs 1 Nr. 1 8188 anwendbar 
ah = die Angabe der Wahrheit gegen die Angekl. ſelbſt 
nn . wegen eines Verbrechens oder Vergehens 
Gefa "© zichen konnte. Hierbei kommt es darauf an, ob die 
ober hr wirklich beſtand, leichviel, ob die Angekl fie kannte 
die EN (RGSt. 43 67/69), und ob fie ihretwegen 
Re Wegner at oder — wie hier — zum Zweck 

gung eines anderen. Auszuſcheiden hat bei dieſer 


Prüfung die Beteiligung der Angekl. an dem Verbrechen der 
Raſſenſchande des Zeugen G. nach 85 Abſ. 2 Blutſchutz g., 
da fie ſelbſt als Frau das Verbrechen nicht begehen konnte 
Dagegen wäre eine Strafverfolgung gegen die Angekl. wegen 
einer etwa vor der eidlichen Ausſage verübten Begünſtigung 
nach § 257 Abſ. 1 StGB. nicht ausgeſchloſſen (RGUrt. 3D 
55/37 v. 8. März 1937 JW. 1937, 17815). 
(RG., 4. Str Sen. v. 30. Juli 1937, AD 513/37.) 


* 


* 2. RG. — 8s 164, 2, 157 SGB. Das Winterhilfswerk iſt 
einer Behörde i. S. des § 164 StGB. gleich zu erachten, feine 
Maßnahmen ſind behördlichen Maßnahmen i. S. dieſer Vor⸗ 
ſchrift gleichzuſtellen. 


Die Behauptung des Angekl. war eine üble Nachrede 
über O. nach dem $ 186 StGB.; denn ihr Sinn war, O. 
habe einen triftigen Grund für ſeine Arbeitsverſäumnis nur 
vorgetäuſcht, und ein ſolches Verhalten wäre geeignet ge⸗ 
weſen, O. in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen. 
Der Angekl. würde auch, wenn er ſich wahrheitsgemäß dazu 
bekannt hätte, daß er dem H. die Mitteilung über das Fern⸗ 
bleiben O.s gemacht hatte, fein Vergehen nach 8 186 StGB. 
eingeräumt haben. Aber die Gefahr, daß er inſoweit ſtraf⸗ 
rechtlich verfolgt werde, beſtand bei der Eidesleiſtung nicht 
mehr, weil O. die Antragsfriſt hatte verſtreichen laſſen, ohne 
Strafantrag zu ſtellen. Aus dem Geſichtspunkt des 8 186 
StGB. war demnach der 8157 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. nicht 
anwendbar; vgl. DRZ. 1927 Nr. 228. 

Die Anwendung des 8157 Abſ. 1 Nr. 1 rechtfertigt ſich 
aber aus einem anderen Grunde. 

Der Angekl. hat durch ſeine unwahre Angabe erreichen 
wollen, daß O. nicht mehr durch das Winterhilfswerk unter⸗ 
ſtützt werde. Das Schw. meint, danach habe der Angekl. 
eine Strafverfolgung mindeſtens wegen leichtfertiger falſcher 
Anſchuldigung befürchten müſſen, wenn er ſich wahrheits⸗ 
gemäß zu ſeiner Mitteilung an H. bekannt hätte. Es nimmt 
nach dem Zuſammenhang ſeiner Darlegungen an, daß der 
§ 164 (Abſ. 2 u. 5) StGB. unmittelbar anwendbar ſein 
würde. Darin kann dem Schw. allerdings nicht gefolgt 
werden. Denn das Winterhilfswerk war — mindeſtens in 
ſeinen unteren Stellen — zur Zeit der Tat des Angekl., im 
Sommer 1936, keine Behörde und ihre vom Angekl. er⸗ 
ſtrebte Entſchließung keine behördliche Maßnahme, zumal 
damals das Geſetz über das Winterhilfswerk des deutſchen 
Volkes v. 1. Dez. 1936 (RGBl. I, 995) noch nicht erlaſſen 
war. Aber eine entſprechende Anwendbarkeit der Strafvor⸗ 
ſchrift des § 164 gemäß dem 82 StGB. muß bejaht 
werden. 

Das Winterhilfswerk — vgl. das angezogene Geſetz — 
iſt eine ausgeprägte Einrichtung des nationalſozialiſtiſchen 
Staates von denkbar umfaſſender Ausdehnung, von höchſter 
Bedeutung für die Wohlfahrt des Volkes und von größtem 
Anſehen. Es würde dem geſunden Volksempfinden wider⸗ 
ſprechen, wenn dieſes Werk ſtrafrechtlich weniger geſchützt 
wäre gegen böswillige oder leichtfertige Verſuche, auf die 
ſachliche Richtigkeit der Maßnahmen einzuwirken, die von 
ſeinen Dienſtſtellen zu treffen ſind, als z. B. das ſtaatliche 
Verſorgungsweſen oder das ſtaatliche Fürſorgeweſen. Die 
geſunde Volksanſchauung erwartet mit Recht, daß nicht ſtraf⸗ 
frei bleibt, wer die Maßnahmen der für die Ausſchüttung 
der Winterhilfswerksmittel maßgebenden Stellen mittels un⸗ 
wahrer Verdächtigungen zuungunſten eines anderen zu be⸗ 
einfluſſen verſucht, wie es hier der Angekl. getan hat. 

Eine ſolche Beſtrafung iſt auch nach dem Grundgedanken 
des 8 164 StGB. verdient; er trifft auf die Tat des Angefl. 
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zu. Die Stellung 9.3 zum Winterhilfswerk iſt zwar im Urteil 
nicht näher dargelegt; dieſer Klarſtellung bedarf es indes 
nicht. H. war Zellenleiter der NSDAP., ſomit in der Lage 
wie auch verpflichtet, bei der Durchführung des Winterhilfs⸗ 
werks mitzuwirken. Denn nach den „grundſätzlichen ein⸗ 
leitenden Worten der Allgemeinen Arbeitsanweiſung für das 
Winterhilfswerk“ geſchieht ſeine Durchführung „in Zuſam⸗ 
menarbeit mit allen Parteidienſtſtellen“. 

Das Winterhilfswerk iſt nach feinem ganzen Aufbau 
und ſeiner Aufgabe einer Behörde i. S. des 8 164 gleich zu 
erachten und ſeine Maßnahmen ſind behördlichen Maßnahmen 
im Sinne dieſer Vorſchrift gleichzuſtellen. Die Mitteilung an 
eine Parteidienſtſtelle mit dem Ziele, daß eine ſolche Nachricht 
die Grundlage für eine Entſchließung des Winterhilfswerks 
werde, iſt der Mitteilung an eine Behörde i. S. des 8 164 
StGB. oder an eine dort gleichgeſetzte Stelle gleich zu er⸗ 
achten. Wer wider beſſeres Wiſſen vorſätzlich oder leichtfertig, 
wie es der Angekl. getan hat, durch eine Parteidienſtſtelle ſich 
an das Winterhilfswerk wendet, damit einem anderen zu 
Unrecht die Unterſtützung des Winterhilfswerks entzogen 
werde, ſteht dem nach dem 8 164 Abſ. 2 StGB. ſtrafbaren 
Angeber gleich. Denn er ſtellt damit eine Behauptung tat⸗ 
ſächlicher Art über einen anderen auf, die geeignet iſt, behörd⸗ 
liche Maßnahmen i. S. des § 164 Abſ. 2 gegen ihn herbei- 
zuführen. Er muß ſomit in entſprechender Anwendung des 
8164 Abſ. 2 (5) gem. dem § 2 StGB. beſtraft werden. 


(RG., 1. StrSen. v. 16. Juli 1937, 1 D 384/37.) 
* 


3. RG. — 81 Gef. über die Gewährung von Straffreiheit 
bei Deviſenzuwiderhandlungen v. 15. Dez. 1936; 873 StGB. 


1. Die Vorausſetzungen des Straffreih®. v. 15. Dez. 1936 
hat das Gericht ſelbſtändig zu prüfen, ohne an die Beweisvor⸗ 
ſchriften der StPO. gebunden zu ſein. Straffreiheit nach dieſem 
Geſetz tritt nicht ein, wenn beſchlagnahmte Werte nicht der 
Reichsbank angeboten worden ſind. N 


2. Eine verſuchte Deviſenzuwiderhandlung, die im Fort⸗ 
ſetzungszuſammenhang mit einer fortgeſetzten vollendeten De⸗ 
viſenzuwiderhandlung ſteht, geht in dieſer auf. f) 


Die Strͤ. hat mit Recht verneint, daß das Straffreih G. 
bei Deviſenzuwiderhandlungen v. 15. Dez. 1936 auf die 
Angekl. anwendbar ſei. Die Frage der Straffreiheit betrifft 
ein ſog. Verfahrenshindernis, bei deſſen Prüfung die Gerichte 
nach feſter Rſpr. nicht an die Vorſchriften gebunden ſind, die 
für die Beweisaufnahme zur Schuld- und Straffrage gelten. 
So war die Strͤ. bei der Entſcheidung über den Hilfs- 
beweisantrag, den Bruder des Angekl. P. zu vernehmen, 
nicht an den 8 245 Abſ. 2 StPO. gebunden; der 8 245 
Abſ. 3 StPO. findet ſelbſt bei Prüfung der Schuld- und 
Straffrage auf Hilfs beweisanträge keine Anwendung. 

Nach feſter Rſpr. greifen Straffreih®. nur dann zu⸗ 
gunſten der Täter Platz, wenn ihre Vorausſetzungen er⸗ 
wieſen find. Das Rev., das die Frage der Straffreiheit 
ſelbſtändig zu unterſuchen hat, hält es für nicht erweisbar, 
daß die Angekl. den geſamten noch vorhandenen Gewinn, 
den ſie aus ihren Deviſenzuwiderhandlungen gezogen haben, 
der Reichsbank bis zum Ablauf des 31. Jan. 1937 an⸗ 
geboten haben. Es muß damit gerechnet werden, daß die Ge— 
winne, die ſie gemacht haben, weit höher als die Beträge ge⸗ 
weſen ſind, die ſie der Reichsbank angeboten haben. Es iſt 
nicht einmal erweislich, daß die 1000 Zloty, die der Reichs⸗ 
bank angeboten worden ſind, einen Gewinn aus den Deviſen⸗ 
zuwiderhandlungen bilden; der Bruder des Angekl. P., 
den dieſer als Zeugen benannt hat, ſoll nach dem Inhalt 
des Hilfsbeweisantrages nichts weiter bekunden können, als 
„daß er den Gegenwert von 1000 Zloty im Oktober 1936 
von dem Angekl. aus Holland zur Anlage für den Angekl. 
in Polen erhalten hat“. 

Der Angekl. P. kann überdies den Schutz des Geſ. vom 
15. Dez. 1936 ſchon deshalb nicht in Auſpruch nehmen, 
weil er es unterlaſſen hat, die beſchlagnahmten 1200 Zloty 
der Reichsbank anzubieten; nach der Rſpr. des Senats hat 


der Täter Werte, die noch nicht rechtskräftig beſchlagnahmt 
worden ſind, ebenfalls anzubieten, um der Straffreiheit nach 
dem Gef. v. 15. Dez. 1936 teilhaftig zu werden. Nach dem allen 
kaun es dahingeſtellt bleiben, ob es ſich bei den von 
den Angekl. angebotenen Werten überhaupt um ſolche handelt, 
deren Anbietung nach § 2 DurchfVO. zu dem bezeichneten 
Geſ. v. 16. Dez. 1936 Straffreiheit herbeiführen kann. 


Auf die Rüge der Verletzung des ſachlichen Rechts iſt 
der Schuldſpruch zu berichtigen. Die Verurteilung der An⸗ 
geklagten wegen je zweier fortgeſetzter Deviſenzuwiderhand⸗ 
lungen rechtfertigt ſich aus den Gründen des RGUrt. vom 
26. Okt. 1936, 5 D 620/36 (= JW. 1937, 3190), dem der 
1. StrSen. des RG. inzwiſchen im Urt. v. 2. März 1937, 
1 D 78/7 beigetreten iſt. Übrigens kann der Begriff der 
ſog. natürlichen Handlungseinheit nicht ſo weit ausgedehnt 
werden, daß die Taten, die jeder der beiden Angekl. be⸗ 
gangen hat, als in ſolcher Einheit begangen anzuſehen wären 
(wie anſcheinend die Stra. meint). Da die nur verſuchte 
Deviſenzuwiderhandlung P.s in Fortſetzungszuſammenhang 
mit ſeiner fortgeſetzten vollendeten Deviſenzuwiderhand⸗ 
lung ſteht und ſomit in ihr aufgeht, ſo darf er nicht neben 
der fortgeſetzten Deviſenzuwiderhandlung noch der verſuchten 
ſchuldig geſprochen werden, wie die Rev. zutreffend geltend 
macht. Ebenſowenig iſt in der Urteilsformel der bloße Straf⸗ 
zumeſſungsgrund zum Ausdruck zu bringen, daß es ſich bei 
P. um einen beſonders ſchweren Fall handele (RGSt. 69, 
168/69 JW. 1935, 1937). 

(RG., 5. StrSen. v. 29. April 1937, 5 D 239/37.) 


Anmerkung: Den Ausführungen des RG. zum Straf⸗ 


freihch. v. 15. Dez. 1936 iſt zuzuſtimmen. Fraglich bleibt 
lediglich, was der Senat mit dem Ausſpruch meint, daß 
durch die Anbietung noch nicht rechtskräftig be⸗ 
ſchlagnahmter Werte Straffreiheit nach dieſem Geſetz erlangt 
werden könne. Nach § 1 Abſ. 1 des Gef. hat derjenige Straf⸗ 
freiheit erlangt, der bei Inkrafttreten des Geſ. Werte im 
Ausland beſitzt, die anbietungspflichtig waren, die er aber 
entgegen den deviſen rechtlichen Vorſchriften nicht ordnungs- 
mäßig der Reichsbank angeboten hatte, wenn er dieſe An⸗ 
bietung bis zum 31. Jan. 1937 nachgeholt hat. Die An⸗ 
bietung konnte, wie Schäfer bei Pfundtner⸗Neu⸗ 
bert, „Das neue Deutſche Reichsrecht“, II e 18, Anm. 1 
zu 8 1 und ich im „Deviſenarchiv“ 1937 Sp. 62 ausgeführt 
haben, auch während eines ſchwebenden Strafverfahrens er- 
folgen, ohne daß eine Beſchlagnahme entgegenſtand. Denn 
die Beſchlagnahme entzog zwar dem Betroffenen die Möglichkeit 
der Verfügung über die Werte, verſchaffte ſie aber anderer⸗ 
ſeits noch nicht der Reichsbank. Gegen dieſe Auffaſſung ſind 
verſchiedentlich Bedenken erhoben worden; insbeſondere iſt 
darauf hingewieſen worden, daß eine Beſchlagnahme nach 
§ 29 DurchfVO. z. Dev. v. 4. Febr. 1935 i. Verb. m. 8 94 
StPO. ein abſolutes Veräußerungsverbot darſtelle, mit der 
Folge, daß der Eigentümer der Werte nicht darüber verfügen 
und fie infolgedeſſen auch nicht anbieten könne. Dieſe Auf- 
faſſung wird jedoch dem mit dem Gtraffteih®. v. 15. Dez. 
1936 verfolgten Ziel, alle noch nicht der Reichsbank an⸗ 
gebotenen Deviſenwerte der deutſchen Deviſenbewirtſchaftung 
zuzuführen, nicht gerecht. M. E. konnte die Anbietung von 
Werten innerhalb eines ſchwebenden Strafverfahrens bei 
Vorliegen der Vorausſetzungen des 8 1 Abſ. 1 Straffreih G. 
ſolange erfolgen, ehe noch nicht eine rechtskräftige Einziehung 
der Werte gemäß § 45 Dev. vorlag. So möchte ich die 
Ausführungen von Schäfer a. a. O. und auch den Aus⸗ 
ſpruch des erk. Sen. in dem vorliegenden Urteil, die An- 
bietung ſei bis zu einer rechtskräftigen Beſchlagnahme mög- 
lich, verſtehen. 

Zu den übrigen Ausführungen des Senats über das 
Verhältnis der Deviſenzuwiderhandlung kann auf die Aum. 
von Hartenſtein zu den in JW. 1937, 1340 abgedruckten, 
die gleiche Frage behandelnden Urteilen des RG. verwieſen 
werden. 

GerAſſ. Turowski, Berlin. 
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6. RG. — $ 138 BGB. 1. Zum Begriff des Darlehns⸗ 
wuchers. 


2. Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung aus vollſtreckbaren 
Urkunden bei Nichtigkeit des Darlehns (S8 794, 767, 797 Abi. 4 
3PO.). 

3. Die Geltendmachung der Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit 
von Zweckſparverträgen bei Zweckſparunternehmungen, die ſich 
nicht im Zuſtande der vereinfachten Abwicklung befinden, kann 
nicht durch eine ausdehnende Anwendung der den Ausſchluß 
dieſer Einwände in der vereinfachten Abwicklung regelnden Vor⸗ 
ſchriften des § 4 Abſ. 2 Satz 1 Zweckſparauflöſch., § 15 Abſ. 2 
Zweckſparch. und Art. 3 DurchfVO. v. 9. Juni 1933 ausgeſchloſſen 
werden. 


4. Dementſprechend kann bei nicht vereinfacht abzuwickeln⸗ 
den Zweckſparunternehmungen auch keine Erſtreckung des Aus⸗ 
ſchluſſes von Nichtigkeits⸗ oder Anfechtungseinwänden gegenüber 
Anſprüchen auf Rückzahlung gewährter Zweckſpardarlehen an⸗ 
genommen werden. f) 


Der Tatbeſtand ſtellt ſich kurz zuſammengefaßt wie 
folgt dar: 

Der Bekl. hatte gegen die Kl. auf Grund vollſtreckbarer 
Urkunden wegen der durch Abtretung von der Zweckſparunter⸗ 
nehmung M. als Zedentin auf ihn übergegangenen Darlehns⸗ 
forderungen die Zwangsvollſtreckung betrieben. Hiergegen 
hatte die Kl. mit dem Einwande des Wuchers und der Sitten- 
widrigkeit der Darlehnsverträge die Zwangsvollſtreckungs⸗ 
gegenklage erhoben. Aus der Vielzahl der von der Kl. bei 
der Zedentin (Zweckſparunternehmung) abgeſchloſſenen Zweck- 
ſparverträge waren verſchiedene Darlehen zur Zuteilung ge⸗ 
kommen, die der Bekl. jetzt geltend macht. Die bare Aus⸗ 
zahlung der Darlehen war jedoch derzeit unterblieben. Dieſe 
wurde vielmehr „als Sparleiſtungen“ auf andere noch nicht 
zugeteilte Sparverträge übertragen („umgebucht“). Es iſt 
nicht erſichtlich, ob und inwieweit aus dieſen weiteren Zweck⸗ 
ſparverträgen auch zum Teil bare Darlehnsauszahlungen ſtatt⸗ 
gefunden hatten. Jedenfalls handelte es ſich bei den ſtrei— 
tigen Vertragsverhältniſſen um die üblichen Vorfinanzie⸗ 
rungs⸗, Ketten⸗ oder Staffelverträge, wie ſie im Zweckſpar⸗ 
1 auch unter der Bezeichnung „Koppelverträge“ bekannt 

ren. 
Das BG. hat vorweg geprüft, ob durch die Geſetzgebung, 
insbeſondere das Auflöſ G. v. 13. Dez. 1935 (RG Bl. 1457) 
ner gerichtlichen Entſcheidung über gegenfeitige Anſprüche 
der Vertragsparteien aus Zweckſparverträgen überhaupt noch 
‚um gelaſſen ſei. Die Frage bejaht das Bu. rechtlich be⸗ 
denken mit folgender Begründung: Beim Inkrafttreten 
855 Auflöſch., d. h. nach § 16 Auflöſch. am 16. Dez. 1935, 
15 die M., deren Liquidation der Reichsbeauftragte unſtreitig 
5 22. Sept. 1934 angeordnet gehabt habe, eine in Liqui⸗ 
dation befindliche Zweckſparunternehmung geweſen. Auf ſolche 
deseaſbarunternehmungen fänden nach § 13 Abſ. 2 Halbſatz 2 
11 Geſ. nur deſſen 88 1 Abſ. 3, 2 Abſ. I, 4 Abſ. 4, 5, 6, 11 
e Art. 15 der Durchf⸗ und ErgänzVO. v. 12. März 
dun deſſen Art 2, 7, 8 Abſe1—3, Art. 10 und 14 Auwen⸗ 
ung. Durch keine dieſer Vorſchriften werde die Zuſtändigkeit 
er ordentlichen Gerichte ausgeſchloſſen. 
S0 1. Das BG. führt alsdann in ſeinem Urt. aus: Die 
= nderbeftimmung über Zweckſparunternehmungen ſehe eine 
gorrangloſe Befriedigung der Sparer und den Ausſchluß des 
achtigkeitseinwandes nur nach 8 15 Abſ. 2 des Geſ. vom 
. Mai 1933 und nach $ 4 Ziff. 2 Auflöſch. vor. Die erſtere 
E eſtimmung beziehe ſich aber nur auf ſolche Betriebe, für die 
der Reichsbeauftragte die vereinfachte Abwicklung angeordnet 
habe, was bei der Zweckſparunternehmung M. nicht der Fall 
nn fei; 8 4 Abf. 2 Auflöj®. finde aber nach 8 13 Abſ. 2 
rg auf folche Unternehmungen, die ſich — wie die M. — 
ha Inkrafttreten des Geſetzes bereits in Liquidation befunden 
hatten, keine Anwendung. Die nur für Sonderfälle geſetzlich 
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vorgeſehene Verſagung des Nichtigkeitseinwandes laſſe ſich 
auch nicht dahin ausdehnen, daß ſie in entſprechender Anwen⸗ 
dung mit Rückſicht auf die Schickſalsgemeinſchaft ſämtlicher 
Sparer einer Zweckſparunternehmung allgemein bei Zweck⸗ 
ſparverträgen Platz greife, denn es handele ſich um Aus⸗ 
nahmevorſchriften, die nach anerkannten Rechtsgrundſätzen 
nicht ausdehnend angewandt werden dürfen. Das Geſetz habe 
es in die Hand des Reichsbeauftragten gelegt, ob er die ver⸗ 
einfachte Abwicklung — mit der Folge des Ausſchluſſes des 
Nichtigkeits⸗ und Anfechtungseinwandes — anordnen oder es 
bei der normalen Abwicklung und damit bei der Zuläſſigkeit 
e der genannten Einwendungen belaſſen 
wolle. 

Die Rev. bekämpft dieſen Standpunkt des BU. als rechts⸗ 
irrig; die Unterſcheidung zwiſchen normaler und vereinfachter 
Abwicklung mit den daraus hergeleiteten Folgerungen ver⸗ 
ſtoße gegen den Geſetzeszweck und die durch ihn gewollte 
Schickſalsgemeinſchaft aller Sparer eines Zweckſparunter⸗ 
nehmens. 

Dieſer Angriff der Rev. geht fehl. Die Rev. verkennt 
ſelbſt nicht, daß die geſetzlichen Beſtimmungen, die den Spa⸗ 
rern einer aufgelöſten oder freiwillig in Liquidation ge⸗ 
tretenen Zweckſparunternehmung den Anfechtungs⸗ und Nich⸗ 
tigkeitseinwand verſagen, in bezug auf die Sparverträge aus 
den vom BU. dargelegten Gründen hier unmittelbar nicht 
gelten. Es fragt ſich deshalb nur, ob ſie hier entſprechend an⸗ 
zuwenden ſind. Das iſt mit dem BU. zu verneinen. Was zu⸗ 
nächſt die Beſtimmung des § 4 Abi. 2 Auflöf®. anlangt, jo 
ſcheidet ſie, das gibt auch die Rev. zu, völlig aus, denn da 
im 8 13 Abſ. 2 Auflöf®. die Beſtimmungen, die auch für 
bereits in Liquidation befindliche Unternehmungen Anwen⸗ 
dung finden, im einzelnen angegeben ſind, der Abſ. 2 des 8 4 
dort aber nicht in Bezug genommen iſt, kann es nur der Wille 
des Geſetzes ſein, die Anwendbarkeit dieſer Beſtimmung für 
bereits in Liquidation befindliche Unternehmungen auszu⸗ 
ſchließen. Nicht anders liegt aber die Sache, ſoweit es ſich um 
die Beſtimmung des § 15 Abſ. 2 des Geſ. v. 17. Mai 1933 
handelt. Nur für die vereinfachte Abwicklung ſind die 
Vorſchriften der 88 1—3 des Kap. V des 1. Teils der VO. 
des RPräſ. v. 14. Juni 1932 (RGBl. I, 285, 288) und die 
dazu erlaſſenen Durchführungsvorſchriften — in Frage kommt 
hier 8 1 Abſ. 2 der VO. und Art. III der Durchf⸗ und Ergänz⸗ 
VO. v. 9. Juni 1933 (RGBl. I, 372) — für ſinngemäß an⸗ 
wendbar erklärt. Mit Recht hebt das BU. hervor, daß eine 
derartige Ausnahmebeſtimmung nach allgemein anerkannten 
Grundſätzen nicht ausdehnend ausgelegt werden darf; dabei 
iſt hier noch beſonders zu berückſichtigen, daß ſich hier die 
Ausdehnung nicht nur etwa auf Sonderfälle, ſondern auf die 
geſamte Gruppe derjenigen Fälle beziehen ſoll, für die die 
vereinfachte Abwicklung nicht angeordnet iſt, die alſo gerade 
den Gegenſatz zu der im Geſetz vorgeſehenen Gruppe bildet. 
Im übrigen kommt an anderer Stelle noch klarer zum Aus⸗ 
druck, daß der Geſetzgeber das nicht gewollt hat. In 8 6 
der 2. Durchf⸗ und Ergänz OO. über Zweckſparunternehmungen 
v. 10. Okt. 1933 (RG Bl. I, 725) iſt beſtimmt, daß die Vor⸗ 
ſchriften der 882, 3 des Kap. V des 1. Teils der VO. des 
RPräſ. v. 14. Juni 1933 ſowie die dazu erlaſſenen Durch⸗ 
führungsvorſchriften für die Maßnahmen des Reichsbeauftrag⸗ 
ten ſinngemäß auch dann gelten, wenn eine Anordnung über 
die vereinfachte Abwicklung unterbleibt. Es ſind alſo § 1 der 
genannten VO. des RPräſ. und die dazu erlaſſenen Durch⸗ 
führungsvorſchriften, alſo gerade die Beſtimmungen, auf 
denen die Verſagung des Nichtigkeitseinwandes beruht, hier 
nicht aufgenommen, während ſie, wie erwähnt, in § 15 
Abſ. 2 des Gef. für die Fälle der vereinfachten Abwicklung 
mit herangezogen ſind. Gegenüber dieſer klaren Geſetzeslage 
ſcheiden reine Zweckerwägungen von vornherein aus. Dabei 
iſt noch beſonders zu berückſichtigen, daß ſämtliche hier in 
Frage kommenden geſetzlichen Beſtimmungen nach dem poli⸗ 
tiſchen Umbruch ergangen ſind, ſo daß ohne weiteres davon 
ausgegangen werden kann, daß darin den Gemeinſchafts⸗ 
intereſſen gegenüber dem Grundſatz der Durchſetzung indivi⸗ 
dueller Rechtsbehelfe (vgl. dieſe Gegenüberſtellung bei Kah⸗ 
lert: JW. 1936, 2374) genügend Rechnung getragen iſt. 
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In der Tat iſt ja auch der Reichsbeauftragte in der Anord⸗ 
nung der vereinfachten Abwicklung mit ihrer Folge der Ver 
ſagung des Nichtigkeitseinwandes nach dem Geſetz ganz frei⸗ 
geſtellt; man muß annehmen, daß er von dieſem Recht auch 
im vorliegenden Falle Gebrauch gemacht haben würde, wenn 
es die Intereſſen der Sparergemeinſchaft erfordert hätten. 

Nun iſt allerdings hier noch folgendes zu beachten: 

Die Beſtimmungen über den Ausſchluß des Nichtigkeits⸗ 
und Anfechtungseinwandes (§ 15 Abſ. 2 des Geſ. v. 17. Mai 
1933 i. Verb. m. § 1 RöPräſVO. v. 14. Juni 1932 und 
Art. III DurchfVO. v. 9. Juni 1933 und 8 4 Ziff. 2 Auf 
15j@.) beziehen ſich dem Wortlaut nach nur auf die Sparer, 
alſo die Gläubiger der Zweckſparunternehmung, nicht auch 
auf die Darlehnsnehmer als ſolche, alſo die Schuldner des 
Unternehmens. Im vorliegenden Rechtsſtreit tritt die Kl. 
nur in ihrer Eigenſchaft als Darlehnsnehmerin in Erſchei⸗ 
nung. Die von Kahlert und der von ihm wiedergegebenen 
Entſch. des OLG. Kiel (a. a. O. S. 2375, |. auch S. 2415) 
aufgeworfene Frage, ob dieſe für die Sparer getroffenen Be⸗ 
ſtimmungen auf die Darlehnsnehmer entſprechend anzuwenden 
ſind, braucht hier nicht entſchieden zu werden; denn ſelbſt bei 
Bejahung diefer Frage würde dem Darlehnsnehmer natur⸗ 
gemäß der Nichtigkeitseinwand nur inſoweit zu verſagen ſein, 
als es im gleichliegenden Fall beim Sparer der Fall wäre; 
da aber nach dem oben Geſagten hier die Beſtimmungen, die 
den Nichtigkeitseinwand ausſchließen, ſchon für den Sparer 
nicht gelten, kann der Nichtigkeitseinwand keinesfalls der Kl. 
als Darlehnsnehmerin verſagt werden, ſofern ſeine ſonſtigen 
Vorausſetzungen gegeben ſind. 

2. Dieſe Vorausſetzungen ſieht das BU. ſowohl nach Abſ. 2 
wie nach Abs. 1 des § 138 BGB. als gegeben an und führt 
dann folgendes aus: Zu der Frage, welcher Zeitpunkt für die 
Beurteilung der Sittenwidrigkeit maßgebend ſei, brauche nicht 
Stellung genommen zu werden, da hier die Nichtigkeit auch 
dann gegeben ſei, wenn man allein die Auffaſſung zur Zeit 
der Vertragsſchlüſſe zugrunde lege. Bezüglich des Verhält⸗ 
niſſes der beiden Abſätze des § 138 BGB. zueinander gelte 
folgendes: Bei § 138 Abſ. 2 BGB. genüge, ſofern ſeine übri⸗ 
gen Vorausſetzungen gegeben ſeien, ein objektives Miß⸗ 
verhältnis von Leiſtung und Gegenleiſtung, während im Falle 
des § 138 Abſ. 1 noch ein ſubjektives Element hinzukommen 
müſſe, nämlich eine Geſinnung der Art, daß das Rechtsgeſchäft 
nach Inhalt, Beweggrund und Zweck als gegen das geſunde 
Volksempfinden verſtoßend erſcheine, wie es insbeſondere auch 
in der planmäßigen Ausnützung der wirtſchaftlich in einer 
Notlage Befindlichen durch drückende und exiſtenzgefährdende 
Vertragsbedingungen der Fall ſei. Dabei ſei es nicht erfor⸗ 
derlich, daß ſich der Handelnde der Sittenwidrigkeit ſeines 
Tuns bewußt ſei, es genüge vielmehr ſeine Kenntnis von den 
Umſtänden, die ſein Tun zu einem ſittlich verwerflichen mach⸗ 
ten; es genüge auch Sittenverſtoß nur einer Vertragspartei, 
wenn er ſich gerade gegen die andere Vertragspartei richte. 
Nach dieſen allgemeinen Erwägungen prüft ſodann das Bu. 
für diefen Fall das Vorliegen der einzelnen Vorausſetzungen 
des § 138. 

Das BU. bejaht die Anwendbarkeit des 8138 Abſ. 1 
und 2 BGB., indem es u. a. ausführt: 

Beſonders ſittlich verwerflich habe die M. dadurch ge⸗ 
handelt, daß ſie die Verträge verkoppelte und aus den erſten 
ſcheinbar Leiſtungen an die Kl. bewirkte, auf Grund der an⸗ 
deren Verträge die Leiſtungen aber ſofort von der Kl. zurück⸗ 
gefordert habe. In dieſem Zuſammenhang ſtellt das BU. 
feſt, daß die Darlehen aus den Verträgen Nr. . nur den 
Zweck gehabt hätten, zur Finanzierung der Einzahlung für 
die übrigen Verträge zu dienen, während bei der Kl. der Ein⸗ 
druck habe erweckt wedden müſſen, daß ſie ſofort einen ent⸗ 
ſprechenden Betrag erhalten würde; die M. dagegen habe ganz 
genau gewußt, daß das „nach dem komplizierten und auf den 
erſten Blick völlig unüberſehbaren Aufbau der Verträge“ nicht 
der Fall war. 

Aus der Nichtigkeit ſämtlicher hier in Frage kommender 
Verträge leitet das BU. das Nichtbeſtehen der Anſprüche aus 
den natariellen Urkunden v. 26, Nov. 1932, 22. Dez. 1932, 
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17. Mai 1933 und damit die Unzuläſſigkeit der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung aus dieſen Urkunden her. —- 

Die dagegen erhobenen Reviſionsrügen können im Er⸗ 
gebnis keinen Erfolg haben. 

Wenn die Rev. die beſondere Natur dieſer Darlehnsver⸗ 
träge als Zweckſparverträge hervorhebt, ſo iſt darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß das BU. dieſe Tatſache nicht verkannt, ſondern 
ſich damit ausdrücklich befaßt hat. Daß das Bu. ſich dabei 
auf den Standpunkt ſtellt, die Zweckſparverträge nähmen nicht 
ſchon wegen dieſer ihrer Eigenſchaft eine derartige Sonder- 
ſtellung ein, daß ſie nicht als wucheriſch oder unſittlich an⸗ 
geſehen werden könnten, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. 
Die Eigenart dieſer Verträge, die insbeſondere darauf beruht, 
daß die Darlehnsbeträge im weſentlichen aus den Einzah⸗ 
lungen der übrigen „Zweckſparer“ aufgebracht werden müſſen, 
iſt allerdings zu berückſichtigen; ſie wird unter Umſtänden Be⸗ 
dingungen als zuläſſig erſcheinen laſſen, die ſich unter au⸗ 
deren Verhältniſſen nicht rechtfertigen ließen; das wird ins- 
beſondere bei dem Vergleich zwiſchen den Leiſtungen des 
Zweckſparunternehmens und den ihr zufließenden Vermögens- 
vorteilen zu gelten haben. Aber auch unter Berückſichtigung 
dieſes beſonderen Umſtandes erweiſt ſich die Anſicht des Bil. 
daß die Darlehnsverträge als wucheriſch ($ 138 Abſ. 2 BGB.) 
anzuſehen ſeien, als rechtlich bedenkenfrei. 

Was zunächſt die Frage anlangt, ob die M. die Notlage 
der Kl. ausgebeutet habe, jo bejaht das BU. ohne Rechts⸗ 
irrtum das Vorliegen einer Notlage auf ſeiten der Kl. Der 
Begriff „Notlage“ erfordert eine dringende Not, welche die 
wirtſchaftliche Exiſtenz bedroht (vgl. RGRKomm. 8 138 Anm 2 
Abſ. 4). Wenn das BU. von „einer Zwangslage“ der Kl. 
ſpricht, „ein erhebliches und driugendes Geldbedürfnis ſofort 
zu befriedigen“, ſo mag das an ſich die Vorausſetzungen der 


„Notlage“ nicht richtig kennzeichnen; wohl aber ergeben die 


Feſtſtellungen, die das BU. aus den notariellen Urkunden 
ſelbſt über die damalige Lage der Kl. trifft, eine genügende 
Grundlage für eine Notlage der Kl. Das damalige Vorhan⸗ 
denſein einer Notlage läßt ſich auch nicht, wie die Rev. meint, 
deshalb verneinen, weil offenbar die Kl. ihrer ſpäter Herr 
geworden ift; daß das nicht durch die Leiſtungen der M. ge⸗ 
ſchehen ift, ſtellt das BU. ausdrücklich feſt. Daß die M. dieſe 
Notlage der Kl. ausgebeutet hat, ſtellt das BU. einwandfrei 
feſt, wenn es unter Hinweis auf das Mißverhältnis zwiſchen 
Leiſtung und Gegenleiſtung erklärt, daß die M. dieſes Miß⸗ 
verhältnis unter wucheriſcher Ausnutzung der ihr bekannten 
Notlage der Kl. bewußt geſchaffen habe. — 

Wertet man die Begründung des Bl. — auf die hier 
nicht im einzelnen eingegangen werden ſoll —, mit der es ein 
auffälliges Mißverhältnis zwiſchen den Leiſtungen der Zweck⸗ 
ſparunternehmung M. und ihren Vermögensvorteilen aus 
den Verträgen bejaht, in ihrer Geſamtheit, ſo muß auch in⸗ 
ſoweit der Rev. trotz einiger Irrtümer des BG. der Erfolg 
verſagt bleiben. Wenn auch dem beſonderen Zweck, den die Kl. 
mit den Verträgen erſtrebte, für ſich keine entſcheidende Be⸗ 
deutung beigemeſſen werden kann, ſo iſt doch die Tatſache, 
daß das BU. ihn in erheblichem Maße mitberückſichtigt, um 
fo weniger zu beanftanden, als er in den notariellen Ur⸗ 
kunden eingehend erörtert und damit zur Grundlage der Ver⸗ 
träge gemacht worden iſt. Das BU. ſtellt auch feſt, daß die 
Kl. die Wertloſigkeit der Verträge zur Behebung ihres drin⸗ 
genden Geldbedarfs nicht erkannt hat und aus den Bedin⸗ 
gungen auch nicht ohne weiteres erkennen konnte; es kommt 
für die Frage des Wuchers im übrigen darauf aber rechtlich 
nicht einmal an. — Nach alledem läßt ſich die Annahme des 
BU., daß die Verträge wucheriſch und damit gemäß 8 138 
Abſ. 2 BGB. nichtig ſeien, rechtlich nicht beanſtanden. 

Ob ſich die Nichtigkeit der Verträge außer aus 8 138 
Abſ. 2 BGB. auch noch, wie das BU, annimmt, aus 8 138 
Abſ. 1 BGB. ergibt, kann dahingeſtellt bleiben. 

Daß das BU., davon ausgehend, daß die in den nota⸗ 
riellen Urkunden beurkundeten Rechtsgeſchäfte mit den Dar⸗ 
lehnsbeſchaffungsverträgen in unlösbarem Zuſammenhang 
ſtehen, die Nichtigkeit auch auf dieſe Rechtsgeſchäfte bezreht, 
iſt rechtlich einwandfrei und wird auch von der Rev. nicht 
angegriffen. 
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Rechtlich zu billigen iſt es auch, wenn das BU. aus der 
Nichtigkeit der von der Kl. in den notariellen Urkunden an⸗ 
erkannten Darlehensanſprüche die Unzuläſſigkeit der Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus den Urkunden folgert. Das gilt auch für den 
Fall, daß dem Bekl. noch ein Anſpruch aus ungerechtfertigter 
Bereicherung gegen die Kl. zuſtehen ſollte, ſo daß auf dieſe 
Frage nicht eingegangen zu werden braucht. Die Rev. der 
Bekl. war deshalb zurückzuweiſen. 


(RG., IV. Ziv Sen., U. b. 22. März 1937, IV 309/36.) 


Anmerkung: Das RG. hat mit obigem Urt. eine Ent⸗ 
ſcheidung getroffen, die in ihren grundſätzlichen rechtlichen 
Feſtſtellungen der ſorgfältigen Betrachtung bedarf, da die 
Gefahr einer unzutreffenden Anwendung auf ähnliche Tat⸗ 
beſtände, die aber von dem obigen Fall abweichen, nicht ge⸗ 
ring iſt. Über die zugrunde liegende Frage iſt im Auſchluß an 
die bekannte Entſch des OLG. Kiel v. 11. Mai 1936: JW. 
1936, 2415 eine einheitliche Auffaſſung in der Rſpr. gebildet 
worden, die dahin geht, daß die Geltendmachung der Nichtig⸗ 
keit oder der Anfechtbarkeit eines Zweckſpardarlehns aus⸗ 
geſchloſſen iſt les mögen hierfür u. a. genannt werden: Urt. 
LG. Stuttgart v. 30. Juni 1936, 18 11/86, abgedr. weiter un⸗ 
ten S. 2450 7; Urt. LG. Köln v. 28. Mai 1937, 10 0 302/36, wel⸗ 
ches auch alle ſonſtigen Gegenrechte entſprechend OLG. Kiel 
a. a. O. abweiſt; Beſchl. LG. Chemnitz v. 4. Juni 1937, 1 C 
26/37; Urt. AG. Köln v. 2. Dez. 1936, 59 0 559/36 abgedr. wei⸗ 
ter unten S. 2450 s und v. 17. Sept. 1936, 52 C 857/36). Über die 
bezeichnete Grundfrage habe ich ferner in JW. 1936, 2373 ff. ein⸗ 
gehende Ausführungen gemacht und unter Benennung weiterer 
Urt. die gleiche Rechtsauffaſſung vertreten, ſo daß eine Wieder⸗ 
holung der Darſtellung hier überflüſſig erſcheint. Hierbei habe 
ich zugleich die Bedeutung der Auffaſſung für die geſamte Ab⸗ 
wicklung der aufgelöſten Zweckſparunternehmungen hervor⸗ 
gehoben und gezeigt, daß eine abweichende Auffaſſung zu 
Folgen führt, die nicht vertretbar ſind. 


Bei dem vorbezeichneten Stand der Rechtsmeinungen 
fragt es ſich, ob das obige Urt. des RG. der allgemeinen 
Rechtsauffaſſung über die Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit von 

weckſpardarlehen entgegenſteht und ſomit eine Abkehr hier⸗ 
von herbeizuführen geeignet iſt oder ob die herrſchende Rechts⸗ 
praxis fortgeführt werden kann und muß. Die letzte Alter⸗ 
native trifft jedoch zu. Die Entſch. des RG. muß zwar im 
Ergebnis als richtig anerkannt werden. Dagegen erſcheint die 
Begründung des Urt., die wohl zutreffende Geſichtspunkte 
enthält, mit Rückſicht auf den vorliegenden Fall jedoch als ver⸗ 
fehlt und geeignet, in anderen Streitfällen, in denen eben⸗ 
falls über Zweckſpardarlehen entſchieden wird, Fehlſchlüſſe zu 
verurſachen. Der obige Tatbeſtand iſt in verſchiedenen Be⸗ 
ziehungen von der allgemeinen Rechts⸗ und Tatſachenlage fo 
abweichend gelagert, daß das Ergebnis der Entſcheidung nur 
m dieſem Fall als zutreffend anerkannt werden kann, im 
derigen aber dazu führt, die Auffaſſung über den Ausſchluß 
er Nichtigkeits- oder Aufechtungseinwände zu beſtärken. 


ert Zunächſt hat das RG. in ſeiner Begründung nicht mit 
krenntlicher Klarheit die Tatſache gewürdigt, daß die Dar⸗ 
aun sforderungen von der Zweckſparunternehmung abgetreten 
und vom Zeſſionar geltend gemacht wurden. Hier entſteht die 
ange, ob die Forderungen zunächſt nach dem geltenden mate⸗ 
ellen Zweckſparrecht oder nur nach allgemeinem bürgerlichen 
it d. zu beurteilen waren. Die Beantwortung dieſer Frage 
b u wichtig, weil in dem Zweckſparauflöſ G. v. 13. Dez. 
80 und der hierzu ergangenen AuflöſVO. v. 12. März 1936 
de Kahlert: JW. 1936, 293 ff. und 1025 ff.) einſchnei⸗ 
Heide materiellrechtliche Vorſchriften enthalten find und die 
btretung der Forderungen vor dem Erlaß der genannten 
ag chriften vollzogen war. Zutreffend will das RG. aber 
“= materielle Zweckſparrecht angewandt wiſſen, wie ſich aus 
( Vorprüfung über die Zuſtändigkeit der ordentlichen Ge⸗ 
er e weiter aber auch aus den übrigen Abſchnitten der Be⸗ 
0 undung ergibt. Leider hat das RG. jedoch die wichtigſten. 
Abf 4 mig in Frage kommenden Beſtimmungen des 8 4 
9 Zweckſparauflöſc. und Art. 2 AuflöſVO. anzuwenden 
rgeſſen. Bei den Darlehen handelt es ſich, wie ſich aus dem 
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Tatbeſtand und auch aus den Entſcheidungsgründen („Dar⸗ 
lehen zur Finanzierung der Einzahlungen für die übrigen 
Verträge“) ergibt, um Staffelverträge im Sinne der genann⸗ 
ten Vorſchriften, die gemäß 8 13 Abſ. 2 AuflöſG. und Art. 15 
AuflöſVs, auch für die alten Liquidationen von Zweckſpar⸗ 
unternehmungen gelten (vgl. Kahlert: JW. 1936, 1030), 
ohne Rückſicht darg tf, ob fi die Zweckſparunternehmung in 
der vereinfachten Abwicklung befindet oder nicht. Die Borſchrif⸗ 
ten wurden vom RG. eingangs lediglich für die Prüfung 
der Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte herangezogen, ob⸗ 
wohl ihr Inhalt materielles Recht enthält und ſie den 
Wegfall der Staffeldarlehnsanſprüche kraft Geſetzes feſt⸗ 
legen. Über Staffeldarlehen kann zwingend nur nach 84 
Abi. 4 und Art. 2 a. a. O. entſchieden werden, wie es auch 
der ganz einheitlichen Auffaſſung der Rechtspraxis und der 
zuſtändigen Aufſichtsbehörde entſpricht (Rahlert: JW. 1936, 
1029 und 2376). Die Kl. konnte demnach nur mit dem Ein⸗ 
wand aus $ 4 Abſ. 4 und Art. 2 die Zwangsvollſtreckungs⸗ 
gegenklage erheben, obwohl dieſer Einwand erſt nach der Ab⸗ 
tretung entſtanden (vgl. § 404 BGB.) und nur gegen die 
Zweckſparunternehmung ſelbſt gerichtet war. Aber nach ſtän⸗ 
diger höchſtrichterlicher Rſpr. iſt es jedoch unerheblich, ob die 
die Einwendung gegen eine abgetretene Forderung i. S. des 
8404 B., B. begründenden Umſtände vor oder nach der Ab⸗ 
tretung eingetreten ſind, ſofern nur die Einwirkung der erſt 
nachträglich eingetretenen Umſtände auf das Schuldverhältnis 
noch in deſſen Inhalt und Beſchaffenheit allein, mithin un⸗ 
abhängig von der Abtretung, feinen Grund findet (RG.: 
FW. 1914, 141; RG. 82, 307; RG.: JW. 1929, 2056). 
Das trifft für die Staffelvertragsregelung zu. Die Kenn⸗ 
zeichnung als Staffeldarlehen kann durch eine Abtretung nicht 
verloren gehen, ſo daß die Regelung der Staffelverträge bei 
den Zweckſparunternehmungen auch die vorher von einer 
Zweckſparunternehmung abgetretenen Staffeldarlehen erfaßt. 
An dem Ergebnis ändert ſich im übrigen nichts, wenn man 
§ 4 Abſ. 4 a. a. O. wegen der vorausgegangenen Abtretung 
ausſchließt. Die Rſpr. hat ſchon früher nahezu einhellig 
Staffeldarlehen als nichtig angeſehen (vgl. Rudorf: JW. 
1936, 298). Wenn das RG. aber in dieſem Sinne die Nich⸗ 
tigkeit hätte feſtſtellen wollen, ſo hätte es jedenfalls zum min⸗ 
deſten das Vorliegen der Staffeldarlehen zur Grundlage und 
zum Ausgangspunkt feiner rechtlichen Ausführungen machen 
müſſen. Eine abweichende Beurteilung könnte allenfalls Platz 
greifen, ſofern und ſoweit neben den umgebuchten Darlehen 
auch eine bare Teilausſchüttung von Darlehnsbeträgen ſtatt⸗ 
gefunden haben ſollte. Dieſe Frage hat jedoch das RG. völlig 
ungeklärt gelaſſen. 

Für die Auswirkungen der Entſcheidung muß darauf hin⸗ 
gewieſen werden, daß es wohl praktiſch nicht mehr vorkommt, 
daß ein Staffeldarlehn von einer Zweckſparunternehmung ein⸗ 
geklagt oder beigetrieben wird. Dies war jedenfalls vor⸗ 
liegend nur deshalb möglich, weil der Bekl. offenbar die ge⸗ 
ſetzliche Regelung nicht kannte. 

Kann ſomit ſchon aus dieſen Gründen die obige Ent⸗ 
ſcheidung nicht allgemein für Zweckſpardarlehen verwendet 
werden, ſo kommt hinzu, daß die in Frage ſtehende Zweck⸗ 
ſparunternehmung M. längſt abgewickelt iſt. Demgegenüber iſt 
die Rechtsauffaſſung über den Ausſchluß der Nichtigkeit ge⸗ 
rade mit Rückſicht auf die heutige Lage der allgemeinen Ab⸗ 
wicklung des geſamten Zweckſparweſens kraft Geſetzes gebildet 
worden. Bei der Kaſſe M. iſt im übrigen die vereinfachte Ab⸗ 
wicklung nicht angeordnet worden, und zwar weil eine voll⸗ 
zogene Abwicklung des Sparerbeſtandes eine ſolche Entſchei⸗ 
dung überflüſſig machte. Dieſe Tatſache veranlaßt das RG., 
den allgemeinen Ausſchluß der Nichtigkeit von Zweckſpardar⸗ 
lehen für den vorliegenden Fall nicht zu prüfen. Es hat die 
bekannte Rechtsauffaſſung dahingeſtellt ſein laſſen. Es muß 
daher an dieſer Stelle ſcharf hervorgehoben werden, daß die 
wiederholten Ausführungen, auch des Vorderrichters, über 
die Verſagung der entſprechenden Anwendung von Vorſchriften 
über den Ausſchluß der Nichtigkeitsgründe (Art. 3 Durchf VO. 
v. 9. Juni 1933 und § 4 Abſ. 2 AuflöſG.) ſich nur darauf be⸗ 
ziehen, daß die Vorſchriften über die vereinfachte Abwicklung 
dann nicht angewendet werden könnten, wenn die vereinfachte 
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Abwicklung nicht angeordnet iſt. Die von den Gerichten ſonſt 
ſtets dahin beantwortete Kernfrage, daß bei den vereinfacht 
abzuwickelnden Zweckſparunternehmungen Nichtigkeitseinwände 
auch gegen Darlehnsanſprüche ausgeſchloſſen ſeien, hat das 
RG. nicht entſchieden. Der vom RG. gezogene Scheuß, daß 
jedenfalls die Nichtigkeit von Zweckſpardarlehen der Zweck⸗ 
ſparunternehmung M. deshalb nicht aufgeichloffen ſei, weil 
bei ihr die entſprechende Anwendung des! Art. 3 DurchfVO. 
v. 9. Juni 1933 auf Darlehnsverträge mangels Anordnung 
der vereinfachten Abwicklung verſage, beſtätigt jedoch für alle 
übrigen Zweckſparunternehmungen die hier vertretene Auf⸗ 
faſſung über den Ausſchluß der Einwendungen, da ſich alle 
liquidierenden Zweckſparunternehmungen, außer den wenigen 
im Konkurſe, im Zuſtande der vereinfachten Abwicklung befin⸗ 
den, und zwar entweder kraft Geſetzes oder kraft behördlicher 
Anordnung (vgl. Rudorf: JW. 1937, 1458 und Kahlert: 
JW. 1936, 1027). Damit iſt die jo ausführlich vom RG. be⸗ 
handelte Frage der ausdehnenden Anwendung von Vorſchrif— 
ten über die vereinfachte Abwicklung auf Liquidationsfälle, 
in denen die vereinfachte Abwicklung nicht angeordnet iſt, ohne 
praktiſche Bedeutung für die aufgelöſten Zweckſparunterneh⸗ 


mungen. Sie könnte allenfalls bei liquidierenden Bauſpar⸗ 


kaſſen beachtlich ſein. 


Für die Rſpr. ergibt fi) aus dem RGurt., daß bei einem 
Rechtsſtreit über ein Zweckſpardarlehn geprüft werden muß, 
a) ob ein Staffeldarlehn i. S. des § 4 Abſ. 4 Aufl. und 
Art. 2 AuflöſVoO. vorliegt, und b) ob die Zweckſparunter⸗ 
nehmung ſich in der vereinfachten Abwicklung befindet. Prak⸗ 
tiſch wird ſtets das erſte zu verneinen und das letzte zu bejahen 
ſein, ſo daß alsdann wieder die allgemeine Auffaſſung über 
den Ausſchluß der Anfechtungs⸗ und Nichtigkeitseinwände gilt, 
der das Urt. des RG. nicht entgegenſteht, ſondern ſogar Stützung 
verleiht. 


Aſſ. Hans Kahlert, Verlin. 
* 


7. LG. — 8138 BGB. Zweckſpardarleheusverträge find 
weder nichtig noch anfechtbar. f) 

Wenn man auch unterſtellt, daß der Geſchäftsbetrieb eines 
Zweckſparunternehmens mit erheblichen Koſten belaſtet iſt und 
das von einem ſolchen Unternehmen hingegebene Geld teurer 
ſein muß als das im gewöhnlichen Darlehnsverkehr ausgeliehene, 
und daß ein gewiſſes Bedürfnis dafür beſteht, daß das 
Unternehmen hinſichtlich der Verwertung der Sicherheiten nicht 
allzuſehr eingeengt iſt, und daß es auf zahlungswillige Schuld— 
ner einen Druck ausüben kann, ſo muß doch in vorl. Fall 
unter Würdigung aller oben angeführten Umſtände feſtgeſtellt 
werden, daß das vorl. Rechtsverhältnis dem Anſtandsgefühl 
aller billig und gerecht Denkeuden widerſpricht, woraus an 
ſich die Folge abzuleiten wäre, daß jedenfalls der Vertrag vom 
31. Dez. 1934 nach $ 138 BGB. ſchlechthin nichtig wäre. 


Der vorl. Fall weiſt jedoch eine Eigentümlichkeit auf, die 
zu einem anderen Ergebnis führen muß: 


Es iſt anzunehmen, daß die Kl. eine größere Zahl ſolcher 
Verträge unter ähnlichen Begleitumſtänden geſchloſſen hat. Die 
Nichtigkeit aller dieſer Verträge würde zur Folge haben, daß 
das Unternehmen an Stelle ſeiner Darlehensrückzahlungsfor⸗ 
derung nur noch einen Bereicherungsanſpruch hätte und auch 
dieſer infolge Wegfalls der Sicherheiten in weitem Umfang un- 
einbringlich würde. Hierdurch könnten für das Unternehmen 
ſolche Vermögensverluſte eintreten, daß nicht nur die Anſprüche 
der Fremdgeldgläubiger, ſoweit dieſe nicht etwa nach 8 138 
nichtig ſind, ſondern auch die Anſprüche der Sparer, die Spar⸗ 
raten geleiſtet haben, gefährdet würden. Die Darlehnsneh⸗ 
mer und die Sparer, die mit einem Zweckſparunternehmen 
in Geſchäftsverbindung ſtehen, bilden aber eine Gemeinſchaft, 
und es kann nicht dem Sinn und Zweck des Geſetzes eutſpre⸗ 
chen, daß die Darlehnsnehmer wegen einer lediglich dem Un⸗ 
ternehmen zur Laſt faitenden Sittenwidrigkeit ſich von ihren 
Bindungen gegenüber dem Unternehmen auf Koſten der Sparer 
löſen können. Daß das Geſetz in 8 138 BGB. für ſolche Fälle 
einen Vorbehalt nicht gemacht hat, ſteht nicht entgegen, denn 
ſolche Unternehmungen ſind erſt in neuerer Zeit entſtanden. 
Wie nun im Falle des $ 134 BGB. die Rſpr. Grundſätze ent 
wickelt hat, nach denen das Gericht nicht notwendig ſich vor 
die Wahl geſtellt zu fühlen braucht, ein Rechtsgeſchäft, ſo wie 
es iſt, entweder für nichtig zu erklären oder als rechtswirkſam 


anzuerkennen, vielmehr im Fall der Höchſtpreisüberſchreitung 
berechtigt iſt, den Inhalt des Geſchäftes durch Herabſetzung des 
Preises abzuändern, jo muß auch im vorl. Fall die Möglichkeit 
gegeben ſein, das an ſich der Nichtigkeit auheimgefallene Ge⸗ 
ſchäft im Rahmen der getroffenen Abmachungen inſoweit auf⸗ 
rechtzuerhalten, als die Aufrechterhaltung durch die Rückſicht 
auf die berechtigten Belange der übrigen Beteiligten, die in ge⸗ 
wiſſem Sinne eine unſichtbare Gegenpartei des Darlehnsneh⸗ 
mers ſind, geboten erſcheint. 
(LG. Stuttgart, 1. Z., Urt. v. 30. Juni 1936, 18 11,96.) 


Anmerkung: Zu den vom LG. aufgeworfenen Fragen vgl. 
die Entſch. des RG., abgedr. in dieſem Heft S. 2447 0 nebſt der 
Anm. von Kahlert und der hierin angeführten Literatur 
und Rechtſprechung. D. S. 


E 


8. AG. — 8 138 BGB. Zweckſpardarlehensverträge find 
weder nichtig noch anfechtbar. ) 


Die Geltendmachung von Nichtigkeits- und Anfechtungsgrün 
den iſt nach der Überzeugung des Gerichts den Bekl. durch 84 
des Geſ. über die Auflöſung der Zweckſparunternehmungen vom 
13. Dez. 1935 (RGBl. I, 750) verſchloſſen. Vorauszuſchicken iſt 
folgendes: 

Der Zweckſparer, welcher ein Darlehn zugeteilt erhielt, 
ſchließt mit dem Zweckſparunternehmen zwei Verträge ab, und 
zwar zunächſt den Sparvertrag, welcher ihn verpflichtet, Spar 
beiträge einzuzahlen. Der Darlehnsvertrag bringt dem Zweck— 
ſparer regelmäßig Vorteile, weil er zunächſt ſein eingezahltes 
Geld zurückerhält und noch ein Darlehn, daß je nach der Dauer 
der Wartezeit verſchieden hoch iſt. Nach Erhalt des Darlehns 
ſind die in dem Sparvertrag feſtgelegten Tilgungsraten zu 
zahlen. Daß die Tilgungsraten überhöhte Verwaltungskoſten⸗ 
beiträge enthalten, beruht aber nicht auf dem Darlehnsvertrag, 
ſondern durchaus auf dem Sparvertrag, welcher die Höhe der 
Tilgungsraten und der in ihnen euthaltenen Verwaltungs⸗ 
koſtenbeiträge von vornherein ohne Rückſicht auf die Höhe des 
Effektivdarlehns und die Dauer der Wartezeit beſtimmt. Zu⸗ 
ſammenfaſſeud iſt alſo zu ſagen, daß es durchaus der Sparver- 
trag iſt, welcher bei der ungewiſſen Dauer der Wartezeit und 
den in ihm enthaltenen Nebenverpflichtungen, insbeſ. Verwal 
tungskoſten, das Mißverhältnis zwiſchen der Leiſtung des 
Zweckſparunternehmens und der Gegenleiſtung des Zweckſparers 
hervorruft. 


Wenn ſonach ein Zweckſparer ſich auf Wucher beruft, iſt es 
der Sparvertrag, welcher die Unangemeſſenheit von Leiſtung 
und Gegenleiſtung zur Folge hat und nicht die bloße Annahme 
des Darlehus und die Verpflichtung zur Zurückzahlung nach er- 
folgter Zuteilung. 


Dies war vorauszuſchicken, um 8 4 a. a. O. in feiner 
vollen Auswirkung auf das Vertragsverhältuis der zugeteil- 
len Zweckſparer zu verſtehen. Nach der Faſſung dieſer Gefepes- 
beſtimmung geht der Wille des Geſetzes dahin, die Zweckſpar 
verträge, mögen ſie nichtig oder anfechtbar ſein, aus Gründen 
der notwendig gewordenen Liquidation als beſtehend und voll 
geltend zu behandeln. Das Geſetz will alſo zunächſt, daß ſich 
nicht zugeteilte Sparer auf die Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit 
des Sparvertrages nicht berufen dürfen. Es muß aber weiter 
daraus gefolgert werden, daß nach dem Geſetz die Sparver— 
träge der Sparer, welche ein Darlehn erhalten haben, gleich- 
falls nicht in Frage geſtellt werden dürfen. Ein Grund für 
eine unterſchiedliche Behaudlung der Sparverträge, je nach 
dem, ob ein Darlehn zur Ausbezahlung gelangt iſt oder nicht, 
liegt nicht vor. Das Geſetz zielt bewußt auf eine gleichmäßige 
Behandlung aller Sparer ab, mögen ſie ein Darlehn erhalten 
haben oder nicht. Eine unterſchiedliche Behandlung wäre um 
ſo weniger zu verſtehen, als die Sparer, welche ein Darlehn 
erhalten haben, regelmäßig günſtiger daſtehen als die nicht zugeteil⸗ 
ten Sparer. Danach iſt grundſätzlich feſtzuſtellen, daß nach dem Wil⸗ 
len des Geſetzes und dem Zweck der von ihm angeordneten Liquida⸗ 
tion die Sparverträge aller Sparer ohne Rückſicht auf eine Dar⸗ 
lehnshingabe als zu Recht beſtehend zu behandeln ſind, mögen ſie 
nach den Grundſätzen des bürgerlichen Rechts nichtig oder an- 
fechtbar ſein. Da, wie dargelegt, die ſchwere und weſentliche 
Belaſtung der zugeteilten Zweckſparer auf den Sparverträgen 
beruht, nicht dagegen auf dem Darlehusvertrage, jo find beide 
Verträge der Geltendmachung von Nichtigkeits⸗ und Anfech⸗ 
tungsgründen entzogen, der Sparvertrag kraft poſitiver Ge— 
ſetzesbeſtimmung, der Darlehnsvertrag deshalb, weil er nach 
Lage der Sache rechtmäßig nicht als wucheriſch bezeichnet wer⸗ 
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den kann. Auch darf wohl geſagt werden, daß, wenn das Ge— 
ſetz den Hauptſparvertrag als zu Recht beſtehend behandelt, 
der ſich daraus ergebende Nebenvertrag, Darlehnsvertrag, auch 
als zu Recht beſtehend behandelt werden muß. 

Vorliegend könnten die Bekl. den Vertrag wegen arg⸗ 
liſtiger Täuſchung auch ſchon deshalb nicht aufechten, weil ſie 
in Kenntnis der allgem. Spar- und Darlehnsbedingungen der 
„Demokre“ an den Vertrag durch Einzahlung der Sparraten 
und Entgegennahme des Darlehns feſtgehalten haben. Sie 
konnten deshalb, jetzt wo ſie die letzten Tilgungsraten zahlen 
ſollen, ſich nicht auf die Aufechtbarkeit des Vertrages berufen. 
Nach alledem muß die Geltendmachung des Wuchers bzw. der 
Anfechtung des Vertrages aus Rechtsgründen verſagen. 


(AG. Köln, Urt. v. 2. Dez. 1936, 59 C 559/36.) 


Anmerkung: Der Verſuch des AG. Köln, den Ausſchluß 
von Nichtigkeits- und Anfechtungsgründen bei Zweckſpardar⸗ 
lehen mit der geſetzlich garantierten Rechtsbeſtändigkeit des 
Zweckſparvertrages, mithin des Vorvertrages, als der eigent- 
lichen rechtlichen Grundlage für die Koſten des Darlehns zu 
begründen, iſt intereſſant und auch überzeugend. Damit iſt zu⸗ 
gleich eine weitere Begründung für die in der Rſpr. allgemein 
vertretene Rechtsauffaſſung gegeben (vgl. auch meine Anm. 
zu dem Urt. des RG. auf S. 2447 © dieſes Heftes). 

Aſſ. Hans Kahlert, Berlin. 
* 


9. KG. — 8 138 BGB. Die Zahlung eines Abſtandes an 
den Vermieter iſt nach den Anſchauungen der Zeit zu beurteilen, 
in der fie erfolgte. Die Entlaſſung des Mieters aus dem Miet⸗ 
vertrag und der Abſchluß eines längeren Mietvertrages mit dem 
tel huitskäufer ſtellt eine beachtliche Gegenleiſtung des Vermie⸗ 
ers dar. 


Wie der Senat in ſtändiger Nfpr. angenommen hat, iſt die 
Frage, ob ein Vertrag, durch den ein Vermieter ſich vom Mieter, 
der ſein Geſchäft verkaufen will, eine Abſtandsſumme für ſeine 
Genehmigung verſprechen und zahlen ließ, ſittenwidrig iſt, grund⸗ 
atzlich nach den zur Zeit der Vornahme geltenden Anſchauungen 
zu beurteilen. Es handelt ſich um ein völlig abgewickeltes Ge⸗ 
ſchäft, das hinſichtlich ſeiner Rechtsgültigkeit nicht den heutigen 
Rechtsanſchauungen unterworfen werden kann. Es bedarf keiner 
weiteren Begründung, daß es ſittenwidrig iſt, wenn ein Haus⸗ 
eigentümer ſeine ſtärkere Stellung im Wirtſchaftsleben lediglich 
zur Ausbeutung des wirtſchaftlich ſchwächeren Mieters ausnutzt, 
ohne ſeinerſeits irgendeine Gegenleiſtung zu erbringen. Es wider⸗ 
bricht jedoch nicht den guten Sitten, wenn der Vermieter ſich 
dafür eine Abſtandsſumme zufagen läßt, daß er einen Mieter bor- 
zeitig aus dem Vertragsverhältnis entläßt und au feiner Stelle 
einen neuen Mieter annimmt. Fur den Vermieter iſt damit, weil 
er die Perſönlichkeit und die Leiſtungsfähigkeit des neuen Mieters 
noch nicht kennt, ein gewiſſes Wagnis verbunden, für das er ein 

entſprechendes Entgelt gewiſſermaßen als Prämie beanſpruchen 
ann. Dies gilt glich für den zur Entſch. ſtehenden Fall. Dadurch, 
daß der Bell. den ihm von der Mieterin geſtellten Erſatzmieter 
aumahm, entließ er fie vorzeitig aus dem Vertragsverhältnis und 
des lichte ihr ſo den von ihr beabſichtigten alsbaldigen Verkauf 
en Geſchäftes, der für ſie auch um deswillen vorteilhaft war, weil 
er Bekl. dem neuen Mieter gleichzeitig einen längeren Vertrag 
gewährte. Daß die Mieterin durch ihre wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
dwungen war, nubedingt ihr Geſchäft zu veräußern, daß die 
. „„ivenbigteit des Verkaufs für ſie alſo eine Lebensfrage war, iſt 
iu 5 ie Ausſage nicht überwiegend erwieſen, da die von ihr 
ee Hinſicht gemachten Bekundungen viel zu allgemein ne- 
ch 17 ſind und ausreichender Unterlagen entbehren. Daß das Ge⸗ 
5 0 nicht ſchlecht gegangen ſein kann, ergibt ſchon der Umſtand, 
1 1 Mieter 8 für 40 000 , gekauft hat, ein Betrag, 
Aufwa unter Berücfichtigung der von der Zeugin angegebenen 
ie wendungen vorteilhaft war. Es wäre Sache des Kl. geweſen, 
egen etfchoftfichen Verhältuiſſe der Mieterin im einzelnen darzu⸗ 
dieſen u Einnahmen fie hatte und welchen Verpflichtungen 
eftaeft Tr gegenübergeſtanden haben. Nach alledem kann nicht 
Abſt nn werden daß der Bekl. ſich durch das Verlangen einer 
in den enen in unangemeſſener Höhe in ſittenwidriger Weiſe 
CR) He ges e ee F Fee Jet 
; ſt die Gewährung einer andsſumme i al 
vorl. Art auch allgemein anerkannt 5 een 


ch., 17. ZivSen., Urt. v. 23. Juni 1937, 17 U 2181/37.) 


* 


Rechtſprechung 


2451 


10. RG. — J. 8 1521 BGB. Wenn ein Ehegatte nicht 
Alleinerbe, ſondern Miterbe iſt, dann umfaßt der Erwerb im 
Wege der Erbfolge alles, was ihm bei der Erbauseinander⸗ 
ſetzung aus dem Nachlaß zugeteilt wird. 

II. 881519, 1456 BGB. Aufwendungen aus dem Geſamt⸗ 
gut und Erſatzanſprüche. 

III. Die Vermutung des 8 1540 BGB. gilt auch, wenn 
zum eingebrachten Gut gehörige nicht verbrauchbare Sachen 
während des Güterſtandes veräußert worden ſind und der Er⸗ 
lös nicht mehr vorhanden iſt. 


J. Nach $ 1521 Satz 1 BSR. iſt u. a. eingebrachtes Gut eines 
Ehegatten, was er von Todes wegen, alſo insbef. im Wege der 
Erbfolge (§ 1369 BGB.), erwirbt. Der Erwerb im Wege der 
Erbfolge umfaßt, wenn der Ehegatte nicht Alleinerbe, ſondern 
Miterbe ift, alles was ihm bei der Erbauseinanderſetzung aus 
dem Nachlaſſe zugeteilt wird. Das gilt auch dann, wenn der 
Miterbe, wie das hier der Fall war, im Wege der Erbausein- 
anderſetzung Nachlaßbeſtandteile gegen die Verpflichtung über⸗ 
nimmt, die anderen Miterben wegen des Wertes ihrer Erb⸗ 
teile in Geld abzufinden. Die Verpflichtung zur Zahlung einer 
ſolchen Entſchädigung mindert wirtſchaftlich den Wert der dem 
Miterben übertragenen Nachlaßbeſtandteile auf den Wert ſeines 
Erbteils herab. Sie kann aber an der rechtlichen Beurteilung 
des Erwerbs als eines ſolchen von Todes wegen nichts ändern. 
Unerheblich iſt es auch, aus welcher Gütermaſſe der Bekl. die 
Mittel zur Abfindung der übrigen Miterben entnommen hat. 
Sollte er ſie dem Geſamtgute entnommen haben, ſo würde ſich 
daraus nur ein Bereicherungsanſpruch des Geſamtgutes gegen 
das eingebrachte Gut des Bekl. gem. § 1539 BGB. ergeben 
haben. 


II. Auch aus den Vorſchriften der 88 1519 Abſ. 2, 1456 
Satz 1 BGB., nach denen der Mann für die Verwaltung des 
Geſamtguts der Frau nicht verantwortlich iſt, folgt, daß die 
Verwendung von Beſtandteilen des Geſamtgutes zur Beſtrei⸗ 
tung von Luzusausgaben nicht zur Belaſtung des Mannes mit 
Erſatzanſprüchen führen kann. Daß Aufwendungen des Man⸗ 
nes für die Unterhaltung ehewidriger Beziehungen zu anderen 
Frauen nicht unter den ehelichen Aufwand fallen, bedarf kei⸗ 
ner weiteren Ausführung. Mit Recht hat das BG. angenom⸗ 
men, daß der Bekl., ſoweit er derartige Ausgaben aus dem 
Geſamtgute beſtritten hat, gemäß den 88 1519 Abſ. 2, 1456 Satz 2 
BGB. zum Geſamtgute Erſatz zu leiſten hat. 

III. Die Vermutung des § 1540 BGB. gilt nicht nur für 
ſolche verbrauchbaren Sachen, die zur Zeit des Eintritts der 
Erungenſchaftsgemeinſchaft vorhanden waren, ſondern für alle 
verbrauchbaren Sachen, die zu irgendeinem Zeitpunkt während 
der Dauer der Errungenſchaftsgemeinſchaft zum eingebrachten 
Gute gehört haben und nicht mehr vorhanden find (vgl. RGR⸗ 
Komm., Bem. 3 zu 8 1540 BGB). Sind zum eingebrachten 
Gute eines Ehegatten gehörige Grundſtücke und Hypotheken 
während der Dauer der Errungenſchaftsgemeinſchaft verkauft 
oder eingezogen worden und die an ihre Stelle getretenen Geld⸗ 
betrage nicht mehr vorhanden, ſo wird vermutet, daß dieſe Be⸗ 
träge in das Geſamtgut verwendet worden ſeien und dieſes um 
ihren Wert bereichert ſei. 


(KG., IV. ZivSen., U. v. 12. April 1937, IV 298/36.) 
* 


11. KGG. — 8s 1793, 1837 SGB. Für die Frage, ob in der 
Weigerung des Vormunds, der Blutentnahme zuzuſtimmen, eine 
Pflichtwidrigkeit zu erblicken iſt, iſt es von Bedeutung, ob das 
Ergebnis der Blutunterſuchung des Mündels möglicherweiſe dazu 
beitragen würde, die Mündelmutter des Meineides zu überführen. 


Zur Beurteilung ſteht die Frage, ob der Vormund pflicht⸗ 
widrig handelt, wenn er ſich weigert, die Zuſtimmung zur 
Blutentnahme zu geben ($ 1837 Abſ. 1 BGB.). Das IE, hat 
hierzu ausgeführt, daß die Blutentnahme ein brauchbares 
Mittel zur Klärung der Abſtammung ſei und auch dann, wenn 
nur das Blut des Kindes und des Vaters unterſucht werde, 
dieſe Maßnahme des Wertes nicht entbehre. Der Vormund, der 
dieſer Auffaſſung zuwider die Zuſtimmung verweigere, handle 
pflichtwidrig. Das Vorbringen der weiteren Beſchwerde, das 
ſich gegen dieſe Ausführungen wendet, iſt unbegründet. Daß die 
Blutentnahme ein geeignetes Mittel iſt, um die Abſtammung 
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zu klären, fteht in der Rſpr⸗ des Senats ſeit langem feſt. 
Wenn, wie bei allen menſchlichen Einrichtungen, zuweilen 
Fehler vorkommen ſollten, ſo iſt dies noch kein Grund, das Be⸗ 
weismittel überhaupt zu verwerfen und nicht wenigſtens den 
Verſuch einer Aufklärung der Abſtammung zu unternehmen. 
Sache des Prozeßgerichts, das den Blutprobenbeweis angeord- 
net hat, iſt es dann, das Beweisergebnis in ſeiner Geſamtheit 
zu würdigen. Dies darf der Vormund nicht verhindern, indem 
er von vornherein die Klärung als ausſichtslos bezeichnet. 
Wenn der Beſchwß. weiterhin glaubt, darin eine Ungerechtigkeit 
erblicken zu ſollen, daß nur der Mündel, nicht aber die Mutter 
und die als Erzeuger noch in Betracht kommenden Perſonen 
zur Blutunterſuchung gezwungen werden können, ſo liegt dieſe 
Betrachtung neben der Sache. Der Mündel hat, wie der Senat 
mehrfach ausgeſprochen hat, kein Jutereſſe daran, jemand auf 
Unterhalt in Anſpruch zu nehmen, der nicht ſein Erzeuger iſt. 
Von dieſem Geſichtspunkt aus geſehen, iſt es kein Unrecht, ſon⸗ 
dern eine dem Wohl des Kindes dienende Maßnahme, wenn 
von ihm eine Blutprobe entnommen wird, da dieſe die Ab⸗ 
ſtammung klärt. Sicher wäre es im Jutereſſe der Klärung der 
Abſtammung noch beſſer, wenn auch die anderen Beteiligten 
zur Blutentnahme veranlaßt werden könnten. Daß dies bisher 
nicht der Fall ift, beeinträchtigt aber nicht den Wert der Blut- 
entnahme von dem Kinde. Der Vormund, der aus angeblicher 
Gerechtigkeit die Blutentnahme verweigert, verſchließt ſich beſ⸗ 
ſerer Einſicht und handelt pflichtwidrig. 

Das LG. hat aber nicht geprüft, ob hier eine Pflicht⸗ 
widrigkeit dann zu verneinen ſein würde, wenn die Mündel⸗ 
mutter bereits beſchworen hätte, daß der Verurteilte in der 
entſcheidenden Zeit allein mit ihr verkehrt habe. Nach dem 
Akteninhalt iſt in dem Unterhaltsprozeß eine eidliche Verneh⸗ 
mung der Mündelmutter zu der Frage der Vaterſchaft des 
Bekl. erfolgt. Wie der Senat in dem Beſchl. v. 29. Jan. 1937 
(JFG. 15, 71) grundſätzlich ausgeſprochen hat, iſt es für die 
Beurteilung der Pflichtwidrigkeit von Bedeutung, ob das Er⸗ 
gebnis der Blutunterſuchung des Mündels möglicherweiſe dazu 
beitragen würde, die Mündelmutter ins Zuchthaus zu bringen. 
Die Beweggründe, die den Geſetzgeber veranlaßt haben, dem 
Kinde im Strafprozeß gegen ſeine Mutter das Recht zu geben, 
nicht gegen ſie ausſagen zu müſſen, müſſen auch hier bei Ber 
antwortung der Frage, ob der Vormund pflichtwidrig handelt, 
Beachtung finden. Ebenſo wie das Kind im Strafprozeß nicht 
dadurch in einen Gewiſſenskonflikt gebracht werden ſol, daß 
es gegen ſeine eigene Mutter Zeugnis ablegt, müſſen auch bei 
der Frage, ob es ſeinen Körper für eine Blutentnahme zur 
Verfügung ſtellen ſoll, die Bande des Blutes, die das Kind 
an die Mutter ketten, berücjichtigt werden. Es würde mit 
den im deutſchen Volk herrſchenden Anſchauungen über das 
Verhältnis zwiſchen Mutter und Kind nicht im Einklang ſtehen, 
wollte man das Kind zwingen, auch dann eine Blutprobe 
zwecks Blutgruppenunterſuchung zu dulden, wenn dieſe unter 
Umſtänden dazu beitragen würde, die Mutter ins Gefängnis 
oder ins Zuchthaus zu bringen. Da das Kind hier noch keinen 
eigenen Willen äußern kann, iſt es Recht und Pflicht des Vor⸗ 
mundes, dieſen Gedankengängen bei der Führung der Vor⸗ 
mundſchaft Rechnung zu tragen und Handlungen zu unter⸗ 
laſſen, die den vom Staat anerkannten Geſetzen des Blutes 
widerſprechen. Von dieſer Auffaſſung abzugehen, ſieht der Senat 
keinen Grund. Die Beachtung der blutmäßigen Bindungen zwi⸗ 
ſchen Mutter und Kind liegt auch im Intereſſe des Volks⸗ 
ganzen begründet, da die Familie als Zelle der Volksgeſamtheit 
den Grundpfeiler eines geordneten Staatsweſens bildet und 
Handlungen, die dem Gedanken der Sippengemeinſchaft zu⸗ 
widerlaufen, auch nicht dem Volksganzen nützlich ſein können. 
Es iſt alſo nicht etwa ſo, daß das Intereſſe des Mündels, ſeine 
Mutter nicht ins Zuchthaus zu bringen, vor dem Intereſſe an 
der Klarſtellung der Abſtammung den Vorrang genießen ſoll. 
Die Frage geht vielmehr dahin, ob der Geſetzgeber den Ver⸗ 
ſuch der Klärung der Abſtammung auch auf Koſten des Ver⸗ 
hältniſſes zwiſchen Mutter und Kind durchgeführt wiſſen will. 
Dies muß aber aus den angeführten Gründen verneint werden. 

Allerdings kommt es im übrigen ſtets auf die Umſtände 
des Einzelfalls an. Iſt beiſpielsweiſe die Mutter ſchon ver⸗ 
ſtorben, ſo entfallen damit ohne weiteres die hier erörterten 
gegen die Blutunterſuchung ſprechenden Gründe. Das gleiche 
muß gelten, wenn aus ſonſtigen Gründen eine Beſtrafung der 
Mutter wegen Meineides nicht mehr eintreten kann oder ihre 
Ausſage ſo gehalten iſt, daß ihr Inhalt allein noch nicht den 
Schluß auf einen beſtimmten Erzeuger zulaſſen würde. 


(KG., ZivSen. 1 a, Beſchl. v. 28. Mai 1937, 1 a Wx 693/37.) 
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12. KG. — 88 45, 46 Dev.; 88 27, 28, 30 Durch BVO. vom 
4. Febr. 1935; 88 13, 14, 15 KO. Die deviſenrechtliche Vermögens⸗ 
beſchlaguahme zur Sicherung der Geldftrafe und der Einziehung 
wirkt nicht im Konkurſe des Betroffenen. Ein im Zuſammenhang 
damit vom Strafrichter erlaſſener Arreſtbefehl kann nach Kon⸗ 
kurseröffnung nicht mehr vollzogen werden. 

Im Grundbuche des der B.⸗Werk Gmbh. gehörigen Grund⸗ 
ſtücks iſt eine briefloſe Darlehnshypothek für den Kaufmann S. 
eingetragen, die bisher nicht valutiert iſt. Gegen den Ber 
ſchäftsführer der Grundſtückseigentümerin iſt in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft ein Strafverfahren wegen Deviſenverbrechens eingeleitet 
worden. Auf Antrag des OStA. hat das AG. am 13. März 
1937 gem. 8 45 Abſ. 3 Dev. v. 4. Febr. 1935 (RG Bl. I, 106) 
i. d. Faſſ. des Gel. v. 1. Dez. 1936 (NG Bl. I, 1000), 8 28 
DurchſVoO. dazu v. 4. Febr. 1935 (RG Bl. I, 114) die Ve⸗ 
ſchlagnahme des Vermögens der Grundſtückseigentümerin an⸗ 
geordnet. Ferner hat es zur Sicherung der ſpäteren Geld⸗ 
ſtrafe und der Koſten des Verfahrens ſowie zur Sicherung 
der Einziehung durch Beſchl. v. 17. März 1937 gem. 8 27 
Durchf. zugunſten des Reiches den Arreſt auf Höhe von 
750000 %% in das unbewegliche Vermögen der Grundſtücks⸗ 
eigentümerin erlaſſen und gleichzeitig die 119 55 als Eigen⸗ 
lümergrundſchuld zuſtehende Darlehushypothe des S. ge⸗ 
pfändet. Noch an demſelben Tage beantragte der OStu. beim 
GBA. die Eintragung der Pfändung in das Grundbuch. Vor 
Erledigung dieſes Antrages wurde am 18. März 1937 das 
Konkursverfahren über das Vermögen der Grundſtückseigen⸗ 
tümerin eröffnet und der Konkursvermerk am 22. März 1937 
in das Grundbuch eingetragen. 

Mit Rückſicht hierauf wies das GBA. den Eintragungs⸗ 
antrag zurück. Die Beſchwerde des OSt A. hatte Erfolg. Auf 
Anweiſung des LG. trug das GBA. nunmehr die Pfändung 
der Eigentümergrundſchuld in das Grundbuch ein. Der wei⸗ 
teren Beſchwerde des Konkursverwalters gab das KG. ſtatt. 

Die Beſchlagnahme des Vermögens der Grundſtückseigen⸗ 
tümerin beruht auf den 88 45 Abſ. 3, 46 Abſ. 2 Devch., wo, 
nach zur Sicherung einer Geldſtrafe oder der Einziehung nicht 
nur das Vermögen des Beſchuldigten, ſondern, wenn dieſer 
als Vertreter tätig geworden iſt, auch das Vermögen des von 
ihm Vertretenen i. S. des 8 416 RAbgd. ganz oder teilweiſe 
beſchlagnahmt werden kann. 8 45 Abf. 3 Dev. ſtimmt mit 
5 36 Abſ. 7 der Dev VO. von 1932 überein. 

Jetzt iſt (im Einklang mit der Entſch. des Sen.: Höchſt⸗ 
RRſpr. 1933 Nr. 1028) durch die ausdrückliche Beſtimmung in 
828 Abf. 3 der DurchfVO. klargeſtellt, daß die Vermögens- 
beſchlagnahme nach 8 45 Abſ. 3 Dev®. die Wirkung eines Ver⸗ 
äußerungsverbotes i. S. des 8 135 BGB. hat. Das bedeutet, 
daß ſie nicht das Verfügungsrecht des Betroffenen völlig be⸗ 
ſeitigt — wie beiſpielsweiſe die gegen einen Flüchtigen an⸗ 
geordnete Vermögensbeſchlagnahme gem. 88 290 ff. StPO. —, 
ſo daß gleichwohl vorgenommene Verfügungen ſchlechthin nich⸗ 
tig ſind, ſondern daß ſie nur wie ein relatives Veräußerungs- 
verbot beſtimmten geſchützten Perſonen gegenüber unwirkſam 
iſt und den gutgläubigen Rechtserwerb Dritter zuläßt (8 135 
Abſ. 2). Lediglich hinſichtlich des letzteren beſtimmt 8 28 Abſ. 4 
der Durchf. abweichend von der ſonſtigen Regelung, daß ein 
Dritter ſich bei Verfügungen nach der in Abſ. 2 dortſelbſt 
vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachung der Beſchlag⸗ 
nahme auf Unkenntnis von der Beſchlagnahme nur berufen 
darf, wenn er nachweiſt, daß ihm inſoweit eine Fahrläſſigkeit 
nicht zur Laſt fällt. Abgeſehen von dieſer Wirkung der Be⸗ 
ſchlagnahme erhält nach § 28 Abſ. 3 Satz 2 der Durchf. 
die StA. dadurch das Recht, einzelne zu dem Vermögen des 
Beſchuldigten gehörige bewegliche Sachen in vorläufigen Ge⸗ 
wahrſam zu nehmen oder ſonſt ſicherzuſtellen und die Han⸗ 
delsbücher und die ſonſtigen Belege des Veſchuldigten ein⸗ 
zuſehen oder einſehen zu laſſen. 

Damit hat der Geſetzgeber die Wirkungen der Vermögens⸗ 
beſchlagnahme nach 88 45 Abſ. 3, 46 Abſ. 2 Dev. erſichtlich 
erſchöpfend geregelt. Wenn gleichwohl der Vorderrichter der Mei⸗ 
nung iſt, die Beſchlagnahme dürfe im Hinblick auf ihre Auf⸗ 
gabe, die Intereſſen der Geſamtheit zu ſchützen, mit einem 
relativen Veräußerungsverbot nicht auf eine Stufe geſtellt wer⸗ 
den, ihr müßten vielmehr von dieſem Geſichtspunkte aus wei⸗ 
terreichende Wirkungen zuerkannt werden, insbeſ. müſſe ſie den 
Konkursgläubigern gegenüber abſolut wirken, ſo iſt das mit 
dem klaren Wortlaut des Geſetzes nicht in Einklang zu bringen. 

Es mag fein, daß die unter 8 135 BGB. fallenden geſetz⸗ 
lichen Veräußerungsverbote, die in der Regel den Schutz be⸗ 
ſtimmter Einzelperſonen bezwecken, von der deviſenrechtlichen 
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Vermögensbeſchlagnahme, die der Sicherung der gegen den 
Deviſenverbrecher verhängten Geldſtrafe und der Einziehung, 
alſo ſtaatlichen Belangen dient, im Weſen verſchieden ſind. Dem 
Geſetzgeber ſtand es frei, daraus die Folgerung zu ziehen, daß 
die Vermögensbeſchlagnahme, um ihre Aufgabe für die Ge⸗ 
ſamtheit zu erfüllen, ähnlich wie die Beſchlagnahme der 
88 290 ff. StPO. mit abſoluter Wirkung auszuſtatten ſei. Er 
hat jedoch von dieſer Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht, 
vielmehr der Beſchlagnahme nur die Wirkungen eines relativen 
Veräußerungsverbots nach $ 135 BGB. — mit den oben er⸗ 
wähnten Abweichungen, die aber für die Geſamtbeurteilung be⸗ 
langlos ſind — beigelegt. Das iſt offenbar in der Überzeugung 
geſchehen, daß nur ſo den praktiſchen Bedürfniſſen der Straf⸗ 
verfolgung und zugleich den berechtigten Belangen der Be⸗ 
troffenen ausreichend Rechnung getragen werden könne. Die 
durch die Beſchlagnahme geſchützte Perſon, der gegenüber die 
Verfügungen unwirkſam ſind, iſt das Deutſche Reich. Dieſe 
Regelung ſteht übrigens nicht allein; fie entſpricht insbeſ. im 
weſentlichen der Vermögensbeſchlagnahme des § 284 StPO. 
zur Sicherung der Geldſtrafe und Koſten, wenigſtens hinſicht⸗ 
lich der Wirkungen der Beſchlagnahme. Obwohl dieſe auch dort 
dem Schutze öffentlicher Belange dient, wirkt ſie doch ebenſatis 
wie ein relatives Veräußerungsverbot nur dahin, daß die 
Verfügungen des Beſchuldigten lediglich der Staatskaſſe gegen- 
über unwirkſam ſind. Die beſchränkte Wirkung der Beſchlag⸗ 
nahme findet im übrigen ihre finngemäße Ergänzung durch 
die in $ 27 der DurchfVO. — entſprechend $ 283 Stpo. — 
zugelaſſene Möglichkeit, zur Sicherung der Geldſtrafe und Ein⸗ 
ziehung einen Arreſt gegen den Beſchuldigten und den von 
ihm Vertretenen (8 30 a. a. O.) zu erlaſſen und durch deſſen 
Vollziehung dem Reiche eine abjolut wirkende dingliche Sicher⸗ 
heit an den einzelnen Vermögensſtücken zu verſchaffen. Die 
Vermögensbeſchlagnahme des § 28 der Durchf. ſoll nur die 
Durchführung der in 8 27 vorgeſehenen Maßnahmen, alſo 
des Arreſtes und ſeiner Vollziehung, vorbereiten und ſicher⸗ 
ſtellen. Wenn bereits die Beſchlagnahme wegen der geſchützten 
öffentlichen Belange mit abſoluter Wirkung ausgeſtattet wäre, 
würden die Maßnahmen des $ 27 der DurchfVO. entbehrlich 
fein. — 

Steht hiernach die Vermögensbeſchlagnahme der 88 45 
Abſ. 3, 46 Abſ. 2 Dev. in ihren Wirkungen unr einem rela⸗ 
tiven Veräußerungsverbot i. S. des 8 135 BGB. gleich, ſo 
muß das auch im Konkurſe der Betroffenen gelten. Es mag 
dahingeſtellt bleiben, ob die allgemeine Vermögensbeſchlag⸗ 
nahme, wie ſie hier vorliegt, ſchon deswegen den Rechten der 
Konkursgläubiger nicht vorzugreifen vermag, weil ſie nur das 
Vermögen nach Abzug der Schulden trifft (ſo Jaeger, 
„KO.“ s, Anm. 4 zu 863 in bezug auf 8 326, jetzt § 284 
StPO.). Auf alle Fälle ſcheitert ihre Wirkung im Konkurſe an 
§ 13 KO. Danach iſt ein gegen den Gemeinſchuldner beſtehen⸗ 
des Veräußerungsverbot der in den 88 135, 136 Be B. be 
zeichneten Art — abgeſehen von einer bei der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das unbewegliche Vermögen erfolgten Beſchlag⸗ 
nahme, die bereits ein Recht auf abgeſonderte Befriedigung 
gewährt — den Konkursgläubigern gegenüber unwirkſam. 
Wenn der Geſetzgeber die Vermögensbeſchlagnahme allgemein 
nur mit relativer Wirkſamkeit ausgeſtattet hat, ſo läßt ſich 
eine Ausnahme davon für den Konkursfall nicht rechtfertigen. 
Nur Verfügungsverbote abſoluter Art, wie die Vermögens⸗ 
beſchlagnahme der 88 290 ff. SPD. wirken danach auch zu 
Laſten der Konkursmaſſe (Jaegers), Aum. 4 zu 8 13), 
ferner eine Beſchlagnahme, die zugleich ein Abſonderungsrecht 
im Konkurſe begründet, wie die Beſchlagnahme zoll- oder 
Heuerpffichtiger Sachen ( 49 Nr 1 1d. Die deoſeurecht 
iche Vermögensbeſchlagnahme des § 28 der Durchf VO. hat 
allein noch kein Abſonderungsrecht zur Folge. Sie betrifft 
weder öffentliche Abgaben i. S. des 8 49 Nr. 1, noch wird 
N ein Pfandrecht für das Reich begründet. Ein ſolches 
de entſteht vielmehr erſt mit der Vollziehung des gem. 8 27 
er 1 i Ar reſtes. 

ie Wirkſamkeit der Vermögensb ü 
dem Konkurſe kann auch nicht Ar der er ne 
den, daß ſie andernfalls häufig den damit bezweckten Er⸗ 
folg — die Sicherung des Reiches wegen feiner Anſprüche — 
praktiſch nicht erreichen würde. Das iſt eine Folge, die mit 
der vom Geſetzgeber beſtimmten rechtlichen Ausgeſtaltung der 
lraglichen Beſchlagnahme, ihrer bloß relativen Wirkſamkeit, 
zuſammenhängt und mit in Kauf genommen werden muß Im 
übrigen iſt darauf hinzuweiſen, daß die Geldſtrafe, zu deren 

icherung die Beſchlagnahme beſtimmt iſt, nach 8 63 Nr. 3 
Ane von der Geltendmachung im Konkursverfahren ohnehin 
der geſchloſſen iſt und daß das gleiche von dem MWerterfaß gilt, 
nach 8 45 Abſ. 1 Satz 2 Devch. an die Stelle einer unaus⸗ 
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führbaren Einziehung tritt (Jaegers, Anm. 4 zu 8 63; 
Mentzel, „KO.“, Anm. 6 zu 8 63). Die weiterhin durch die 
Beſchlagnahme geſicherte Einziehung aber wirkt, ſobald ſie 
rechtskräftig ausgeſprochen iſt, auch ohne Beſchlagnahme gegen⸗ 
über dem bereits vorher eröffneten Konkurſe, indem ſie für das 
Reich inſoweit ein Ausſonderungsrecht gem. 8 43 KO. be⸗ 
gründet. 

Nach allem bildet die vor Eröffnung des Konkurſes an⸗ 
geordnete Vermögensbeſchlagnahme, weil ſie der Konkursmaſſe 
gegenüber nicht wirkt, keine ausreichende Rechtsgrundlage für 
die beantragte Eintragung der Pfändung der Eigentümer⸗ 
grundſchuld im Grundbuche. Es iſt weiter zu prüfen, ob die 
Eintragung etwa allein auf Grund des Arreſtbefehls und der 
Pfändung v. 17. März 1937 erfolgen kann. Die Anordnung 
des Arreſtes und der Pfändung entſpricht den Vorſchriften der 
88 27 Abf. 1, 2 u. 30 der DurchfVoO. z. Devch. Einer Zuſtel⸗ 
lung des Beſchluſſes bedarf es zu ſeiner Wirkſamkeit nicht. Der 
Antrag auf Eintragung iſt vor Eröffnung des Konkurſes beim 
GBA. eingegangen. Die auf Grund des Arreſtbefehls aus⸗ 
geſprochene Pfändung wird jedoch, da es ſich um ein Buchrecht 
handelt, erſt wirkſam mit ihrer Eintragung im Grundbuche 
(8 27 Abſ. 2 der DurchfVoO., 88 928, 930, 857 Abſ. 6, 830 
ZRO). Vor dieſem Zeitpunkt iſt ein Pfandrecht für das Reich 
und demgemäß ein Abſonderungsrecht im Konkurſe (8 49 Nr. 2 
KO.) nicht entſtanden. 

Wenn das GBA. annimmt, daß § 14 KO. die Eintragung 
verbiete, wonach während der Dauer des Konkursverfahrens 
Arreſte und Zwangsvollſtreckungen zugunſten einzelner Kon⸗ 
kursgläubiger weder in das zur Konkurs maſſe gehörige noch in 
das ſonſtige Vermögen des Gemeinſchuldners ſtattfinden, ſo iſt 
das nur teilweiſe richtig. Dieſe Vorſchrift kann hier nur zur 
Anwendung kommen, ſoweit der Arreſt und die Pfändung zur 
Sicherung der Verfahrenskoſten dienen, wofür nach $ 46 Dev., 
8 416 RUgD. die Grundſtückseigentümerin haftet. Nur inſo⸗ 
weit würde das Reich Konkursgläubiger (5 3 Abſ. 1 KO.) fein. 
Das trifft jedoch nicht zu, ſoweit durch den Arreſt und die 
Pfändung die künftige Geldſtrafe und die Einziehung geſichert 
werden ſollen. Wie bereits erwähnt, ſind Geldſtrafen — und 
ein etwaiger Werterſatz an Stelle einer unausführbaren Ein⸗ 
ziehung — nach 58 Nr. 3 KO. von der Konkursbeteiligung 
völlig ausgeſchloſſen; es beſteht alſo hier keine Konkurs⸗ 
forderung. Die Einziehung aber begründet, ſobald ſie rechts⸗ 
kräftig ausgeſprochen iſt, ein Ausſonderungsrecht, ſo daß auch 
hinſichtlich ihrer das Reich nicht Konkursgläubiger ſein kann. 

Soweit Einziehung und Geldſtrafe in Frage kommen, ſteht 
aber 8 15 KO. der Eintragung der Pfändung entgegen, der 
allgemein beſtimmt, daß Rechte an den zur Konkursmaſſe ge⸗ 
hörigen Gegenſtänden nach der Konkurseröffnung nicht mit 
Wirkſamkeit gegenüber den Konkursgläubigern erworben wer⸗ 
den können, auch wenn der Erwerb nicht auf einer Rechtshand⸗ 
lung des Gemeinſchuldners beruht. Ein Erwerb des Pfandrechts 
auf Grund der 88 878, 892, 893 BGB., wie ihn $ 15 Satz 2 
zuläßt, kommt hier ſchon deswegen nicht in Frage, weil dieſe 
Beſtimmung nur den rechtsgeſchäftlichen Erwerb, nicht Ein⸗ 
tragungen im Wege der Zwangsvollſtreckung oder Arreſtvoll⸗ 
ziehung betrifft. 

Nun dringen allerdings Geſetze, die zum Wohle der All⸗ 
gemeinheit eine Rechtseinziehung unbekümmert um das Privat⸗ 
intereſſe der Gläubiger des Betroffenen zulaſſen, auch gegen⸗ 
über dem § 15 KO. durch (Jaegers /e, Aum. 11 zu 8 15), 
und dieſe Beſtimmung ſteht weiter Rechten, die im Inlereſſe, 
des öffentlichen Wohls nach Konkurseröffnung an Gegenſtau⸗ 
den der Konkursmaſſe erworben werden, nicht entgegen 
(Mentzels, Anm. 11 zu 8 15). Deswegen wirkt, wie bereits 
mehrfach erwähnt, die ſtrafrechtliche Einziehung, auch wenn 
ſie erſt im Laufe des Konkursverfahrens ausgeſprochen wird, 
auch gegenüber der Konkursmaſſe; das gleiche gilt von der 
Beſchlagnahme von Zoll- und Steuergut (vgl. insbeſ. § 121 
RAbgdO.), die auch dann ein Abſonderungsrecht gem. 8 49 
Abſ. 1 KO. begründet, wenn fie erſt nach Konkurseröffnung 
erfolgt (Jaeger, Mentzel a. a. O.). Dieſer Geſichtspunkt 
kann jedoch nicht dahin führen, dem 8 15 KO. auch gegenüber 
der Arreſtpfändung des 8 27 der Durchf VO. z. Dev. die Gel⸗ 
tung zu verſagen, weil ein dahingehender Wille des Geſetz⸗ 
gebers aus der rechtlichen Ausgeſtaltung dieſer Maßnahme 
nicht gefolgert werden kann. § 27 bj. 2 beſtimmt vielmehr 
ausdrücklich, daß die Wirlung und Vollziehung des gem. 8 27 
Abſ. 1 zur Sicherung der Geldſtrafe und der Einziehung er⸗ 
laſſenen Arreſtbefehls ſich — abgeſehen von einigen gering⸗ 
fügigen Beſonderheiten — nach den für den dinglichen Arreſt 
geltenden Vorſchriften der ZPO. richtet. Gegenüber einer Arreſt⸗ 
pfändung nach der ZPO. wirkt $ 15 KO. aber uneingeſchränkt. 

Auf Grund der SS 14, 15 KO. hat der Grundbuchrichter 
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nach Konkurseröffnung, gleichgültig ob der Konkursvermerk im 
Grundbuch eingetragen iſt oder nicht, Eintragungen von Rech⸗ 
ten im Wege der Zwangsvollſtreckung oder Arreſtvollziehung 
gegen den Gemeinſchuldner, wenn ſie Konkursvermögen betref- 
fen, ſowohl zugunſten von Konkursgläubigern wie von an⸗ 
deren Perſonen abzulehnen (Güthe⸗Triebel, „Gd.“ s, 
Vorbem. 75 vor § 13). Die Konkurseröffnung bewirkt inſoweit 
eine völlige Sperre des Grundbuchs, da die Konkursmaſſe 
nunmehr allein der Verfügung des Konkursverwalters unter⸗ 
liegt. Da hier die gepfändete Eigentümergrundſchuld zur Kon⸗ 
kursmaſſe gehört, durfte das GBA. dem Antrage des DEN. 
nicht entſprechen, ſondern mußte ihn, wie es zunächſt auch ge⸗ 
ſchehen iſt, ablehnen. Die gleichwohl auf Anweiſung des LG. 
erfolgte Eintragung iſt unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften 
vorgenommen. Das Grundbuch iſt ferner dadurch unrichtig ge- 
worden; denn auch durch die Eintragung der Pfändung iſt ein 
im Konkurſe wirkſames Pfandrecht zugunſten des Reiches nicht 
entſtanden. Soweit die Pfändung die Verfahrenskoſten betrifft, 
hinſichtlich deren das Reich Konkursgläubiger ſein würde, iſt 
fie nach $ 14 KO. in vollem Umfange nichtig; ſoweit ſie die 
Geldſtrafe und die Einziehung ſichern ſoll, iſt fie nach $ 15 KO. 
den Konkursgläubigern gegenüber unwirkſam. Gem. § 53 GBO. 
iſt deshalb von Amts wegen ein Widerſpruch im Grundbuche 
einzutragen. 
(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 27. Mai 1937, 1 Wx 194/37.) 
18. 


* 


13. KG. — 89 3, 9, 11 Abf. 2 Umwandl G.; 813 Abſ. 1 HGB. 
Bei Umwandlung einer Kapitalgeſellſchaft in eine neu errichtete 
Perſonalgeſellſchaft gilt die Vorſchrift, daß die Umwandlung von 
dem Organ der Kapitalgeſellſchaft zum Handelsregiſter anzumel⸗ 
den und nach Eintragung der Umwandlung die Perſonalgeſellſchaft 
von Amts wegen in das Handelsregiſter einzutragen iſt, auch für 
eine auf die Perfonalgejellihaft übergegangene Zweigniederlaſ⸗ 
jung. f). 

Durch Beſchluß der Geſellſchafterverſammlung iſt das Ver— 
mögen der O., K. & Co.⸗ Gmbh. in H., die eine Reihe von 
Zweigniederlaſſungen an anderen Orten, darunter eine in B., 
unterhält, auf eine von den Geſellſchaftern neu errichtete Komm— 
Gef. mit gleicher Firma (aber ohne GmbH.-Zuſgtz) gemäß den 
Vorſchriften des Geſetzes über die Umwandlung von Kapital- 
geſellſchaften v. 5. Juli 1934 übertragen worden. Aus dem Be⸗ 
ſchluß ergibt ſich, daß die Zweigniederlaſſungen ebenfalls auf die 
KommöGeſ. übergehen und deren Firma führen ſollen. Die Um⸗ 
wandlung und das Erlöſchen der bisherigen Firma ſowie die neue 
Kommceſ. find im Handelsregiſter der Hauptniederlaſſung ein 
getragen worden. 

Unter Vorlegung der erforderlichen Unterlagen hat der bis 
herige Geſchäftsführer der GmbH. die Umwandlung der Geſell— 
ſchaft zur Eintragung in das Handelsregiſter der Zweigniederlaſ— 
ſung in B. angemeldet. Das Regiſtergericht hat darauf im Han⸗ 
delsregiſter B die Umwandlung der GmbH. und das Erlöſchen 
der Firma auch der Zweigniederlaſſung eingetragen. Die Ein- 
tragung der Zweigniederlaſſung der KommöGeſ. in das Handels— 
regiſter A hat es mit der Begründung abgelehnt, daß es dazu 
einer beſonderen Anmeldung durch die Geſellſchafter und Kom— 
manditiſten der Kommöeſ. bedürfe. Die Beſchw. hiergegen blieb 
erfolglos. Die weitere Beſchw. führte zur Aufhebung der Vorent⸗ 
ſcheidungen. 

Nach 8814, 12, 11, 3 UmwandlG. ift die Umwandlung einer 
GmbH. durch Errichtung einer KommGeſ. und Übertragung des 
Vermögens der GmbH. auf die KommGeſ. vom Geſchäftsführer der 
GmbH. zur Eintragung in das Handelsregiſter anzumelden. Mit 
der Eintragung im Regiſter der Gmbh. iſt dieſe aufgelöſt, und ihre 
Firma erliſcht; zugleich entſteht die KommGeſ., und das Vermögen 
der Gmbh. einſchließlich der Schulden geht auf fie über; die Komm⸗ 
Gef. iſt von Amts wegen in das Handelsregiſter einzutragen. 

Für etwa vorhandene Zweigniederlaſſungen der umgewan— 
delten Kapitalgeſellſchaft enthält das Geſetz keine beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen. Die erwähnten Vorſchriften müſſen deshalb, ſoweit 
nicht die Umſtände etwas Anderes ergeben, auch für Zweignie— 
derlaſſungen Geltung haben. Das trifft insbe]. für die Verfahrens⸗ 
vorſchriften, die a der Umwandlung in das Handels⸗ 
regiſter zu. Dem fteht nicht entgegen. daß die Auflöſung der 
GmbH., die Entſtehung der Rommel. und der Übergang des 
geſamten Vermögens einſchließlich der Zweigniederlaſſungen auf 
die neu entſtandene KommGeſ. bereits mit der Eintragung der 
Umwandlung im Reaiſter der Hauptniederlaſſung eingetreten ſind. 
Wenn Criſolli⸗Groſchuff⸗Kaemmel (UmwandlG., 3 A 
13 zu §3) annehmen, daß mit dem Untergange der Kapitalgeſell— 
ſchaft der Hauptniederlaſſung auch die Zweigniederlaſſung ipso 
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jure erloſchen und niemand mehr vorhanden ſei, der dies nach 
§ 13 HGB. anmelden könne, und daß daher auf die Eintragungs⸗ 
nachricht des Gerichts der Hauptniederlaſſung einfach das Erlöſchen 
der Zweigniederlaſſung im Zweigregiſter einzutragen ſei, ſo ver⸗ 
mag der Senat dem nicht beizutreten. Für eine derartige Löſchung 
von Amts wegen fehlt es ohne das Vorliegen der Vorausſetzungen 
der § 31 Abſ. 2 HGB., § 141 FGG. an einer geſetzlichen Grund- 
lage. Abgeſehen davon iſt das Gericht der Haupkniederlaſſung nach 
dem bisherigen Rechtszuſtande nicht verpflichtet, dem Gericht der 
Zweigniederlaſſung von der Eintragung der Umwandlung Nach⸗ 
richt zu geben (Schlegelberger, „FGG.““, Anm. 6 zu 8 131). 
Es trifft weiter nicht zu, daß nach dem Erlöſchen der Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft kein Anmeldungsberechtigter mehr vorhanden iſt. Durch die- 
ſes Erlöſchen wird die Anmeldungsbefugnis und pflicht des letzten 
Organs der Kapitalgeſellſchaft nicht beſeitigt. Der Fall iſt nicht 
anders zu beurteilen, wie wenn nach dem Erlöſchen einer Kapital⸗ 
geſellſchaft infolge Auflöſung und durchgeführter Liquidation die 
Liquidatoren das Erlöſchen der Firma nicht nur zum Regiſter der 
Hauptniederlaſſung, ſondern anſchließend auch zum Zweigregiſter 
anzumelden haben. Die Aumeldungsbefugnis dauert fort, bis die 
mit dem Erlöſchen verbundenen Obliegenheiten der Liquidatoren 
oder ſonſtigen geſetzlichen Vertreter der Kapitalgeſellſchaft erledigt 
find. Nach § 13 Abſ. 1 HGB. ſchließlich, der einen allgemeinen 
Grundſatz für das Handelsregiſterrecht aufſtellt, find die Eintra⸗ 
gungen in das Handelsregiſter und die hierzu erforderlichen An— 
meldungen beim Regiſtergericht der Zweigniederlaſſung in gleicher 
Weiſe zu bewirken wie beim Gericht der Hauptniederlaſſung. Das 
gilt in Ermangelung abweichender Vorſchriften auch für das Um— 
wandlG. 

Mit Recht ift deshalb im vorl. Falle die Anmeldung der Um⸗ 
wandlung durch den letzten Geſchäftsführer der GmbH. beim Re» 
giſter der Zweianiederlaſſung bewirkt worden, der das Regiſter⸗ 
gericht im Einklang mit der hier vertretenen Auffaſſung durch 
Eintragung der Umſwandlung und Löſchung der GmbH. im Zweig⸗ 
regiſter ſtattgegeben hat. Dieſes Verfahren, das allerdings nicht 
unmittelbar Gegenſtand der Beſchw. iſt, wird auch vom LG. nicht 
bemängelt. Werden aber inſoweit hinſichtlich der Zweigniederlaſ⸗ 
fung die Vorſchriften des Umwandliß. über die Anmeldung der 
Umwandlung zum Handelsregiſter angewendet, ſo muß auch die 
Beſtimmung der §§ 11 Abſ. 2, 12, 14 des Geſetzes, daß die neu 
entſtandene Kommcheſ. von Amts wegen, alſo ohne befondere 
Anmeldung, in das Handelsregiſter einzutragen iſt, auf das Re» 
giſter der Zweigniederlaſſung Anwendung finden. Wenigſtens iſt 
kein rechtlicher Grund erſichtlich, weshalb ihre Geltung auf die Ein— 
tragungen beim Regiſter der Hauptniederlaſſung beſchränkt ſein ſoll. 

Es trifft entgegen der Auſicht des LG. nicht zu, daß dieſe Be⸗ 
ſtimmung getroffen iſt, um eine lückenloſe Rechtsnachfolge der un— 
tergehenden Kapitalgeſellſchaft durch die neu gegründete Perſonal— 
geſellſchaft ſicherzuſtellen. Dieſer Zweck wird bereits durch die Vor- 
ſchrift erreicht, daß die Perſonalgeſellſchaft mit der Eintragung des 
Umwandlungsbeſchluſſes im Handelsregiſter der Kapitalgeſellſchaft 
kraft Geſetzes entſteht und zugleich das Vermögen der Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft einſchließlich der Schulden im Wege der Geſamtrechtsnach— 
folge auf die Perſonalgeſellſchaft übergeht (SS 11 Abſ. 2, 4 Um⸗ 
wandl G.). Die Eintragung der Perſonalgeſellſchaft in das für fie 
beſtimmte Handelsreaiſter iſt darauf ohne Einfluß. Der Zweck der 
Vorſchrift über die Eintragung von Amts wegen iſt vielmehr er⸗ 
ſichtlich der, int Intereſſe einer Erleichterung der erſtrebten Um— 
wandlung von Kapitalgeſellſchaften das Verfahren möglichſt eins 
fach zu geſtalten. Das gilt aber in gleicher Weiſe für die Ein» 
traaungen bei der Hauptniederlaſſung wie bei der Zweignieder— 
laſſuna. 

Es iſt weiter nicht richtig, daß es nach dem UmwandlG. im 
Regelfall für die dabei erforderlichen Eintragungen im Handels— 
regiſter A einer beſonderen Anmeldung bedarf und daß § 11 Abſ. 2 
auch im Rahmen dieſes Geſetzes eine Ausnahmevorſchrift dar⸗ 
ſtellt. Für die Frage, oß dieſe Beſtimmung nur bei der Eiutra— 
gung der Hauptniederlaſſung der Perſonalgeſellſchaft gilt oder auch 
bei der Eintragung der Zweigniederlaſſung, kommt es aber darauf 
nicht an. 

Daß ferner bereits mit der Eintragung der Umwandlung im 
Hauptreaiſter der Kapitalgeſellſchaft dieſe auch hinſichtlich der 
Zweianiederlaſſung erliſcht und gleichzeitig die Perſonalgeſellſchaft 
zur Entſtehung gelangt, fo daß an ſich die Anmeldung der Zweig— 
niederlaſſung zum Handelsregiſter A durch die Vertreter der neu 
entſtandenen Perſonalgeſellſchaft möalich wäre, kann ebenfalls nicht 
dahin führen, die Anwendung des § 11 Abſ. 2 auf die Eintraqung 
der Zweigniederlaſſung abzulehnen. Die gegenteilige Anſicht hei 
Criſolli⸗Groſchuff⸗Kaemmel (a. a. O.), auf die ſich 
das LG. ſtützt. überſieht wiederum, daß nach dem Grundſatz des 
813 Abſ. 1 HGB. die Eintragungen beim Reaiſter der Zweig⸗ 
niederlaſſung in gleicher Weiſe zu bewirken ſind, wie beim Re⸗ 
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giſter der Hauptniederlaſſung, daß alſo, wenn die Eintragung 
der KommsGeſ. im Hauptregiſter von Amts wegen vorgeſchrieben 
iſt, auch die entſprechende Eintragung im Zweigregiſter ſo erfolgt. 
Die Meinung des LG., daß 8 13 HGB. ſich nicht auf die Aus⸗ 
nahmevorſchrift des § 11 Abſ. 2 UmwandlGG. beziehe, iſt un⸗ 
berechtigt. 

Nach alledem iſt die Perſonalgeſellſchaft, auf die das Ver⸗ 
mögen der umgewandelten Kapitalgeſellſchaft übergegangen iſt, 
grundſätzlich auch im Regiſter der Zweigniederlaſſung von Amts 
wegen einzutragen. 

(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 10. Juni 1937, 1 WX 214/37.) [H.] 


Anmerkung: Es iſt hier nicht der Ort, zur rein praktiſchen 
Frage der „Anmeldung“ zum Zweigregiſter B theoretiſch ausführ⸗ 
lich Stellung zu nehmen. Jedenfalls iſt in Fällen, wo — wie hier 
— infolge Erlöſchens des Rechtsträgers (Gmbß.) ein 
anderes Ergebnis als die Eintragung der Umwandlung des Rechts⸗ 
trägers auch im Zweig regiſter B nicht denkbar ift, das Erforder⸗ 
nis einer „Anmeldung“ ein ſtarrer Formalismus, der nach nenzeit— 
licher Auſchauung feine Berechtigung verliert, weil er zwecklos den 
Verkehr erſchwert. Die Anmeldung der Umwandlung der Kapital⸗ 
geſellſchaft zum Zweigregiſter B jagt über das Schickſal der 
Zweig niederlaſſung — was doch das wichtigſte wäre — grund- 
ſatzlich nichts aus. Das tut erſt eine Anmeldung des Rechts⸗ 
nachfolgers der Kapitalgeſellſchaft, die zum Regiſter A einer 
etwaigen Zweigniederlaſſung erfolgt. Für die Fälle der 
Tiquidationslojen Übertragung des Vermö⸗ 
gens auf den Allein⸗ oder Hauptgeſellſchafter 
und eine „beſtehende“ OH G. oder Komm Geſ. (88 2, 
8 UmwandlG.; §8 der 3. DurchfVOO.) hält auch das KG. 
eine Anmeldung zum Zweigregiſter A für ge⸗ 
boten. Es hält ſie für entbehrlich nur dann, wenn die Umwand⸗ 
lung in eine neu errichtete OHG. oder Kommöeſ. nach 
eff., 12 UmwandlG. erfolgt ift: es ſtützt ſich hierbei auf § 11 
Abſ. 2 a. a. O. i. Verb. m, § 13 Abſ. 1 HGB., indes m. E. zu 
Unrecht. Denn, wenn auch nach 5 11 a. a. O. die OH®. (Komm⸗ 
Gef.) „mit der Eintragung des Umwandlungsbeſchluſſes“ kraft 
Geſetzes entſteht, ſo entſteht doch kraft Geſetzes nur die Perſonen⸗ 
geſellſchaft, nicht aber deren techniſche Zweigeinrichtung. 
Andererſeits beruht das HGB. auf dem An meldeprinzip 
und kennt — von dem hier nicht intereſſierenden ſubſidiären Fall 
des § 31 Abſ. 2 HGB. abgeſehen — keine Eintragung von Amts 
wegen: mithin kann der Geſetzgeber des HB. bei den Worten 
des § 13 „in gleicher Weiſe wie bei dem Gerichte der Haupt⸗ 
niederlaſſung zu bewirken“ nicht an eine Eintragung der 
Jweig niederlaſſung von Amtswegen gedacht haben. Dem 
würden auch die Eingangsworte des § 13 HGB. („Soweit nicht 
in dieſem Geſetzbuch“ — nämlich dem HGB. — „ein an: 
deres vorgeſchrleben iſt. ..“) widerſprechen. In Ermange⸗ 
‚ung einer ausdrücklichen Regelung im Geſ. v. 
5, Juli 1934 gebietet alſo die generelle Bor- 
chrift des § 13 5G B. gerade die „Anmeldung“ der 
Zweigniederlaſſung durch den Rechts nachfol⸗ 
1 zum Handelsregiſter A. Für die ausdehnende Aus⸗ 
Abi g des § 13 HGB. auf Amtseintragungen im Falle des § 11 
Sr, 2 Umwandleß. wie fie das KG. vertritt, fehlt ſomit ein 
mene da die Lücke ſich im Sinne der hier vertretenen Auffaſſung 
reühelos nach § 13 HORB. ſchließt. Es beſteht angeſichts der zahl; 
Aufleſun Zuſammenhang mit der Umwandlung vorgenommenen 
Fa ungen von Zweigniederlaſſungen auch kein praktiſches Be⸗ 
ber die Amtseintragung einer Zweigniederlaſſung. Der 
Fhandpunkt des KG. ließe ſich allenfalls aus 


der. ad . 2 UmwandlG. rechtfertigen, wonach „in 
Sinn eſchluß ... der Ort, wo ... die OHG. (Kommceſ.) ihren 


andy at. feſtzuſetzen und die weiteren zur Durchführung der Um⸗ 
F lung... erforderlichen Maßnahmen zu treffen find“. Wenn 
schee m aß — wie nach dem Tatbeſtand obiger Entſch. ge⸗ 
noch z w. zn dem Veſchluß neben dem Hauptſitz 
Pein in eigſitze fe ſtge ſetzt ſind (gegebenenfalls unter Re⸗ 
fei 15 zer Firmen der Filialen), jo ließe ſich allerdings für die⸗ 
daß ‚bestellen Sonderfall aus § 11 Abſ. 2 UmwandlG. ableiten, 
Od, (cer Eintragung dieſes „Umwandlungsbeſchluſſes“ die 
ſtcht Wi ommdeſ.) an allen feſtgeſetzten Sitzen kraft Geſetzes ent⸗ 
Bude; it dieſer „Begründung“ wäre dem KG. im Ergebnis alſo 
müßt en Mit § 13 HOP, hat dies aber nichts zu tun. Auch 
— 8 ſolgerichtig augenommen werden, daß das Regiſtergericht 
een auptſitzes die Umwandlungseintragung im Regiſter B ent⸗ 
bon a faßt hinſichtlich der mehrfachen Sitze und im Regiſter A 
0 en ech bie Stoeigfike mitvermerkt, bevor das Re⸗ 
giſter un ji 71117 tlafjung mit der Angelegenheit im Re 
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14. RG. — 88 53, 57 Börſch. Gegenüber der Berufung 
auf die Klagloſigkeit von Börſentermingeſchäften iſt der Ein⸗ 
wand der allgemeinen Arglift nicht ausgeſchloſſen. Börſenter⸗ 
minsgeſchäfte werden nach §57 nur dadurch verbindlich, daß 
die vereinbarte Leiſtung bewirkt wird, was vereinbarungs⸗ 
gemäß auch durch Lieferung an einen Dritten geſchehen kann. 

Die Bekl. iſt die Witwe des verſtorbenen Kaufmanns 
Hans R. Dieſer hatte mit der Kl. in Geſchäftsverbindung ge⸗ 
ſtanden und beſaß bei ſeinem Tode ein laufendes und ein 
Effektenkonto von geringem Umfang. 

Am 30. Dez. 1936 erteilte die Bekl. ihrem Schwager, 
Dr. G., Vollmacht zur Verfügung über die Konten, die auf 
ihren Namen umgeſchrieben waren. 

In der Folgezeit wurden von Dr. G. im Namen und 
für Rechnung der Bekl. eine Reihe von verluſtreichen Spe⸗ 
kulationsgeſchäften, insbeſ. Börſentermingeſchäften, vorgenom⸗ 
men. Die Kl. richtete verſchiedene Terminabwicklungskonten 
ein, ferner außer dem urſprünglichen laufenden Konto noch 
ein Separat⸗Scheckkonto. Über dieſes Konto wurden Beträge 
aus Einzahlungen verbucht, andererſeits ſpäter auch die Ver⸗ 
luſte aus Börſentermingeſchäften. Halbjährlich forderte die Kl. 
bankübliche Saldoanerkenntniſſe an, die von der Bekl. perſön⸗ 
lich jeweils erteilt wurden. 

Am 29. April 1929 hat die Bekl. dem Dr. G. die Voll⸗ 
macht entzogen, am 28. Febr. 1933 hat ſie ihre Anerkennt⸗ 
niſſe der Kl. gegenüber wegen Irrtums angefochten. 

Nach Behauptung der Kl. ſchuldet die Bekl. ihr buch⸗ 
mäßig per 31. März 1933 59 817,50 RM. Dieſen Saldo hat 
ſie per 31. März 1933 gekündigt. Mit der Klage hat ſie einen 
Teilbetrag von 20 000 RA nebſt 7% Binfen ſeit dem 1. April 
1933 gefordert. 

LG. und OLG. haben nach dem Klageantrage erkannt. 

RG. hob auf. 

Das BG. hat ausgeführt, es könne dahingeſtellt bleiben, 
ob die von der Bekl. dem Dr. G. erteilte Vollmacht dieſen zur 
Inanſpruchnahme von neuen Krediten bei der Kl. und vor 
allem zum Abſchluß von Börſentermingeſchaften ermächtigt 
habe. Denn jedenfalls ſeien die von Dr. G. für ſie vorgenom⸗ 
menen Geſchäfte von ihr durch ihr geſamtes nicht mißzuver⸗ 
ſtehendes Verhalten, insbeſ. durch die halbjährlich erteilten 
Saldoanerkenntniſſe, genehmigt. Ob fie über die Art der vor- 
genommenen Geſchäfte in allen Einzelheiten unterrichtet ge⸗ 
weſen ſei, ſei belanglos. Sie habe aus den erheblich ins Debet 
geratenen Konten erſehen, daß es ſich um Maßnahmen handele, 
die mit Riſiko verbunden geweſen, alſo ſpekulativer Art ge⸗ 
weſen ſeien. Sie ſei nicht ſo unerfahren, wie ſie es darſtelle. 
Sie ſei ſich über den Zweck der von ihrer Schwiegermutter 
beſtellten außerordentlich hohen Terminsſicherheit klar geweſen. 
Dann aber könne ihr Verhalten, insbeſ. die widerſpruchsloſe 
Unterzeichnung der Saldoanerkenntniſſe, nur als grundſätzliche 
Genehmigung der Handlungen des Dr. G. angeſehen werden. 
Eine Anfechtung wegen Irrtums komme nicht in Betracht, da 
eben ein Irrtum bei der Vekl. nicht vorgelegen habe. Eine 
Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung durch Dr. G. würde 
nur Erfolg haben können, wenn die Kl. die Täuſchung ge⸗ 
kannt habe oder habe kennen müſſen. In dieſer Hinſicht habe 
aber die Bekl. keine Tatſachen vorgetragen. 

Dieſe Erwägungen begegnen keinen rechtlichen Bedenken. 

Das BG. hat weiter zutreffend ausgeführt, daß die Be⸗ 
antwortung der Frage, ob die von Dr. G. namens der Bekl. 
geſchloſſenen Börſentermingeſchäfte einen klagbaren Anſpruch 
gegen ſie erzeugt haben, davon abhänge, ob ſie zur Zeit der 
Vornahme börſenterminfähig geweſen ſei. Es verneint dieſe 
Frage mit der Begründung, daß die Bekl. zu der kritiſchen 
Zeit jedenfalls nicht in das Handelsregiſter eingetragen ge⸗ 
weſen ſei, was nach 853 Börſch. unumgängliche Vorausſetzung 
der Terminsfähigkeit fei. Gleichwohl meint der Vorderrichter, 
die Bekl. könne ſich auf den Spiel- und Differenzeinwand 
— richtiger Terminseinwand — deshalb nicht berufen, weil 
ihr die Einrede der allgemeinen Argliſt entgegenſtehe. Die 
Schwiegermutter der Bekl. habe nämlich zur Sicherung und 
Deckung von Verluſten aus ſämtlichen Börſentermingeſchäften 
der Kl. eine Sicherheit von insgeſamt 35000 AM in Wert 
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vapieren und ausländiſchen Zahlungsmitteln beſtellt. Dr. G. 
habe nun, wie die Bekl. nicht beſtritten habe, ſpäter die Kl. 
bewogen, dieſe Sicherheit freizugeben, mit der Verſicherung, 
daß die Bekl. börſenterminsgeſchäftsfähig ſei. Dadurch habe er, 
da er als Bankfachmann zweifellos die mangelnde Termins⸗ 
fähigkeit der Bekl. zur fraglichen Zeit erkannt habe, die Kl. 
bewußt getäuſcht und auch geſchädigt. Die Bekl. müſſe dies 
unerlaubte Handeln des Dr. G. gegen ſich gelten laſſen, da 
fie durch ihr Verhalten fein geſamkes Handeln genehmigt habe. 
Die Bekl. habe jedenfalls nachträglich davon erfahren, daß die 
Sicherheit von der Kl. auf Veranlaſſung von Pr. G. frei⸗ 
gegeben worden ſei, und habe dann deſſen Verhalten nach⸗ 
träglich gutgeheißen. Da die Kl. ſich bei Fortbeſtand der 
Sicherheit in deren Höhe Befriedigung hätte verſchaffen 
können, dieſe Möglichkeit aber durch die wahrheitswidrige Er⸗ 
klärung des Dr. G. entfallen ſei, ſo müſſe ſich die Bekl. ſo 
behandeln laſſen, als wenn die Terminsgeſchäfte bis zur Höhe 
der früheren Sicherheit für ſie verbindlich ſeien. Andernfalls 
handele ſie argliſtig. 

Die Rev. macht demgegenüber zunächſt geltend, daß der 
Berufung auf die Klagloſigkeit der Terminsgeſchäfte der Ein⸗ 
wand der allgemeinen Argliſt überhaupt nicht entgegengeſtellt 
werden könne. Das ſei deshalb nicht möglich, weil die Be⸗ 
rufung auf die Klagloſigkeit vielmehr ein von Amts wegen zu 
beachtender Umſtand ſei. Dieſer Einwand der Rev. verkennt 
die gegebene Rechtslage. Unſtreitig iſt für die Bekl. eine rechts⸗ 
wirkſame Sicherheit im Sinne des Börſch. beſtellt worden. 
In Höhe dieſer Sicherheit waren die Terminsgeſchäfte für die 
Bekl. verbindlich geworden. Die Bell. macht nur geltend, daß 
dieſe Sicherheit von der Kl. freigegeben worden und damit die 
urſprüngliche Klagloſigkeit der Geſchäfte wieder eingetreten ſei. 
Demgegenüber muß die Behauptung der Kl. zugelaſſen wer⸗ 
den, die Bekl. mache ſich einer mit Treu und Glauben nicht 
zu vereinbarenden und darum im Rechtsverkehr unzuläſſigen 
Rechtsausübung ſchuldig, weil ihr — oder ihres Vertreters — 
Verhalten bei der Freigabe der Sicherheit ſich nicht mit ihrem 
gegenwärtigen Verhalten vereinen laſſe. Indeſſen iſt der Rev. 
darin recht zu geben, daß die bisherigen Ausführungen des 
BG. nicht ausreichen, um das von ihm angenommene Er⸗ 
gebnis zu rechtfertigen. Nach den getroffenen Feſtſtellungen 
bat Dr. G. die Kl. veranlaßt, die Sicherheit freizugeben mit 
der Verſicherung, daß die Bell. börſenterminsfähig ſei. Dadurch 
hat er nach Anſicht des Vorderrichters, da er als Bankfachmann 
zweifellos die Nichtbörſ enterminsfähigkeit der Bekl. zu der hier 
fraglichen Zeit und damit die grundſätzliche Unverbindlichkeit 
der ſtreitigen Terminsgeſchäfte erkannt habe, die Kl. bewußt 
getäuſcht. Weder über den Zeitpunkt der Erklärung des Dr. G. 
noch über ihren näheren Inhalt iſt etwas geſagt. Das wäre 
aber nötig geweſen. Nach dem eigenen Vortrag der Kl. iſt 
die Sicherheit erſt freigegeben worden, als die Bekl. in das 
Handelsregiſter eingetragen war. Hätte Dr. G. nichts weiter 
geſagt, als daß ſie — jetzt — börſenterminsfähig ſei, ſo 
könnte von einer Täuſchung keine Rede ſein. Eine ſolche könnte 
vielmehr nur vorliegen, wenn ſeine Außerung ſich dem Sinne 
nach auf die vergangene Zeit bezogen hätte. Es wäre dann 
weiter erforderlich, daß Dr. G. — wie das BGG. offenbar an⸗ 
nimmt — ſelbſt ſich bewußt war, daß die Eintragung in das 
Regiſter keine rückwirkende Kraft habe, und daß er zugleich 
damit rechnete, daß dies der Kl. nicht bekannt ſei, ſowie daß 
die Kl. ſich durch ſeine Stellungnahme in Unkenntnis der tat⸗ 
ſächlichen Rechtslage zur Freigabe hat bewegen laſſen. Hier 
würde ſich aber das Bedenken erheben, daß die Vertreter der 
Kl. im Zweifel ebenſo als erfahrene Bankleute angeſehen wer⸗ 
den müffen wie Dr. G. In dieſer Richtung bedürfen die Vor⸗ 
gänge, die zur Freigabe der Sicherheit geführt haben, noch 
der näheren Aufklärung. 

Würde der Vorderrichter wieder zu dem Ergebnis kom⸗ 
men, daß Dr. G. ſich einer Täuſchung der Kl. ſchuldig ge⸗ 
macht habe, ſo würde zu prüfen ſein, ob die Bekl. dafür ein⸗ 
zuſtehen hat. Es wäre zu unterſuchen, ob Dr. G. in vertrag⸗ 
lichem Rahmen — Einigung über die Aufhebung einer Sicher⸗ 
heitsbeſtellung, zu der die Kl. auch bei Börſenterminsgeſchäfts⸗ 
fähigkeit der Bekl. nicht verpflichtet war — als Beauftragter 
oder wenigſtens als Geſchäftsführer ohne Auftrag, deſſen Hand⸗ 
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lungen die Bekl. genehmigt hat — für dieſe die zur Freigabe 
führenden Erklärungen abgegeben hat. Dann müßten die in 
RZ. 135, 223/24 = ZW. 1932, 1353 1 u. 21541? nieder⸗ 
gelegten Grundſätze auch hier zur Anwendung kommen und 
der Bekl. würde, wenn ſie ſich auf die durch Täuſchung ſeitens 
ihres Vertreters bewirkten Freigabe der Sicherheit beruft, der 
Einwand der allgemeinen Argliſt mit Erfolg entgegengeſtellt 
werden können. Wäre ein ſolcher Tatbeſtand nicht feſtzuſtellen, 
würde ſich insbeſ. herausſtellen, daß Dr. G. nicht als Ver⸗ 
treter der Bekl., ſondern als ſolcher der Beſtellerin der Sicher⸗ 
heit, der Frau R.⸗L., gehandelt hat, ſo würde zu prüfen ſein, 
inwieweit die Bekl. ſich die Täuſchungshandlung des Dr. G. 
ſelbſt zu eigen gemacht hat, insbeſ., ob ſie in Kenntnis der⸗ 
ſelben etwa die Aufklärung der Kl. unterlaſſen hat. Nach den 
bisherigen Feſtſtellungen iſt nicht anzunehmen, daß die Bekl. 
von einer Täuſchungshandlung des Dr. G. etwas erfahren hat, 
es erſcheint auch nach der Lebenserfahrung nicht wahrſchein⸗ 
lich, daß Dr. G. feine Verwandten über feine eigenen betrüge⸗ 
riſchen Maßnahmen aufgeklärt haben ſollte. 

Das BG. ſieht den Klageanſpruch in der geltend gemachten 
Höhe noch aus einem anderen Grunde für berechtigt an, näm⸗ 
lich deshalb, weil das Geſchäft über nom. 6000 AM Farben⸗ 
Aktien i S. des 857 Böri®. von der Kl. erfüllt worden ſei. 
Es hat dazu ausgeführt: Die Bekl. habe die Kl. im Schreiben 
v. 1. Juni 1931 beauftragt, ihr geſamtes Effektendepot an 
ihre Schwiegermutter, die Witwe R. L., zu übertragen und ihr 
den Gegenwert dafür in Höhe von 30000 AM gutzuſchreiben. 
Die Kl. habe dieſe Übertragung dem Auftrage gemäß aus⸗ 
geführt und die Bell. davon in Kenntnis geſetzt. Bei dieſer 
Übertragung ſeien u. a. auch die hier ſtreitigen 6000 AM 
J. G. Farben⸗Aktien auf das Effektendepot der Witwe R.⸗L. 
mitübertragen worden. Die Kl. habe inſoweit die ihr obliegende 
Leiſtung dadurch bewirkt, daß ſie die Farben⸗Aktien auf das 
Depot der Schwiegermutter übertragen und der Bekl. das mit⸗ 
geteilt habe. Indem die Bekl. die 6000 A Aktien dem Depot 
ihrer Schwiegermutter habe zuführen laſſen, habe ſie ihrerſeits 
über die Papiere verfügt, womit ſie die Übertragung durch die 
Kl. im voraus gebilligt habe. Weiterhin ſei auch das Still⸗ 
ſchweigen der Bekl. nach Erhalt der Mitteilung über die an⸗ 
geführte Übertragung als Genehmigung anzuſehen. Die Art 
der Erfüllung und deren Genehmigung durch die Bekl. ent⸗ 
ſpreche den Erforderniſſen, die die Rſpr. für Erfüllung und 
Genehmigung i. S. von 8 57 Bir. aufgeſtellt habe. Eine 
tatſächliche Erfüllung ſei gegeben, da die Bekl. eine Gutſchrift 
in Höhe von 30 000 /, die Witwe R.⸗L. aber die Aktien 
erhalten habe. Durch Erteilung des Auftrages habe die Bekl. 
im voraus ihr Einverſtändnis erteilt. Ihr Schweigen auf die 
Mitteilung über die erfolgte Übertragung ſei zum mindeſten 
als nachträgliche Genehmigung anuzuſehen. Da die auf dem 
Ankauf der Farben⸗Aktien beruhende Geſamtbelaſtung der Bell. 
33 197,24 RM betrage, ſei eine Forderung der Kl. in Höhe 
des eingeklagten Vetrages in jedem Falle begründet. Es 
bedürfe keiner Nachprüfung, welche Bedeutung den Saldo⸗ 
anerkenntniſſen der Bekl. für die Verbindlichkeit der Termins⸗ 
geſchäfte zukomme, und ob etwa auch das Geſchäft hinſichtlich 
der nom. 12000 AM Farben⸗Aktien durch Beteiligung der 
Bekl. an dem beim Kölner Kaſſenverein eingerichteten Sammel⸗ 
depot und der Benachrichtigung der Bekl. hiervon verbindlich 
geworden ſei. 

Dieſe Erwägungen beanſtandet die Rev. mit Recht. Nach 
857 Börſch. kommt ein Verbindlichwerden eines Börſen⸗ 
terminsgeſchäftes auf Grund dieſer Vorſchrift nur in Betracht, 
wenn die vereinbarte Leiſtung bewirkt wird. Die ver⸗ 
einbarte Leiſtung war die Lieferung der gekauften 6000 AM 
Farben⸗Aktien, d. h. deren Übereignung. Es iſt allerdings 
— entgegen der Meinung der Rev. — anzunehmen, daß dieſe 
übereignung nicht unbedingt an den Käufer ſelbſt erfolgen 
muß, daß es vielmehr genügt, wenn ſie mit deſſen Einverſtänd⸗ 
nis an einen Dritten ſtattfindet. Das BG. hat aber nicht feſt⸗ 
geſtellt, daß überhaupt eine Übertragung von Eigentum oder 
Miteigentum, ſei es an die Bekl., ſei es an deren Schwieger⸗ 
mutter, ſtattgefunden hat. Es iſt ausdrücklich dahingeſtellt ge⸗ 
blieben, ob die Erfüllung des Geſchäftes etwa in der Beteili⸗ 
gung der Bekl. an dem beim Kölner Bankverein eingerichteten 
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Sammeldepot erblickt werden könnte. Da irgendwelche Feſt⸗ 
ſtellungen in dieſer Richtung nicht getroffen worden ſind, 
erübrigt ſich in der Rev Inſt. ein Eingehen darauf. Es iſt 
auch vom Vorderrichter nichts darüber geſagt worden, daß 
eine Übereignung an die Witwe R.⸗L. ſtattgefunden habe. Die 
Vorgänge von 1935 müſſen außer Betracht bleiben. Mit der 
Rev. muß daher davon ausgegangen werden, daß durch die 
Überweiſung des Depots, ſoweit die Farben⸗Aktien in Be⸗ 
tracht kommen, nur die Verpflichtung der Kl. auf Lieferung 
übergegangen iſt. Ein dinglicher Erfüllungsakt hat alſo nicht 
ſtattgefunden. Unter dieſen Umſtänden iſt aber nicht erſichtlich, 
inwiefern die Kl. durch die Depotübertragung die „vereinbarte“ 
Leiſtung bewirkt haben ſollte. In dinglicher Beziehung wäre 
nichts geändert. Es iſt auch nicht erſichtlich, daß die Bekl. 
ihrerſeits erfüllt hätte, indem fie den Kaufpreis für die Aktien 
bezahlt hätte. ... 
(RG., I. ZivSen., U. v. 13. März 1937, 1233/36.) P.] 


Urheberrecht und gewerblicher Rechtsschutz 


15. RG. — 81 Pat. Bei Beſtimmung des Gegen⸗ 
ſtandes der Erfindung kommt es nicht darauf an, worin der Er⸗ 
finder den techniſchen Fortſchritt ſeiner Erfindung erblickt, ſon⸗ 
dern worin dieſer Fortſchritt nach dem Stande der Technik tat⸗ 
ſächlich beſteht. 

Das BE. verkennt, daß es für die Auslegung des Patentes 
nicht darauf ankommt, worin der Erfinder den durch ſein 
Patent erzielten techniſchen Fortſchritt erblickt (Krauße, 
Anm. 6 II zu § 1 Pat.). Es kommt auch nicht darauf an, 
welche Bedeutung das RPat A. im Erteilungsverfahren den 
einzelnen Merkmalen der Erfindung beigemeſſen hat. Das RG. 
hat in der grundlegenden Entſch. RG. 80, 54 JW. 1910, 
299 ausgeſprochen, daß bei Erfindungen, die durch eine ge⸗ 
wiſſe Zahl von Merkmalen zu kennzeichnen ſind, nicht ſchou 
im Patenterteilungsverfahren feſtgeſtellt werden könne, welche 
Merkmale für den Patentſchutz unbedingt erforderlich ſeien, 
welche ausſcheiden könnten und welche einzelnen oder welche 
Gruppen von Merkmalen für ſich den Patentſchutz genöſſen. 
Das BG. hätte deshalb in feiner Entſcheidung der Prüfung, 
welche Vorſtellung ſich der Erfinder und das RPat A. im Er⸗ 
teilungsverfahren von der Bedeutung der die Erfindung kenn⸗ 
zeichnenden Merkmale gemacht haben, wicht den entſcheidenden 
Wert beimeſſen dürfen, den es ihr beigelegt hat. Es hätte 
vielmehr unter Prüfung des Standes der Technik unterſuchen 
müſſen, worin objektiv das Neue beſteht, das der Anmelder des 
Klagepatents durch dieſes der Technik gezeigt hat. 

(RG., I. ZivSen., U. v. 12. Mai 1937, 1135/36.) (P.] 


* 


16. RG. — Patz. Beſtehen zwiſchen dem Wortlaut des 
deatentanſpruchs und der Patentſchrift Widerſprüche, ſo kommt 
em Verzicht des Anmelders im Erteilungsverfahren auf eine 


bn Erſtreckung des Patentſchutzes ausſchlaggebende Bedeu⸗ 
g zu. 


1 Kl. iſt im Beſitz einer ausſchließlichen Lizenz an dem DRP. 
2 eine Anordnung zur verzerrungsfreien Verſtärkung von 
3 und Tönen für die Zwecke der akuſtiſchen Kinematogra— 
hie. Der Anſpruch 1 dieſes Patentes lautet: 

Anordnung zur verzerrungsfreien Verſtärkung von Lan— 
ten und Tönen für die Zwecke der akuſtiſchen Kinematogra 
phie, dadurch gekennzeichnet, daß das Aufnahme- und Wic- 
dergabemittel mit mehreren trägheitsloſen Verſtärkern ver 
bunden iſt, deren Elemente galvaniſch miteinander gekop 
pelt ſind. 

Sen. befaßt ſich mit der Herſtellung und mit dem Vertrieb von 
zerſtärkern für Tonftlmzwecke, bei denen die erſte Verſtärker⸗ 
röhre mit dem Wiedergabemittel, der Photozelle, galvaniſch ge⸗ 
ü iſt, und zwar in der Weiſe, daß der Kreis der Photozelle 
über mehrere Widerſtände geſchloſſen und über zwei Konden⸗ 
atoren mit dem Gitter der Röhre verbunden iſt. Die Kopplung 
der Röhren untereinander geſchieht durch Transformatoren. 
Kl. hat Klage auf Unterlaſſung, Rechnungslegung und Feſt 
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ſtellung der Schadenserſatzpflicht erhoben. Das LG. hat den 
Bell. verurteilt. Das BG. hat die Klage abgewieſen. Gegen die⸗ 
ſes Urteil hat die Kl. Rev. eingelegt. 

Das BE. iſt zu der Feſtſtellung gelangt, daß durch die Be⸗ 
nutzung der galvaniſchen Kopplung zwiſchen Photozelle und 
erſter Verſtärkerröhre das Klagepatent ſeitens des Bekl. nicht 
verletzt werde, weil der Erſtreckung des Patentſchutzes auf dieſe 
Kopplung 1. der Wortlaut des Patentanſpruches, 2. die Bedeu⸗ 
tungsloſigkeit der im Streit ſtehenden Kopplung für den Erfin⸗ 
dungsgegenſtand, 3. der eindeutige Verzicht der Anmelder im 
Erteilungsverfahren entgegenſtehe. 

Eines Eingehens auf die gegen die Punkte 1 und 2 er⸗ 
hobenen Angriffe bedarf es nicht, weil ſchon die Ausführungen 
des BG. darüber, daß die Anmelder im Erteilungsverfahren 
auf die Ausdehnung des Schutzes des Klagepatentes auf die gal⸗ 
vaniſche Kopplung zwiſchen Mikrophon oder Photozelle und 
erſter Verſtärkerröhre unzweideutig verzichtet haben, die Entſch. 
tragen. Abzulehnen iſt die Anſicht der Rev., daß eine abſichtlich, 
ſeitens des Pat A. verfügte Einſchränkung oder ein klarer Ver⸗ 
zicht der Anmelder im Erteilungsverfahren für den Gegen⸗ 
ſtand des Patents ohne Bedeutung ſei. Es mag dahingeſtellt 
bleiben, wie die Rechtslage iſt, wenn trotz eines ſolchen Ver⸗ 
zichts ein Patent erteilt iſt, deſſen ſich aus der Patentſchrift klar 
ergebender Gegenſtand den Verzicht unberückſichtigt gelaſſen hat. 
Beſtehen aber, wie vorl., zwiſchen dem Wortlaut des Anſpruchs 
und dem ſonſtigen Inhalt der Patentſchrift Widerſprüche, muß 
alſo die Patentſchrift ſchon zur Ermittlung des Gegenſtands 
des Patents ausgelegt werden, dann iſt hierfür die Frage des 
Verzichts oder der ausdrücklichen Beſchränkung von ausſchlag⸗ 
gebender Bedeutung. 

Die Ausführungen der Rev., die ſich gegen die Feſtſtellung 
des BG. richten, daß die Anmelder des Streitpatents gelegent⸗ 
lich der mündlichen Verhandlung vor dem Beſchwerdeſenat des 
RPatA. einen ausdrücklichen Verzicht abgegeben hätten, find 
ebenfalls nicht durchgreifend. In rechtlicher Beziehung iſt die 
Feſtſtellung nicht zu beanſtanden. Denn es iſt unerheblich, daß 
der Verzicht bei der Neufaſſung der Beſchreibung nicht mit ſol⸗ 
cher Deutlichkeit zum Ausdruck gekommen iſt, wie es wünſchens⸗ 
wert geweſen wäre. Immerhin zeigt dieſer Fall, wie wünſchens⸗ 
wert und wichtig es iſt, daß bei einer Beſchränkung des Schutz⸗ 
umfanges der Inhalt der Patentbeſchreibung darauf überprüft 
wird, daß nicht durch die Zeichnungen und die Beſchreibung der⸗ 
ſelben wieder Unklarheiten bzgl. des Schutzumfanges entſtehen. 
Eine vom Pat. gebilligte Zurückziehung des Verzichts kann 
in der Einreichung der neuen mit dem Patentanſpruch in gewiſ⸗ 
ſem Widerſpruch ſtehenden Pateutbeſchreibung, die zur Patent⸗ 
erteilung geführt hat, nicht geſehen werden. Zu einer ſolchen 
Zurückziehung hätte es einer ausdrücklichen und unzweideutigen 
Erklärung bedurft. Eine ſolche liegt jedoch nicht vor. Würdigt 
man die Erklärung des Anmelders, wie das zu geſchehen hat, 
danach, wie ſie die Prüfungsbehörde nach Treu und Glauben 
verſtehen mußte, ſo kann ſie vielmehr nur i. S. einer Zuſtim⸗ 
mung zur Beſchränkung verſtanden werden. Es liegt auch kein 
Anlaß vor, anzunehmen, daß die Anmelder ſelbſt die Abſicht 
hatten, die Verzichtserklärung rückgängig oder unwirkſam zu 
machen, und zwar dadurch, daß ſie der neu zu faſſenden Patent⸗ 
beſchreibung eine Form gaben, bei der dem Pat A. entgehen 
konnte, daß ſie mit dem zu gewährenden und bereits formulier⸗ 
ten Patentanſpruch in Widerſpruch ſtand und ferner dadurch, 
daß ſie unaufgefordert die ſchriftliche Erklärung abgaben, daß 
die in den beiden Anſprüchen gekennzeichnete Kopplungsart ſich 
in Übereinſtimmung mit der überreichten Beſchreibung auf die 
Kopplung der Verſtärker untereinander beziehe, hierbei aber 
das zur völligen Klarſtellung naheliegende Wort „nur“ weg⸗ 
ließen. Denn in Ermangelung ſonſtiger Anhaltspunkte kann 
nicht angenommen werden, daß ſich die Anmelder des Patents 
der Erteilungsbehörde gegenüber in ſolcher Weiſe argliſtig ver⸗ 
halten haben. 

Unerheblich iſt, welche Gründe die Anmelder ſeinerzeit 
zur Abgabe der Verzichtserklärung veranlaßt haben. Ebenſo iſt 
es unerheblich, welche Gründe nach Auſicht der Kl. maßgebend 
geweſen ſind. 

(RG, 1. Ziv Sen., U. v. 24. April 1937, 1179/36) 
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17. RG. — 81 GebrMuſtcGg.; § 286 ZPO. Beſteht das Neue 
eines Gebrauchsgegenſtandes nur im Herſtellungsverfahren, ſo 
kann dieſes als Gebrauchsmuſter nicht für ſich allein Schutz ge⸗ 
nießen, falls der Gegenſtand im gebrauchsfertigen Zuſtande ſich 
weder äußerlich noch in ſeiner inneren Struktur in einer ſinn⸗ 
lich wahrnehmbaren Weiſe von den in einem anderen Verfahren 
hergeſtellten Gegenſtänden dieſer Art unterſcheidet. Wird ent⸗ 
gegen dem Antrag einer Partei ein techniſcher Sachverſtändiger 
nicht zugezogen, ſo iſt darin eine Rechtsverletzung nicht ohne wei⸗ 
teres zu erblicken. Das Gericht kann ohne Anhörung eines Sach⸗ 
verſtändigen entſcheiden, wenn es ſich die nötige Sachkunde zu⸗ 
traut. 

Für den Bekl. iſt auf die am 27. Okt. 1934 eingereichte 
Anmeldung ein Gebrauchsmuſter Nr. 1320587 betr. Türe 
ſcharnier für Kraftwagen eingetragen, für welches folgende 
Schutzanſprüche aufgeſtellt ſind: 

1. Türſcharnier für Kraftwagen, bei welchem ein Lappen 
mit einer Oſe zur Anbringung des Türhaltebandes verſehen 
iſt, dadurch gekennzeichnet, daß dieſe Oſe an den Scharnier⸗ 
lappen angewalzt iſt. 

2. Türſcharnier für Kraftwagen nach Anſpruch 1 dadurch 
gekennzeichnet, daß die Türhaltebandöſe an den Scharnier⸗ 
lappen angeſtaucht iſt. 

Der Kl., der gleich dem Bekl. Türſcharniere für Kraft⸗ 
wagen an die Firma O. liefert, beſtreitet die Rechtsbeſtändig⸗ 
keit des Gebrauchsmuſters des Bekl. und hat mit der Klage 
die Feſtſtellung beantragt, daß der Bekl. nicht berechtigt ſei, 
ihm gegenüber aus dieſem Gebrauchsmuſter Rechte herzu- 
leiten. Zur Begründung der Klage hat er ausgeführt, daß 
durch die Anmeldung des Bekl. der unzuläſſige Verſuch ge» 
macht worden ſei, Verfahren unter Schutz zu ſtellen. Denn 
da der Gedanke, die Türhaltebandöſen an den Scharnier 
lappen anzuwalzen oder anzuſtauchen, in den fertigen Schar⸗ 
nieren nicht irgendwie in Erſcheinung trete, ſei ein des Ge- 
brauchsmuſterſchutzes fähiger Gegenſtand nicht vorhanden; von 
einer neuen Geſtaltung ſolcher Scharniere könne gegenüber 
den bereits bekannten jedenfalls keine Rede ſein. 

Der Bekl. hat ausgeführt, daß der im Gebrauchsmuſter 
unter Schutz geſtellte Erfindungsgedanke ſowohl räumlich dar⸗ 
ſtellbar und erkennbar als auch neu ſei und die erforderliche 
Erfindungshöhe beſitze. Denn bisher habe man nur an— 
geſchweißte und im Geſenke angeſchmiedete Öfen für das Tür⸗ 
halteband benutzt und gekannt. Gegenüber erſteren liege der 
Vorteil in der Herſtellung aus einem Stück und in der das 
durch erzielten größeren Feſtigkeit; gegenüber letzteren ſei 
durch das Muſter ein Scharnier offenbart, deſſen Herſtellung 
billiger ſei und größere Genauigkeit ohne Nachbearbeitung 
ergebe. 

Das LG. hat hinſichtlich des Gebrauchsmuſteranſpruchs 2 
nach dem Klageautrag erkannt und im übrigen die Klage ab- 
gewieſen. OLG. hat in vollem Umfang nach dem Klageantrag 
erkannt. Die Rev. des Bekl. war erfolglos. 

Das OL hat die beantragte negative Feſtſtellung auch 
inſoweit getroffen, als das LG. hierfür eine ausreichende ſach⸗ 
liche und rechtliche Unterlage nicht geglaubt hatte finden zu 
können. Es hat ausgeführt, daß auch ein durch Anwalzen 
der Oſe an den Scharnierlappen gekennzeichnetes Türſcharnier 
nicht als Gebrauchsmuſter ſchutzfähig ſei. Denn zur Zeit ſeiner 
Anmeldung ſeien bei der Firma O. bereits Türſcharniere 
offenkundig vorbenutzt worden, bei denen die Oſe an den 
Scharnierlappen im Geſenke angeſchmiedet worden fei. Solche 
Türſcharniere ſeien gleich denen mit angewalzter Oſe aus 
einem Stück hergeſtellt und unterſchieden ſich im gebrauchs— 
fertigen Zuſtand auch ſonſt von dieſen weder ihrer inneren 
noch ihrer äußeren Erſcheinung nach. Bei den fertigen Schar- 
nieren ſei es gegenüber den vorbekannten völlig unmöglich, 
feſtzuſtellen, ob die Oſen im Geſenke angeſchmiedet oder ane 
gewalzt ſeien. Ein ſchutzfähiges Modell ſei deshalb im An- 
ſpruch 1 des DRG M. 1320587 gar nicht unter Schutz geſtellt. 

Der gegen dieſe Ausführungen gerichtete Reviſions⸗ 
angriff kann keinen Erfolg haben. Beide Vorinſtauzen und 
die Rev. gehen davon aus, daß bei Prüfung der Frage, ob in 
der Gebrauchsmuſteranmeldung des Bekl. eine neue Geſtal— 


tung des Gebrauchsgegenſtandes unter Schutz geſtellt iſt, die 
in RG. 128, 205 ff. entwickelten Rechtsgrundſätze anzuwen⸗ 
den ſind. Danach kommt es darauf an, ob das Türſcharnier 
mit angewalzter Oſe die im Raum verkörperte Darſtellung 
eines dem Gebrauchszweck dienenden (neuen) Erfindungs⸗ 
gedankens iſt. Deshalb muß die Frage, ob das Neue in einer 
den Anforderungen des Geſetzes entſprechenden Weiſe räum⸗ 
lich in Erſcheinung tritt, zwar beſonders ſorgfältig geprüft 
werden, kann aber nicht ſchon deshalb geleugnet werden, weil 
die Unterſchiede gegenüber dem Bekannten nur ſehr gering 
ſind, was insbeſondere bei Anwendung neuer Herftellungs- 
verfahren praktiſch ſehr oft vorkommt, wogegen der geringe 
äußerliche Unterſchied techniſch oder wirtſchaftlich von weſent⸗ 
licher Bedeutung iſt. Wenn freilich gegenüber vorbekannten 
Erzeugniſſen derſelben Art, die auf andere Weiſe hergeſtellt 
wurden, ein irgendwie zu ermittelnder, wenn auch dem Auge 
zunächſt nicht erkennbarer Unterſchied überhaupt nicht beſteht, 
ſo kann ein Gebrauchsmuſterſchutz auch nicht in Frage kommen. 

Das OLG. hat nun feſtgeſtellt, daß einerſeits Scharniere 
mit im Geſenke angeſchmiedeten Oſen bekannt waren und daß 
dieſe bereits gleich den Scharnieren mit angewalzter Oſe aus 
einem Stück beſtanden. Von dieſen jagt das OG., daß fie 
von der gleichen Feſtigkeit wie jene ſeien und ſich von ihnen 
im gebrauchsfertigen Zuſtande weder äußerlich noch ihrer 
inneren Struktur nach in einer ſinnlich wahrnehmbaren Weiſe 
unterſchieden. Gegen dieſe Schlußfolgerungen wendet ſich die 
Rev. und glaubt eine Verletzung des $ 286 38 O. deshalb 
rügen zu können, weil der Bekl. unter Berufung auf Sach— 
verſtändigengutachten bereits im erſten Rechtszuge behauptet 
hatte, jeder Fachmann könne den Unterſchied zwiſchen Schar⸗ 
nieren mit den nach den beiden vorgenannten Arten an- 
gebrachten Ofen erkennen, und das OLG. auf dieſen Beweis- 
antrag nicht eingegangen ſei. Die Rüge ift unbegründet. So- 
weit der Bekl. etwa hatte behaupten wollen, man könne als 
Sachverſtändiger an den noch unfertigen Stücken die beiden 
Herſtellungsarten erkennen und unterſcheiden, hat das OLG. 
mit Recht angenommen, daß das unerheblich ſei, weil der Unter- 
ſchied am fertigen Stück nicht in Erſcheinung trete. In der Tat 
iſt hier entſcheidend, wie das fertige Scharnier wirkt. Hätte nun 
der Kl. behauptet, daß an dieſem irgendwie zu erkennen ſei, ob 
die Oſe im Geſenke angeſchmiedet oder ob ſie angewalzt ſei, ſo 
hätte allerdings das Och. den dafür angebotenen Sachver- 
ſtändigenbeweis erheben oder deſſen Entbehrlichkeit begrün— 
den müſſen. Vorausſetzung hierfür iſt aber, daß ein ſolcher 
Beweisantrag im zweiten Rechtszuge unmißverſtändlich ge⸗ 
ſtellt war. Prüft man das tatſächliche Vorbringen der Par- 
teien im zweiten Rechtszuge, ſo iſt dort nichts mehr geſagt, 
als was ſchon im erſten Rechtszuge behauptet war, daß näm⸗ 
lich die Roherzeugniſſe Unterſchiede aufweiſen, je nachdem in 
der einen oder anderen Art die Oſe angebracht iſt. Darauf 
kommt es nicht an. Im übrigen aber hat der Bell. den tech- 
niſchen Ausführungen des Kl., ſoweit es das Anſchmieden im 
Geſenke betrifft, nicht mehr widerſprochen, weil es nach ſeiner 
Anſicht auf dieſe angeblich nicht vorbekannte Befeſtigungs⸗ 
art nicht ankam. Unter dieſen Umſtänden lag für das OLG. 
kein Anlaß vor, einen Sachverſtändigen zu vernehmen, wenn 
es nach der Geſamtheit des tatſächlichen Vorbringens beider 
Parteien keinen Zweifel hatte, daß die nach dem Gebrauchs- 
muſterauſpruch 1 unter Schuß geſtellten Gegenſtände ſich von 
den vorbekannten in keiner Weiſe unterſcheiden. Im übrigen 
geht es nicht an, immer dann ſchon eine Rechtsverletzung feft- 
zuſtellen, wenn ein im erſten Rechtszuge angebotener Sach⸗ 
verſtändigenbeweis, der im zweiten Rechtszuge nach dem Zu- 
ſammenhang des Geſamtvorbringens als erledigt gelten kann, 
ohne nähere Begründung als entbehrlich behandelt wird. Das 
Gericht braucht auch in techniſchen Fragen Sachverſtändige 
nicht zuzuziehen, wenn es ſich ſelbſt die nötige Sachkunde zu⸗ 
traut. In der Regel muß dann allerdings eine Begründung 
gegeben werden, die eine Nachprüfung ermöglicht, ob das 
OLG. von rechtlich einwandfreien Geſichtspunkten aus die 
techniſche Frage geprüft hat. Das entfällt aber, wenn das 
OLG. annehmen darf, daß die weſentliche techniſche Frage, 
die für feine Entſcheidung allein in Betracht kommt, gar nicht 
ſtreitig iſt. Ein ſolcher Fall liegt hier vor. 
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Es könnte vielleicht noch für die Behauptung, daß durch 
das Gebrauchsmuſter eine neue Raumform offenbart ſei, der 
Umſtand in Betracht kommen, daß bei angewalzten Ofen eine 
größere Genauigkeit in der Herſtellung erzielt werden ſoll als 
bei den bisher üblichen Herſtellungsverfahren. Aber auch 
hierbei handelt es ſich nach den Behauptungen des Bekl. nur 
um das Rohprodukt. Deshalb iſt es durchaus einwandfrei, 
wenn das OLG. dazu bemerkt, daß der Umfang der Nach⸗ 
bearbeitung unbeachtlich ſei, weil er aus dem Endprodukt 
nicht erkennbar ſei. 


Im übrigen hat das OLG. auch ohne Rechtsirrtum aus- 
geführt, daß der Vorſchlag, angewalzte Oſen zu verwenden, 
ſelbſt die für Gebrauchsmuſter ausreichende geringe Erfind⸗ 
dungshöhe nicht beſitze, weil es keine irgendwie beachtliche er⸗ 
finderiſche Leiſtung ſei, eine Herſtellungsart zu empfehlen, 
die in ſehr zahlreichen ähnlichen Fällen ganz allgemein üblich 
lei. Dem kann nur zugeſtimmt werden. Deshalb kann die 
Frage dahingeſtellt bleiben, ob anderenfalls vielleicht eine 
gewiſſe Verbilligung der Scharniere durch Anwendung der 
vorgeſchlagenen Herſtellungsart als Förderung des Gebrauchs⸗ 
zwecks zu bewerten wäre. Hierauf kommt es nicht mehr an, 
da die oben angeführten Gründe die angefochtene Entſcheidung 
ohne weiteres rechtfertigen. 


(RG., I. Ziv Sen., U. v. 29. Mai 1937, 1243/36.) P.] 
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18. RG. — 881, 41 Liturhcz.; 8 16 UnIWG. Es ift daran 
ſeſtzuhalten, daß ein urheberrechtlicher Schutz eines Druckſchrif⸗ 
ten⸗Titels beſtehen kann. Beſchränkt ſich der Schutz auf wett⸗ 
werbsrechtliche Verletzungshandlungen, ſo muß hierbei feſt⸗ 
a werden, ob der Titel einen geſchäftlichen Verkehr kenn⸗ 
net. 


Der am 1. Okt. 1907 verſtorbene Carl C.-C. hat das Buch 
der Operette „Leichte Kavallerie“ verfaßt, zu dem der 1895 
verftorbene Franz von Suppe die — jetzt gemeinfreie — 
0 uſit geſchrieben hat. Die „Fabrikation deutſcher Filme“ 
a b. H. (F. d. F.) hat einen Tonfilm mit demſelben Titel 
Jergeftellt, nachdem fie von der Streitgehilfin für ein Ent⸗ 
Fur von 1000 AM das Recht erworben hatte, den Titel in 
bindung mit der Muſik von Suppe zu benutzen. Die 
Sei F. hat das Urheberrecht an dem Tonfilm an die Bekl. 1 
ben areien, Die Bekl. 2, eine Tochtergeſellſchaft der Bett. 1, 
gefaßt ſich mit dem Verleihen des Films in Deutſchland. Die 
fr 2 Rechtsnachfolger des Carl C.⸗C., ſind der Anſicht, 
Men Die Streitgehilfin, der lediglich das ausſchließliche und 
18 ochränkte Vertriebs⸗ und Aufführungsrecht an dem Werk 
word zür Deutſchland, die Schweiz und Rußland übertragen 
5 ſei, über das Verfilmungsrecht nicht habe verfügen 
d. eu, und daß ihnen das ausſchließliche Urheberrecht an 
Mm Titel „Leichte Kavallerie“ zuſtehe. 


Sie haben geſtützt auf die 88 1, 11 Bitch 

r h hG., 88 1, 16 

nl, Klage erhoben mit dem Antrag, die Bekl. zu ver⸗ 

9 en, den Vertrieb des Films unter dem Titel „Leichte 
allerie“ zu unterlaſſen. 


Die Bekl. haben Kla ij Si 
. geabweiſung beantragt. Sie haben 
babednet, daß der Titel urheberrechtlichen Schutz genieße und 
Titel ee des $ 16 UnlWG. beſtritten, daß der 
a eichende Kennzeichnungskraft habe und die Gefahr 
einer Verwechſlung 5 * in 


Das Lch. hat dem Kla f 
Das LG, ö geantrag ſtattgegeben. Das MG. 
hat die Klage abgewieſen. RS. hat zurückverwieſen. 


Das KG. hält die Kla 
; ’ Klage ſowohl nach Urheberrecht ala 
auch nach Wettbewerbsrecht für Aeg undes 0 f 


I Soweit das BG. einen urheberrechtlichen Schutz ver- 
ihm im Ergebnis beizutreten. Vorweg iſt zu be⸗ 
3 „daß nur der Gebrauch eines Werktitels in Frage 
bei 10 ewa ein Eingriff in das ausſchließliche Merk 
Inh 0 ungsrecht des Verfaſſers (8 12), da unſtreitig die 
5 9 beider Bücher völlig verſchieden ſind. 
Lag Kc. will ſich grundſätzlich auf den Voden des 
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Urt. des Sen v. 13. Febr. 1932 (RGGZ. 135, 209 ff. — JW. 
1932, 1859 51) ſtellen, indem es mit dieſem anerkennt, daß 
der Titel als Teil des Werkes, das er bezeichnen ſoll, gem. 
g 41 LitUrhG. Schutz genießen könne. Nur darin will das 
KG. von den Gründen jenes Urteils abweichen, daß die 
Erheblichkeit des Teils als Schutzvorausſetzung ſich nicht 
nach dem Verhältnis des Entnommenen zu dem ganzen Werk 
bemeſſe, ſondern daß nur der wiedergegebene Teil zu be⸗ 
trachten und zu prüfen ſei, ob er als ſolcher Werkeigen⸗ 
tümlichkeit habe oder dem Allgemeingut angehöre. Sollte das 
KG. damit meinen, der Titel müſſe, für ſich betrachtet, die 
Merkmale eines Schriftwerkes tragen, ſo wäre das rechts⸗ 
irrig, weil dann ja der Titel ſchon nach 8 1 des Gef. ge- 
ſchützt wäre. Das KG. will aber auch wohl nur fagen, daß 
der Titel einen erheblichen Teil aus dem Gedankengehalt des 
Werkes in eigenperſönlicher Form wiedergeben müſſe. Das 
iſt richtig. Ob, wenn dieſes Erfordernis erfüllt iſt, der räum⸗ 
liche Umfang des Titels im Vergleich zum ganzen Werk 
außer Betracht bleiben muß, braucht hier nicht entſchieden 
zu werden. Jedenfalls ſpricht das KG, ohne Rechtsirrtum 
dem Titel „Leichte Kavallerie“ die Eigenſchaft ab, daß er 
einen irgendwie erheblichen Teil des Gedankengehalts der 
Operette wiedergebe. Das Weſentliche des Buches einer 
Operette iſt die Handlung. Mit ihr ſteht hier der ſtreitige 
Titel aber nur in einem loſen Zuſammenhang inſofern, als 
an ihr Huſaren beteiligt ſind. Der Kl. legt ein beſonderes 
Gewicht auf den Doppelſinn des Beiwortes „leicht“ (vgl. 
die übertragene Bedeutung in „leichter Sinn“). Das KG. 
ſagt aber richtig, daß dieſer Hinweis über den Inhalt des 
Werkes nichts Näheres ausſage. Es verneint weiter, daß der 
Titel von eigenperſönlicher Form ſei, weil er nichts weiter 
ſei, als eine bekannte, jedenfalls naheliegende militäriſche Be⸗ 
zeichnung. Auch das iſt rechtlich einwandfrei. 


Die Reviſion meint, nach der vielfachen Verwendung 
des Titels „Leichte Kavallerie“ habe es den Anſchein, daß 
das Erſinnen dieſes Titels für den Zweck der Operette zur 
treffenden Kennzeichnung der Suppeſchen Muſik wahrſchein⸗ 
lich die eigenartigſte und wertvollſte geiſtige Schöpfung des 
ganzen Eichen Librettos geweſen ſei, fo daß unter ihm die 
Suppéſche Kompoſition ihren Ruhm erworben habe. 


Damit verkennt die Rev. die — oben dargelegten — 
Vorausſetzungen des urheberrechtlichen Schutzes eines Schrift⸗ 
werkes i. S. des § 1 LiturhG. und feiner Teile (8 41 
LitUrhG.). Dieſer Schutz wird durch die Kennzeichnungs⸗ 
kraft eines Titels allein nicht begründet. Der Gedanken⸗ 
gang der Rev. gehört in ein anderes Rechtsgebiet, auf dem 
die Kennzeichnungskraft des Titels von weſentlicher Be⸗ 
a iſt, nämlich in das des unlauteren Wettbewerbs 
$ 16). 

II. Das KG. hält einen Tatbeſtand, wie ihn $ 16 Unl⸗ 
WG. vorausſetzt, nicht für gegeben, weil der Titel nicht mehr 
die Kraft habe, die Operette mit ihrem urſprünglichen Buch 
von anderen zu unterſcheiden. Das iſt zwar eine tatſäch⸗ 
liche Feſtſtellung. Das Rev. hatte aber zu prüfen, ob ihr 
ſachlich-rechtlicher Ausgangspunkt richtig iſt und ob fie pro⸗ 
zeßrechtlich einwandfrei getroffen worden iſt. Dagegen be⸗ 
ſtehen durchgreifende Bedenken. 


Daß der Titel des Textbuches einer Operette trotz des Ver⸗ 
ſchmelzens des Schriftwerks mit der Muſik zu einem einheit⸗ 
lichen Kunſtwerk für ſich nach § 16 geſchützt fein kann, wird vom 
KG. anerkannt und iſt nicht zu beweifeln. §S 16 UnlWG. kann 
alſo dem Schöpfer eines Werkes mit Titel eine Handhabe bie- 
ten, den ſpäteren Gebrauch des Titels für ein Werk anderen 
Inhalts zu verbieten, ſofern die ſonſtigen Tatbeſtandsmerk⸗ 
male erfüllt ſind. Der zeitliche Vorrang (Priorität) im Gebrauch 
des Titels „Leichte Kavallerie“ durch den Rechtsvorgänger der 
Kl. iſt außer Streit. 

Das KG. ſagt zutreffend, § 16 ſei nur anwendbar, 
wenn der Titel „Leichte Kavallerie“ noch als beſondere 
Bezeichnung der Operette mit dem urſprünglichen 
Buch gelte. Es hätte ſich alsdann aber zunächſt darüber Har- 
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werden müſſen, in welchem Verkehrskreis der Titel 
dieſe Geltung haben müſſe. Das BG. ſpricht vom „Pu⸗ 
blikum“ und meint damit wohl die Geſamtheit derer, zu 
deren Vorſtellungswelt die Operette a oder gehören 
kann. Es war aber weiter zu prüfen, ob § 16 verlangt, daß 
die Kennzeichnungskraft des Titels und damit die — auf ihr 
beruhende — Verwechſlungsgefahr bei gleichlautenden Titeln 
für den ganzen Verkehrskreis oder wenigſtens für eine Mehr⸗ 
heit beſteht. Letzteres ſcheint das KG. anzunehmen. Das iſt 
rechtsirrig. Nach feſtſtehender Rechtſprechung genügt es, daß 
die Verwechflungsgefahr bei einem nicht ganz unerheblichen 
Teil des Verkehrskreiſes beſteht (NGZ. 108, 276; 109, 228 
—= IM. 1925, 951). 

Daß das BG. dieſen richtigen rechtlichen Ausgangs- 
punkt nicht erkannt hat, laſſen auch die Gründe vermuten, 
die es für das Fehlen einer ausreichenden Unterſcheidungs⸗ 
kraft des Titels anführt. 

Zutreffend ſagt das KG., das Bekanntſein eines Wer⸗ 
kes ſetze nicht eine Kenntnis ſeines Inhalts, ſondern nur 
eine Kenntnis ſeines Vorhandenſeins voraus. Wer aber 
weiß, daß es eine Operette mit dem Titel „Leichte Kaval⸗ 
lerie“ gibt, der weiß mit Denknotwendigkeit auch, daß es ein 
Buch desſelben Titels gibt, es ſei denn, daß er über den Be⸗ 
griff „Operette“ überhaupt noch keine klare Vorſtellung hat. 
Wer dieſe aber hat, erhält dadurch, daß er erfährt, es gebe 
eine Operette „Leichte Kavallerie“ auch die Kenntnis von, 
ihrem gleichnamigen Buch. Auf welchem Wege er von der 
Operette hört, iſt unerheblich. Dieſer Wege ſind ſo viele, daß 
die geringe Zahl von Aufführungen der Operette mit 
dem urſprünglichen Buch noch kein Beweis gegen eine Ver⸗ 
breitung dieſer Kenntnis iſt. Bei der ſtreitigen Operette 
liegt es ſo, daß ſie zwar verhältnismäßig wenige Bühnen- 
aufführungen erlebt hat, daß aber ihre Muſik, namentlich die 
Ouvertüre, viel geſpielt wird. Selbſt wenn es die Muſik 
allein wäre, welche die Kenntnis davon vermittelte und 
wach hielte, daß eine Operette „Leichte Kavallerje“ und damit 
ein Buch mit dieſem Titel beſtehe, ſo wäre das für jene 
Kenntnis als Tatſache vollkommen gleichgültig. Das BG. 
nimmt an, die Muſik habe ſich in der allgemeinen Vor⸗ 
ſtellung ſo ſehr von der Operette losgelöſt, daß ſie auf jene 
nicht mehr bezogen werde. Es führt jedoch dafür keine Tat; 
ſachen von Beweiskraft an. Die geringe Anzahl von Bühnen⸗ 
aufführungen ergibt nichts dafür, daß die Muſik geſpielt 
wird, ohne daß dabei ihrer Zugehörigkeit zu einer Operette 
und damit einem Buch in irgendeiner Form gedacht wird. 
Das iſt nach der Erfahrung des täglichen Lebens beſonders 
wenig wahrſcheinlich bei der häufig geſpielten Ouvertüre. 
Die regelmäßig ein muſikdramatiſches Werk einleitenden 
Ouvertüren pflegen ſo bezeichnet oder angekündigt zu werden, 
daß die Oper oder Operette genannt wird, zu der ſie ge⸗ 
ſchrieben wurden. Gewiß iſt der aus der Bezeichnung einer 
Ouvertüre gezogene Schluß, daß eine Oper oder eine Operette 
und folglich ein Buch oder auch nur ein unkomponiertes 
Buch gleichen Titels beſtehe, kein unbedingt zwingender. 
Aber als reine „Programmuſik“ geſchriebene Ouvertüren 
bilden doch die Ausnahme. Die Kl. haben behauptet, daß die 
Ouvertüre ſtets angekündigt werde mit dem Zuſatz: „zur 
Operette Leichte Kavallerie“. Wenn das KG. ſagt, „daß Pu⸗ 
blikum“ denke bei der Bezeichnung der Muſik im allgemeinen 
nicht an die Operette als ſolche, ſo erhebt ſich auch hier der 
Zweifel, ob das BG. von der richtigen Rechtsauffaſſung 
ausgegangen iſt, nach der es ausreicht, daß ſich bei einem 
nicht unerheblichen Teil des „Publikums“ mit dem Titel 
die Vorſtellung des Beſtehens einer jo genanuten Operette 
und damit eines gleichnamigen Buches verbindet. 

Von Rechtsirrtum beeinflußt erſcheinen auch die Gründe 
für die Anſicht, der Titel „Leichte Kavallerie“ habe feine 
Kennzeichnungskraft dadurch eingebüßt, daß er anderen Wer⸗ 
ken beigelegt worden ſei. Das KG. ſtellt feſt, daß mehrere 
Klavierſtücke, darunter ein Foxtrott, denſelben Titel tra⸗ 
gen, und daß von 1927 1929 ein ſtummer Film gleichen 
Namens gelaufen ſei. Das KG. unterläßt es aber, darzu⸗ 
legen, weshalb dieſe Benutzungsfälle die Kennzeichnungskraft 
des Titels des Buches einer Operette merklich zu ſchwächen 


geeignet waren. Wenn dieſe Möglichkeit auch nicht ganz aus⸗ 
zuſchließen iſt, ſo wird doch in der Regel die Titelgleichheit 
von Werken verſchiedener Schaffensgebiete, wie es Klavier⸗ 
ſtücke und ſtummer Film im Vergleich zum Buch einer Ope⸗ 
rette ſind, die Unterſcheidungskraft des Titels auf einem 
der Gebiete wenig berühren. 


Beachtlich erſcheint in dieſem Zuſammenhang auch der 
Hinweis der Kl. darauf, daß die dem Filmweſen naheſtehen⸗ 
den Bekl. 1 und 2 ſelbſt erſt im zweiten Rechtszug ſich auf 
den ſtummen Film und ſeine angeblich die Unterſcheidungs⸗ 
kraft des ſtreitigen Titels ſchwächende Wirkung beſonnen 


hätten. 


Das RG. ſtellt ferner feſt, daß eine Operette „Leichte 
Kavallerie“ unter Benutzung der Suppeſchen Muſik, aber 
mit einem inhaltlich neuen Buch (das die Bekl. vorgelegt 
haben), vielfach — häufiger als die Operette mit dem alten 
Buch — aufgeführt worden ſei. Aber auch daraus folgt nicht 
zwingend, daß der bei weitem größte Teil (ſ. oben) des 
in Betracht kommenden Verkehrskreiſes den ſtreitigen Titel 
nur noch auf das neue Textbuch in Verbindung mit der 
Suppsſchen Muſik bezieht und deshalb gar nicht auf den 
Gedanken kommen kann, es handle ſich bei einem unter dem 
Titel „Leichte Kavallerie“ veröffentlichten Schriftwerk um 
das alte Textbuch. 


Somit kann das Urteil mit der bisherigen, die An— 
wendbarkeit des 8 16 UnlWG. verneinenden Begründung 
nicht beſtehen bleiben. Der Senat kann ſchon aus dem Grund 
nicht ſelbſt entſcheiden, weil das BG. dahingeſtellt gelaſſen 
hat, ob die übrigen Vorausſetzungen des § 16 gegeben ſind. 
Nur das ſpricht es beiläufig aus, daß es eine Verwechſlungs⸗ 
möglichkeit zwiſchen Schriftwerk und Film an ſich anerkenne. 
Der Tatbeſtand des § 16 weiſt aber noch ein anderes we⸗ 
ſentliches Merkmal auf, zu dem das KG. bisher keine aus⸗ 
reichenden Feſtſtellungen getroffen hat. Er erfordert zwar 
nicht, daß die Parteien in einem Wettbewerbsverhältnis 
ſtehen, wohl aber, daß der beanſtandete Titelgebrauch im „ge⸗ 
ſchäftlichen Verkehr“ erfolgt. Dazu mag richtunggebend be— 
merkt werden: Nicht das Unterſcheidungszeichen 
als ſolches ſoll geſchützt ſein, ſondern die hinter Die- 
ſem Zeichen ſtehende Erwerbstätigkeit (RG. 75, 373 
— JW. 1911, 465; Rg. 112, 5 = JW. 1926, 1332). 8 16 
verlangt demnach für feine Anwendbarkeit, daß durch die 
Verwechſlungsgefahr der geſchäftliche Verkehr, die der För⸗ 
derung eines Geſchäftszwecks dienende Tätigkeit desjenigen, 
der ſich des Titels befugterweiſe bedient, irgendwie erſchwert 
wird (RG. 108, 274 JW. 1924, 1369 1; RG. 114, 96; 
Baum bach, „Wettbewerbsrecht“, 3. Aufl., S. 24). Gegen⸗ 
ſtand des geſchäftlichen Verkehrs kann die Ausnutzung des 
Ausſchließlichkeitsrechts am Buch fein. Es fragt ſich hier 
aber, ob eine ſolche Verwertung überhaupt noch in einem 
praktiſch ins Gewicht fallenden Maße möglich iſt und durch 
eine Verwechſlungsgefahr erſchwert werden kann. Es wird auf 
die verſchiedenen Möglichkeiten geſchäftlicher Verwertung ein⸗ 
zugehen ſein. Dabei kommt in erſter Linie das Aufführungs- 
recht in Betracht. Hier kann erheblich ſein, daß nach dem 
eigenen Vortrog der Kl. das ausſchließliche Aufführungsrecht 
für Deutſchland, die Schweiz und Rußland an die Streit⸗ 
gehilfin gegen eine einmalige Abfindung veräußert worden 
iſt. Die Bekl. behaupten, daß auch die Wiener Aufführungs⸗ 
rechte der Streitgehilfin gehörten. Sodann kann das Vor⸗ 
bringen der Bekl. von Bedeutung ſein, daß das Buch dem 
heutigen Publikumsgeſchmack nicht mehr entſpreche und eine 
Bearbeitung einer Neuſchaffung gleichkommen müſſe. Die 
Bekl. führen das insbeſondere an gegen die praktiſche Mög⸗ 
lichkeit einer Verfilmung. Endlich wird noch zu unterſuchen 
fein, ob die Kl. geſchäftlichen Nutzen aus dem buchhändle⸗ 
riſchen Vertrieb des Buches ziehen oder ziehen können. Je 
nach dem Ergebnis der neuen Verhandlung wird der Sach⸗ 
verhalt auch erneut unter dem rechtlichen Geſichtspunkt des 
§ 1 UnlWG., § 826 BGB. zu würdigen ſein. 


(NS., I. ZivSen., U. v. 29. Mai 1937, 15/37.) 
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a 19. RG. — 881, 2 KunſturhG.; Ss 1, 7 GeſchmMuſtG. 

Gegenſtand des Kunſtſchutzes iſt nur die beſondere Geſtal⸗ 
tung des einzelnen Werles, aber nicht der allgemeine Gedanke 
einer Anwendung techniſcher Kunſtgriffe zur Erzielung einer 
beſonderen Wirkung. 

Kunſtgewerbliche Erzeugniſſe i. S. des 8 2 Kunſt UrhG. find 
nur dann vorhanden, wenn ſie trotz ihrer Beſtimmung für den 
Gebrauchszweck Kunſtwerkeigenſchaft beſitzen. Dazu genügt die 
Erfüllung der Vorausſetzungen des Geſchmacksmuſterſchutzes 
nicht; entſcheidend iſt der Grad des äſthetiſchen Gehalts. 

Werden vor der Anmeldung eines Geſchmacksmuſters 
Warenproben, die dem Muſter genau entſprechen, an Händler 
zur Kundenwerbung überlaſſen, ſo wird dadurch die Neuheit des 
Muſters zerſtört. f) 

Die Parteien ſind Herſteller von Webwaren für Möbel⸗ 
ſtoffe. 

Zufolge Anmeldung v. 22. Mai 1933 hat die Kl. ihre 
Muſter „Dachau“ und „Diera“ im Muſterregiſter des AG. M. 
mit einer ſpäter nicht verlängerten Schutzfriſt von zwei Jahren 
eintragen laſſen. 


In einem von der Bekl. unter der Bezeichuung „Ems“ 
herausgebrachten Möbelſtoff hat die Kl. eine Nachbildung ihrer 
beiden Muſter erblickt. Sie hat geltend gemacht, ihre Muſter 
ſeien nicht nur nach dem GeſchmMuſtég., ſondern auch als kunſt⸗ 
gewerbliche Erzeugniſſe nach dem KunſtſchutzGG. geſchützt. Die 
Bekl habe auch durch Verbreiten ihrer Nachbildung gegen 8 1 
Unl WG. und § 826 BGB. verſtoßen. 

Das LG hat die Klage abgewieſen; das OLG. hat den 
Klageanträgen entſprochen. Auf Rev. der Bekl. wurde die Klage 
abgewieſen. 


1, Abweichend von dem L. erblickt der BerR. in den 
als Vorbilder für Möbelſtoffe dienenden Muſtern „Diera“ und 
„Dachau“ der Kl. Erzeugniſſe des Kunſtgewerbes i. S. von 82 
Kunſtſchutz c., weil die in ihnen verkörperte ſchöpferiſche Lei⸗ 
ſtung nach den im Leben herrſchenden Anſchauungen als Kunſt 
anzuſehen ſei. Zur Begründung dieſer Anſicht nimmt er Be⸗ 
zug auf mehrere Gutachten der Sachverſtändigenkammer fur 
Werke der bildenden Künſte in D. und ein von der Kl. vor⸗ 
gelegtes Privatgutachten des Prof. G. In Betracht kommt hier⸗ 
nach die „beſonders plaſtiſche und prickelnde Wirkung“, die nach 
Meinung der Kl. durch die im Schuß zwiſchen den hohen Rip⸗ 
pen in beſtimmten Abmeſſungen abwechſelnd eingewebten Fäden 
aus glänzender Kunſtſeide und aus Baumwollmulegarn her⸗ 
beigeführt wird. Bezweckt wird mit der Verwendung der Schuß⸗ 
fäden die Auflöſung des Stoffgrundes und der verſchiedene Blät⸗ 
ter darſtellenden Muſterung ſowie die Hervorhebung der Zeich⸗ 
nung durch Einrahmung eines Teiles der Blätter. Auf Grund 
des Beweisergebniſſes verneint der Berg., daß Stoffe von ſol⸗ 
cher Beſchaffenheit bereits bekannt geweſen ſeien. Unter Be⸗ 
rufung auf den Augenſchein ſtellt er ſodann feſt, die kennzeich⸗ 
. Merkmale der Muſter „Diera“ und „Dachau“, nämlich 
se Auflöſung des Grundes und die Hervorhebung der Figuren 
92105 eigenartige Verwendung von Effektſchüſſen, ſeien auch bei 

em Muſter „Ems“ der Bekl. vorhanden. Die abweichende Form 
155 Figuren ſei demgegenüber unerheblich. Die Übereinſtim⸗ 
ung gehe ſo weit, daß nach den Grundſätzen des Beweiſes 
050 erſten Anſchein angenommen werden muſſe, der Stoff 
1 05 ſei nach dem Vorbilde der Muſter „Diera“ und „Da⸗ 
Yen oder eines von ihnen geſchaffen. Daraufhin hat dann der 
erg. dem Unterlaſſungsanſpruch der Kl. ſtattgegeben. 
N Dieſe Erwägungen und ihr Ergebnis ſind rechtlich nicht 